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Abhandlungen 
Der Entſchuloͤungsrichter 


Von Amtsgerichtsrat Hahn in Dorum 


Welche Stellung muß vom nationalfozialiftifchen 
Standpunkt aus der Richter zu dem Geſamtgebiet der 
landwirtſchaftlichen Entſchuldung einnehmen? Eine 
Frage, die nicht in erſter Linie aus dem Entſchuldungs⸗ 
geſetz und ſeinen Durchführungsverordnungen beant⸗ 
wortet werden kann, ſondern nur und allein aus 
der nationalſozialiſtiſchen Geſinnung 
heraus, aus dem verantwortungsbewußten Pflicht 
gefühl des Richters gegenüber Volk und Staat. Das 
heißt aber im Dritten Reich nichts anderes, als daß der 
Entſchuldungsrichter in dem Kampf um die glückliche 
Durchführung der landwirtſchaftlichen Entſchuldung 
ſich immer wieder die entſcheidende Frage vorlegt: Wie 
diene ich dem Volke am beſten? 

Wenn ich bewußt das Wort Kampf gebraucht habe, 
ſo meine ich damit nicht den „Kampf“ in den In⸗ 
ſtanzen um die endgültige Rechtsfindung oder etwa den 
„Kampf“ mit den vielen Tücken der zahlreichen Einzel⸗ 
vorſchriften der oft nicht ganz einfachen und klaren Ge⸗ 
ſetzesmaterie, ſondern den immerwährenden Kampf 
jedes verantwortungsbewußten Richters in der Arbeit 
an ſich ſelbſt um die Höchſtleiſtung, um das Ideal der 
Führerperſönlichkeit als Volksrichter im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staat. Und gerade die Tätigkeit des Ent⸗ 
ſchuldungsrichters ſtellt hier höchſte Anforderungen, weil 
von ſeiner Aufgabe, den Bauernſtand wieder auf eine 
geſunde Wirtſchaftsgrundlage zu ſtellen, letzten Endes 
der Wiederaufbau des ganzen Volkes abhängt; denn 
„es gibt keinen Aufſtieg“, ſo ſagt der Führer in ſeiner 
Rede am Tage der nationalen Arbeit am 1. Mai 1933, 
„der nicht beginnt bei der Wurzel des nationalen, 
völkiſchen und wirtſchaftlichen Lebens, beim Bauern“. 

Gewiß, man kann es ſich nach altem Schema auch ein⸗ 
fach machen, indem man ſeine Arbeitstätigkeit darauf 
beſchränkt, die Entſchuldungsſachen paragraphenmäßig 
abzuarbeiten, ſchon zufrieden iſt, wenn eine neue Durch⸗ 
führungsverordnung auf einen entſprechenden Fall zu⸗ 
geſchnitten, oder in einer Entſcheidung höheren Orts 
über eine Streitfrage entſchieden iſt, was ſchließlich zu 
einem Suchen, zu einer Jagd nach Präzedenzfällen aus⸗ 


artet. Dieſe Art des Kampfes mit Akten, Kommen⸗ 
taren und Entſcheidungen führt aber auf dem Wege zur 
Richterperſönlichkeit nicht hinauf ſondern bergab, ſie 
verleitet zur Unſelbſtändigkeit und Scheu vor der 
eigenen Verantwortung. Die Kenntnis der Geſetze, 
Verordnungen und Entſcheidungen iſt für jeden Juriſten 
fachmänniſche Vorausſetzung, darüber hinaus iſt für den 
Volksrichter ein vorurteilsfreies Urteil, ein offener 
Blick für die Wirklichkeit, für unſere Volksgenoſſen ver⸗ 
bunden mit Verantwortungswillen unerläßliche Vor⸗ 
bedingung. Daher „iſt die Ausbildung der Willens⸗ und 
Entſchlußkraft ſowie die Pflege der Verantwortungs- 
freudigkeit von höchſter Wichtigkeit“, Adolf Hitler 
„Mein Kampf, S. 462. 

Ja, ſchon recht, aber die Geſetzesvorſchriften und 
gerade die vielen Einzelvorſchriften der Entſchuldungs⸗ 
geſetzgebung, ſie ſind doch für den Richter bindend? — 
Das Geſetz bildet die notwendige Ordnung zur Auf- 
rechterhaltung der Gemeinſchaft, aber das urſprüng⸗ 
lichere iſt das Volk. Das Volk iſt nun keine Sache, 
ſondern etwas Lebendiges, und niemals darf ein noch 
ſo ſtarres Geſetzesſyſtem dazu führen, daß über der Ent⸗ 
ſchuldungs⸗„ſache“ der lebende Volksgenoſſe vergeſſen 
wird, der Paragraph das Leben ertötet, eine Sache von 
vielen übrig bleibt. Und dafür ſind gerade wir Richter 
da, das iſt unſer Kampf im Rechtsleben: Das Volks⸗ 
leben nicht nach den Paragraphen ſchematiſch zu ab⸗ 
ſtrahieren, ſondern auch im Rechtsleben lebendig zu er⸗ 
halten und als wahre Führer des Volkes mit kämpfe⸗ 
riſchen Geiſt zu geſtalten. 

Ich gebe zu, daß gerade auf dem Gebiete der land— 
wirtſchaftlichen Entſchuldung durch die Fülle der zahl- 
reichen Spezialvorſchriften, ganz anders wie bei der 
richterlichen Entſcheidungen freieren Spielraum laſſen⸗ 
den Reichserbhofgeſetzgebung, Selbſtändigkeit, Ent⸗ 
ſchlußkraft und Verantwortungsfreiheit reichlich ein⸗ 
geengt wird, aber deswegen darf er erſt recht nicht ver⸗ 
geſſen, daß er Richter iſt. Nicht die Nachprüfung und 
Beſtätigung eines rechneriſch richtig errechneten Ent⸗ 
ſchuldungsplanes iſt feine Hauptaufgabe, fon 
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dern die Aufbauarbeit einer gefunden 
Wirtſchaftsgrundlage der Landwirt- 
ſchaft, ein Ziel, das ſich niemals, auch bei noch ſo 
geſchickter Handhabung der Paragraphen, allein aus der 
Geſetzesmaterie heraus „errechnen“ läßt, ſondern nur 
aus der volksnahen Verbindung und der eigenen Ver⸗ 
antwortung heraus. Sich dabei immer die Frage vor 
Augen halten: Was nützt dem Gemeinwohl, dem 
Volke? Deswegen habe ich dieſe Zeilen geſchrieben, nicht 
aus dem Geſetz, ſondern aus meiner inneren Über⸗ 
zeugung heraus als eine Antwort auf die Frage: Was 
not tut? — — — 

Es iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, daß der Entſchul⸗ 
dungsrichter ſich zunächſt eingehend mit den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften befaßt. Zur Klärung von 
Zweifelsfragen andererſeits, iſt eine enge Zuſammen⸗ 
arbeit aller beteiligten Stellen und Behörden unerläß⸗ 
liche Vorausſetzung. Daher halte ich es für ſehr 
wünſchenswert, wenn von Zeit zu Zeit eine Arbeits- 
tagung ſämtlicher Beteiligten im Bezirk eines Land⸗ 
gerichts, wie ſie beiſpielsweiſe am 8. März d. J. in 
Verden abgehalten wurde, zur gegenſeitigen Ausſprache 
abgehalten wird. Zweifelsfragen können hier beſprochen 
werden, der Geſichtskreis wird erweitert und die in 
gemeinſamer Diskuſſion gegebenen Anregungen fördern 
die Arbeiten. 

Dieſe geſetzestechniſche Tätigkeit, gewiſſermaßen im 
Innenverhältnis, iſt notwendig für den Entſchuldungs⸗ 
richter, darüber hinaus, im ſeinem Verhältnis zum Volk, 
muß er ſich über die Urſachen der landwirt- 
ſchaftlichen Verſchuldung völlig im klaren 
ſein. Wenn man die Landwirtſchaft entſchulden will, 
muß man die Urſachen kennen, dann erhält man ſelbſt 
die Antwort auf die Frage: Was not tut? und damit 
das Ziel und die Aufgabe. 

Stellten die Maßnahmen des Vollſtreckungsſchutzes 
eine vorübergehende Zwiſchenlöſung dar, ſo gilt es jetzt, 
normale Zahlungs verhältniſſe in der 
Landwirtſchaft auf geſunder Grundlage und auf 
lange Sicht zu geſtalten, ſo daß die Ernährung 
unſeres Volkes geſichert iſt. Das iſt die große Aufgabe, 
die der Löſung harrt, eine Aufgabe, die auch vom 
Reichsnährſtand auf dem Wege der Erzeugungsſchlacht 
in Angriff genommen worden iſt. Unſere Aufgabe als 
Entſchuldungsrichter iſt es, Seite an Seite mitzu⸗ 
arbeiten, getrennt marſchieren und vereint ſchlagen, er⸗ 
kennen, was not tut? Das iſt: für eine beſchleunigte 
Durchführung Sorge zu tragen; denn wieder beginnt 
jetzt im Frühjahr der Kreislauf landwirtſchaftlicher Er⸗ 
zeugung, die zwar oberflächlich betrachtet mit der Ent⸗ 
ſchuldungsarbeit der Gerichte kaum in einem Zu⸗ 
ſammenhang zu ſtehen ſcheint, und doch iſt die Tätig⸗ 
keit der Gerichte ausſchlaggebend beteiligt. Denn auf 
die Dauer iſt die ungeklärte Lage der Entſchuldungs⸗ 
betriebe ſowohl für die Gläubiger als auch für den 
Betriebsinhaber unerträglich; ſie wirkt in jeder Weiſe 
lähmend auf den Wirtſchaftsaufbau, deprimierend aber 
auf den Schuldner. Seit Jahren kämpft er den ſchweren 
Kampf für ſeine Scholle, er hofft von Jahr zu Jahr, 
nun liegt er ſchon über ein bis zwei Jahre in der Ent⸗ 
ſchuldung, die Produktionsmittel werden immer 
knapper, da er nach der Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens keine oder nur ungenügende Betriebskredite 
noch erhält, ſo daß er zumeiſt gar nicht mehr in der 
Lage iſt, Höchſtleiſtungen zu erzielen, ſein Mut iſt mehr 
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und mehr geſunken und hat einer Gleichmütigkeit Platz 
gemacht. Wer die Lage der Landwirtſchaft ſeit Jahren 
verfolgt hat, wer im Volksleben ſteht, und den Kampf 
der Bauern von Jahr zu Jahr mitgekämpft hat, weiß, 
daß alle Hoffnung zuletzt in der landwirtſchaftlichen 
Entſchuldung wurzelte. Und nun gehen wiederum 
Jahre dahin, und neue Schulden kommen hinzu, die 
vom Verfahren nicht mehr erfaßt werden, wer kann es 
den Bauern verdenken, wenn einer höchſtgeſpannten 
Hoffnung als Reaktion tiefe Gleichgültigkeit gefolgt iſt? 

Das darf nicht ſein! Dafür ſind wir als Richter der 
Entſchuldung, wenn wir es mit unſerm Richtertum im 
nationalſozialiſtiſchen Staat Ernſt nehmen, mit ver⸗ 
verantwortlich. Wir wiſſen, was not tut, nämlich eine 
einheitliche und vor allen Dingen eine be⸗ 
ſchleunigte Durchführung der Entſchuldung. 

Ja, aber es fehlen doch vielfach notwendige Aus— 
führungsbeſtimmungen, wird nun vielleicht eingewandt 
werden; das hindert aber keineswegs die Arbeit. 

Es kann wohl angenommen werden, daß von den 
Entſchuldungsgerichten in überwiegender Mehrheit über 
die geſtellten Anträge auf Entſchuldung inzwiſchen ent⸗ 
ſchieden worden iſt. Jedenfalls liegen kaum noch 
Gründe vor, dieſe Entſcheidung zurückzuſtellen. Dabei 
iſt zu berückſichtigen, daß der Bauer kein Kaufmann und 
Geſchäftsmann iſt, ſchriftlichen Auflagen oft nur unge⸗ 
nügend nachkommt; dann nicht etwa die Akten auf Friſt 
legen, ſondern handeln. Die Initiative der ge⸗ 
ſamten Entſchuldung liegt immer bei 
dem Entſchuldungsrichter, nicht beim 
Schuldner, auch nicht bei den Entſchuldungsſtellen, 
die feiner Aufſicht unterſtehen (Art. 4 der VI. DfVO.). 
Handeln iſt daher das Gebot der Stunde, Kan 
deln liegt im Intereſſe der Sicherung der Ernäh⸗ 
rung und damit im Intereſſe der Volksgeſamtheit, 
Handeln aber auch im Intereſſe der Wirtſchaftsbelebung 
für den Gläubiger und für den Schuldner. 

Das geſchieht in allen Fällen am beſten durch münd⸗ 
liche Verhandlung und Aufklärung vor dem Entſchul⸗ 
dungsgericht unter gleichzeitiger Zuziehung der Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle und des Kreisbauernführers, auch Gläu⸗ 
biger mit vorladen; dabei hat ſich dann immer heraus⸗ 
ee daß in erfter Linie notwendige Aufklärung 
ehlt. 

Auch ſämtliche Anträge auf Selbſtentſchuldung emp⸗ 
fehle ich, zweckmäßigerweiſe im Termin vor dem Ent⸗ 
ſchuldungsgericht in gleicher Weiſe aufzuklären und 
durchzuführen; dabei bitte ich, die Mühe nicht zu ſcheuen, 
auch die Gläubiger der nicht mündelſicheren Forde⸗ 
rungen heranzuziehen, um die Angleichung ihrer Forde⸗ 
rungen an die Erforderniſſe des $ 14 SchRG. herbei⸗ 
zuführen. Gewiß, es iſt vom Geſetz wegen die Aufgabe 
des Betriebsinhabers dieſen Nachweis zu führen, aber 
wir wiſſen doch alle, daß der Schuldner hierzu in den 
meiſten Fällen nicht in der Lage ſein wird. 

Gerade das Selbſtentſchuldungsver⸗ 
fahren bietet dem Entſchuldungsrichter die Handhabe, 
ſchnell zum Ziele zu gelangen, daher muß von dieſer Mög⸗ 
lichkeit weiteſtgehender Gebrauch gemacht werden. Hier 
bietet ſich häufig die Schwierigkeit, daß die Sparkaſſe als 
Gläubigerin wegen eines nicht mündelſicheren Perſonal⸗ 
kredites glaubt, freiwillig der Angleichung nach $ 14 
SHRE, nicht zuſtimmen zu dürfen, in der Annahme, 
daß dadurch ein freiwilliger Zinsverzicht ausgeſprochen 
werde und ſie dann Gefahr laufe, keinen Zinsausgleich 
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zu erhalten. In dieſen Fällen empfehle ich, ſich mit der 
Aufſichtsbehörde der Sparkaſſe in Verbindung zu ſetzen; 
daran darf die Durchführung der Selbſtentſchuldung 
niemals ſcheitern. 

Ergibt ſich nach der Aktenlage die Unmöglichkeit der 
Durchführung des Verfahrens nach dem Geſetz, dann 
kommt es nicht darauf an, einen ſeitens der Entſchul⸗ 
dungsſtelle geſtellten Antrag auf Aufhebung des Ver⸗ 
fahrens ſchnellmöglichſt mit einem diesbezüglichen Be⸗ 
ſchluß zu beantworten, damit wieder eine „Sache“ als 
erledigt weggelegt werden kann, ſondern dann kommt 
es auf die Perſönlichkeit des Richters erſt recht an. Denn 
unſere Aufgabe darf ſich nicht allein in einer formal⸗ 
juriſtiſchen Bearbeitung erſchöpfen, ſondern unſere Auf⸗ 
gabe iſt es, den landwirtſchaftlichen Betrieb wieder auf 
eine geſunde und lebensfähige Grundlage zu ſtellen, 
wobei das Geſetz gewiſſermaßen nur Mittel zum Zweck 
iſt. Auch hier ſchafft ein Vergleichstermin vor dem Ent⸗ 
ſchuldungsgericht, die Möglichkeit, Widerſtände zu be⸗ 
ſeitigen. Auch auf der Gläubigerſeite iſt heute unver⸗ 
kennbar der Wille zur Mitarbeit vorhanden, und nur 
durch engſte Zuſammenarbeit kann das große Ziel des 
Wiederaufbaues erreicht werden. Es gibt keine 
Schwierigkeiten, die nicht zu überwinden ſind. 

Was not tut? iſt nicht ein einheitliches Schema, ſon⸗ 
dern Verantwortungsfreudigkeit, um aus den geſamten 
Verhältniſſen des Betriebes eine praktiſche und zugleich 
lebenswahre Entſcheidung zu treffen. Daher kann es 
ſich bei meiner Betrachtung auch nicht darum handeln, 
zu unterſuchen, ob die geſetzlichen Grundlagen von kapi⸗ 
taliſtiſchen oder nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkten 
beeinflußt ſind, ſondern unſere Aufgabe iſt es, ſie mit 
nationalſozialiſtiſchen Geiſt zu erfüllen und in dieſem 
Sinne auch zu handeln. Die Entſchuldung iſt kein 
Rechenexempel. Was nützt der beſte geſetzmäßige Plan, 
wenn er praktiſch nicht durchführbar iſt, der Betrieb 
nicht mehr lebensfähig iſt? Der Mediziner würde 
ſagen, die Operation iſt gut verlaufen, der Patient iſt 
tot. Daher handeln mit offenem Blick für das Leben, 
denn es iſt ohne weiteres klar, daß bei Betrieben mit 
beiſpielsweiſer gleicher Schuldenlaſt und Zinsleiſtungs⸗ 
grenze im Geſetz zwar nicht, wohl aber in den Betrieben 
ein ganz gewaltiger Unterſchied liegen kann, ſo z. B. 
in der Kultur der Ländereien, in der Güte und Größe 
des Inventars, in der Art der Bewirtſchaftung und da⸗ 
mit der Einnahmequellen, in der Perſönlichkeit der 
Bauern. Das Ergebnis muß dementſprechend verſchieden 
ausfallen. 

Zum Schluß komme ich auf einen der wichtigſten 
Punkte: Zahlungsmoral und Zahlungspflicht des Be⸗ 
triebsinhabers. Hierbei bin ich in erſter Linie auf 
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die in meinem Bezirk gemachten Erfahrungen ange⸗ 
wieſen und bin bei der Frageſtellung, was not tut, zu 
der Erkenntnis gelangt, daß es eine der allerwichtigſten 
Aufgaben, und zwar aller beteiligten Stellen ſein wird, 
mit allen Kräften dahin zu wirken, daß Zahlungs- 
moral und Zahlungspflicht gehoben wird. Nach der Er⸗ 
öffnung des Entſchuldungs verfahrens müſſen alle fällig 
werdenden Zinſen und Steuern laufend bezahlt werden; 
Rückſtände werden nicht mit in den Entſchuldungsplan 
einbezogen. Durch das Anwachſen von Rückſtänden 
während des Verfahrens kann unter Umſtänden der 
Erfolg der Entſchuldung gänzlich in Frage geſtellt 
werden. 

Hier tut eindeutige Aufklärung not. Vor allen Dingen 
Klarheit ſchaffen, auch ſeitens der Bauernführer. Da⸗ 
her halte ich es für unverantwortlich, wenn heute noch 
den Bauern erklärt wird, ſo geht die Entſchuldung doch 
nicht, es müſſen noch neue Geſetze kommen. Damit 
werden unerfüllbare Hoffnungen erweckt, und der Ber 
triebsinhaber hält mit ſeinen Zahlungen zurück, in der 
Erwartung, daß ſpäter die Rückſtände vielleicht ge⸗ 
ſtrichen werden könnten. 

Die Zeiten der liberaliſtiſchen Steuermoral ſind end⸗ 
gültig vorbei. Im nationalſozialiſchen 
Staat kommen die Pflichten vor den 
Rechten, jeder Bürger und Bauer hat zunächſt ſeine 
Pflichten gegenüber dem Staat zu erfüllen, dazu gehört 
Steuer⸗ und indirekt auch Zinszahlung. Nein, der 
Richter iſt kein Steuerbüttel, aber ſein Pflichten⸗ 
kreis beſchränkt ſich nicht allein auf ſeinen Amts⸗ und 
Geſchäftsbetrieb, ſondern er nimmt in hohem Maße 
Anteil an der Erziehung des deutſchen 
Volkes zur nationalſozialiſchen Welt⸗ 
ſchauung. Wenn gerade dem Bauern und dem Land- 
wirt in bevorzugtem Maße vom Staat Schutz und Hilfe 
zuteil geworden iſt, ſo aus dem ſtaatspolitiſchem Inter⸗ 
eſſe der Erhaltung und Ernährung des geſamten Volkes, 
nicht dagegen zum eigennützigen Vorteil eines Standes. 
Der Bauer kann heute auf ſeinem Grund und Boden 
nicht ſchalten und walten, wie er will, ſondern ſein 
Eigentum verpflichtet ihn zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung, dazu gehört auch ſeine Zahlungspflicht. 

Soll die Durchführung der Entſchuldung von Erfolg 
gekrönt ſein, ſo muß ſich der Betriebsinhaber ſeiner 
Zahlungspflicht bewußt geworden ſein, ſonſt wird der 
beſte Entſchuldungsplan wertlos. Daher muß auch hier 
der Richter die Initiative ergreifen und in engſter Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den Entſchuldungsſtellen und den 
Bauernführern auf die Hebung der Zahlungsmoral und 
Zahlungspflicht hinwirken, damit die Betriebe lebens⸗ 
fähig bleiben. 


Dorfnahes juriſtiſches Schrifttum! 


Von Dr. K. Setz, Amtsgerichtsrat in Neresheim (Württbg.) 


Wer Gelegenheit hat, am Sonntag im Dorfwirtshaus 
einem unbefangenen Geſpräch unſerer Bauern zuzu⸗ 
hören, der weiß, welche Rolle hier Rechtsfragen des 
Alltags ſpielen. Immer wieder geraten auch dabei die 
Meinungen aneinander. Als bei uns in Württemberg 
der Amtsrichter noch an jedem Markttag unentgeltliche 
Rechtsauskunft erteilte, kam es vor, daß ſolche theo⸗ 
retiſchen Rechtshändel vom einen oder anderen ihrer 


Kontrahenten mit zu Markt getragen wurden. Am 
a Sonntag wurde dann der Goetheſche Spruch 
wahr 

„Der Amtmann ſchnell das Übel ſtillt, 

Weil er nicht für ihresgleichen gilt!“ 

Das Ganze war nicht mehr als ein fröhlicher Beweis 

dafür, daß es auf dem Dorf auch damals ſchon keine 
„Vertrauenskriſe der Juſtiz“ gab. 
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Aber es beſtand und befteht immer noch ein Be⸗ 
dürfnis nach einem der Mentalität des Bauern an⸗ 
gemeſſenen juriſtiſchen Schrifttum. 

Ich denke hier nicht an die juriſtiſchen Ratgeber, 
„Hausadvokaten“ und dergleichen Bücher. Der Bauer 
wird ſie kaum viel in Anwendung bringen. Jene zum 
Glück ſeltenen Dorferſcheinungen, die ſich über das 
Studium ſolcher Hausmittel zum juriſtiſchen Kur⸗ 
pfuſcher und Winkeladvokaten hindurchmauſern, haben 
mit dem Ehrenſtand des Bauern ebenſowenig zu tun, 
wie mit dem der Rechtswahrer. Die dem Bauern 
adäquate Art der Darbietung iſt die Zeitung. Dabei 
mag der juriſtiſche Teil ſich recht vorteilhaft auf die 
Form des „Wochenblatts“ beſchränken. So wie der 
Landmann ſeine rechtlichen Angelegenheiten tunlichſt 
auch nur am Sonntag oder an den Markttagen hervor⸗ 
holt, genügt ihm in der Woche durchaus eine einmalige 
juriſtiſche Lektüre. 

Wir haben dieſes dorfnahe juriſtiſche Schrifttum 
immer noch nicht! 

Notwendig wäre es aber nicht allein, um dem ur⸗ 
ſprünglichen Bedürfnis unſerer noch wurzelechten 
bäuerlichen Volksgenoſſen nach männlicher Rede und 
Gegenrede über Fragen des Rechts Anregung und 
Führung zu geben. Vieles wäre hier zu bringen und 
eine Unſumme richtigzuſtellen. In unſerer national⸗ 
ſozialiſtiſchen Umbruchszeit könnte dazu der juriſtiſche 
Publiziſt in ganz beſonderem Maße auch noch politiſch 
auf⸗ und ausbauen. Die beſten Juriſten wären dazu 
gerade gut genug. Der Amtsrichter auf dem Land müßte 
in erſter Linie hier aufgerufen ſein! Bei ihm insbeſon⸗ 
dere fürchtet der Bauer auch keinerlei Hintergedanken. 

Was ſoll behandelt werden? 

Alles, was der Geſetzgeber des neuen Staates der 
rechtlichen Ordnung für wert hält. Vorab natürlich das 
dem Dorfgenoſſen zunächſt Liegende, das vom national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedanken am vollſtändigſten und inten⸗ 
ſivſten Erfaßte! Alſo in erſter Linie das Erbhofrecht 
und das nicht leicht darzuſtellende Entſchuldungsrecht. 
Vor Jahren habe ich an dieſer Stelle eine aus 4 Jahren 
Friedensrichter⸗Tätigkeit gewonnene Aufſtellung der 
behandelten Rechtsverhältniſſe gegeben (DRZ. 1934 
Heft 7). In dem ganz vorwiegend ländlichen Bezirk 
kamen damals zur Schlichtung: 


Kauf und Vieh kauf 17,2% 
Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſe . 13,1 / 
Beleidigung und Körperverletzung 

(einſchl. Hausfriedensbruch) . 12,7% 
Miete, insbeſondere Räumung. 14,4% 
Aufwertunn gg 8,3% 
Familien⸗ und Erbſchaftsſachen. 7,5% 
Nachbarrecht und Grunddienſtbarkeit 5,8 % 
Verſicherung und Abonnement 5,8% 
Darlehen und Bürgſchaft. 3,80% 
Gutsübergabe und Leibgeding 2,4% 
Automobilhaftung 2,0% 
Pacht 1,0%, 
Verſchiedenes, insbeſondeer Fälle 

der $$ 823 ff. BGB., rund. 5 90%. 


Dieſe Zuſammenſtellung konnte nach der Art der 
württembergiſchen Schlichtungstätigkeit ein getreues 
Spiegelbild des dörflichen Rechtslebens abgeben. Mu⸗ 
tatis mutandis gibt ſie es auch noch heute. 

Weitaus der größte Teil aller „rechtlichen Sachen“ 
intereſſiert den Dorfgenoſſen. Auch hier gilt es nur hin⸗ 
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einzugreifen ins volle nationalſozialiſtiſche Rechtsleben. 
Wie wir das aber machen, darauf kommt es an. In der 
artgemäßen Darbietung liegt die eigentliche Schwierig⸗ 
keit und Kunſt. 

Immer wieder bringt der Bauer ein Stück Zeitung 
vor den Richter. Darin findet ſich ein Aufſatz unbe⸗ 
holfen angeſtrichen. Manchmal ſteht auch das Wort 
„Wichtig“ daneben geſchrieben. Der Bauer glaubt dem 
gedruckten Wort mehr als jedem geſchriebenen oder gar 
geſprochenen. Das beweiſen die nicht ſeltenen Zu⸗ 
ſchriften, die jeder erhielt, der einmal für das Dorf 
ſchrieb. Eines Mannes Rede gegen die Unfehlbarkeit 
des Schwarzgedruckten vermag beim Bauern ſelten 
etwas auszurichten. Es muß ihm noch ein Zweiter oder 
Dritter beweiſen, daß es nicht ſtimmt oder — daß er 
das Gedruckte nicht richtig verſtanden hatte. 

Da iſt beiſpielsweiſe in einer Landwirtſchaftszeitung 
ein ganz zeitgemäßer Aufſatz aus dem Entſchuldungs⸗ 
recht zu leſen. Aber ſchon die Überſchrift lautet: „Eigen⸗ 
tumsvorbehalt, Sicherungsübereignung und Sicherungs⸗ 
übertragung von Forderungen und die Rechtsſtellung 
der Verfahrensſchuldner.“ Dieſe Überſchrift könnte auch 
in jeder juriſtiſchen Fachſchrift ſtehen. Wie der Titel, ſo 
auch der zwei Seiten lange Aufſatz. Von einem Juriſten 
für Juriſten oder vielleicht noch für Großſtadtmenſchen 
geſchrieben! Dem Bauern, der ihn lieſt, geht das Mühl⸗ 
rad im Kopf herum. Nach ſeiner Wanderung durch eine 
trockene juriſtiſche Wüſte wird ihm vielleicht die Er⸗ 
innerung an dieſe oder jene grüne Weide für ſeinen 
unter Eigentumsvorbehalt gekauften Ochſen geblieben 
ſein. Er wird ihn ſchleunigſt veräußern, vom Vieh⸗ 
händler dafür wegen Unterſchlagung zur Anzeige ges 
bracht und vom Strafrichter darüber aufgeklärt werden, 
daß die von ihm entdeckte Oaſe in der Abhandlung nur 
eine Luftſpiegelung ſeiner Wünſche geweſen war. 
Mancher Schriftſteller hat wenig Ahnung von der Ver⸗ 
antwortlichkeit, in die er ſich mit einem jeden juriſtiſchen 
Aufſatz für das Volk begibt. 

Wenn wir uns doch ſchon bei der Überſchrift an 
unſer erſtes juriſtiſches Praktikum mit ſeinen immer 
noch nicht einfach genugen Einfachheiten erinnern 
würden! Alſo keine abſtrakte Vorleſung! Auch keine Ab⸗ 
handlung mit „Einerſeits und andererſeits und ums 
gekehrt, hinwiederum“! Beiſpiele ja! Immer wieder 
Beiſpiele! Aber nicht „X gegen Y“, auch nicht das 
ewige Pferd des Aulus Agerius. Alte Mähren inter⸗ 
eſſieren den Bauern wenig. Immer muß ein blutvolles 
Leben in dem Satz ſein. Mit großem Glück wird der 
Richter urſprüngliche Stücke aus bäuerlichen Zuſchriften 
in ſeine ſchriftſtelleriſche Arbeit hereinnehmen. So hat 
beiſpielsweiſe eine Entſchuldungsſtelle in ihrer Druck⸗ 
ſache für Verfahrensſchuldner, die ein nicht gerade ge⸗ 
ſchätztes Kontrollkonto zu führen haben, dieſen Satz 
einer geplagten Bauersfrau zitiert: „Bei einem 
Betriebskonto können wir ja keine Kleider mehr kaufen 
und keine Schuhe mehr flicken laſſen und 20 NM, 
Haushaltsgeld reicht in einem Monat auch nicht; das 
kann die Entſchuldungsſtelle doch auch wiſſen.“ In 
einem ſolchen Satz findet ſich der Bauer wieder. Mitten 
im juriſtiſchen Aufſatz des gelehrten Herrn. 

„Du mußt es dreimal ſagen!“ gilt auch für den 
Dorfgenoſſen. Der Bauer iſt kein Intellektualiſt, der im 
prinzipiellen Denken geſchult wurde. Der Stadt⸗ 
bewohner wird da leicht ungeduldig. Oder er wieder⸗ 
holt die Sache wie ein Schulmeiſter mit aufgehobenem 
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Zeigefinger. Der Bauer aber war herzlich froh, als er 
aus der Sonntagsſchule entlaſſen war. Daß ein „Von 
oben herunter“ es im nationalſozialiſtiſchen Staat 
überhaupt nicht mehr gibt, brauchte hier wohl kaum 
erwähnt zu werden. Der größte Lehrer in Theorie und 
Praxis eines volksnahen Schrifttums iſt der Führer. 
Ihn verſtand und verſteht heute noch der letzte Dorf⸗ 
genoſſe. 

Der Bauer iſt kein Dutzendmenſch. Er läßt ſich weder 
gleichſchalten, noch über einen Kamm ſcheren. Zu ſeiner 
blutvollen, gewachſenen Perſönlichkeit ſpricht weder das 
zerredete Wort noch das literariſche Kunſtſtück. An 
keinem Menſchen der Welt läuft leichter das ab- 
geſtandene Waſſer herunter! Erſchütternd überlegen iſt 
dabei die bäuerliche Ruhe, das bäuerliche Schweigen, 
jenes ſchwäbiſche „J denk' mein’ Sach'!“ Auch gegen⸗ 
über den tauben Ahren einer gelegentlichen Sommer⸗ 
friſchen⸗Sachkunde! Mancher gelehrte Herr wäre hier 
durch Schweigen Philoſoph geblieben. 

Dagegen wird der Bauer ſtets dem Humor zugänglich 
ſich erweiſen. Auch dem mit dem Pferdefuß. Der Teufel 
hat noch immer bei der Juriſterei ſeinen Platz gefunden! 
Warum nicht auch im juriſtiſch Schwarzgedruckten! 
Marcher Dorfrichter hat hier ſchon ganz Gewaltiges 
zuſtande gebracht. Schade nur, daß uns noch keiner 
beſchieden wurde, der ſeine glückliche Bauernrichter⸗ 
ſprache auch ins Geſchriebene übertrug! 

Kein Bauer würde ſolchem Schrifttum gegenüber zu 
dem Ergebnis kommen, daß es keine eigentliche Arbeit 
ſei, daß hier vielmehr „Miſt hergehöre“. Mit ſeinen 
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Worten, aus feiner Mentalität heraus läßt ſich der 
Bauer alles ſagen und läßt ſich auch dem Bauern alles 
beibringen. Beweis: Der Kapuziner und der Dorf⸗ 
doktor. Auch der Viehhändler! 

Fremdwörter ſind dem Bauern zumeiſt weder Spitz⸗ 
gras noch Garanten der Unfehlbarkeit. Wo immer er 
kann, geht er darüber weg. Rührend aber iſt die 
Ahnungsloſigkeit, mit welcher heute noch Fremdwörter 
und termini techniei dem Volk in den Weg geftreut 
werden. 

Oft wird wie bei jeder guten publiziſtiſchen Arbeit 
die Anregung das Beſte ſein, was gegeben werden kann. 
Darum iſt es auch kein Schade, wenn nur ein Teil⸗ 
gebiet behandelt und beſſer dreimal kurze Hinweiſe 
gebracht werden, als eine ſyſtematiſch gründliche Ab⸗ 
handlung, in deren Verlauf beim dörflichen Leſer eine 
Materie notwendigerweiſe die andere überlagert, ver⸗ 
wirrt oder erdrückt. 

Wo immer möglich ſollte vom Rechtsgefühl des 
Menſchen ausgegangen werden. In ihm verſtändigen 
wir uns mit allen Ständen noch am ſchnellſten. Und 
auch der Weg zu jenem höheren Recht, aus dem der 
Geſetzgeber der Volksgemeinſchaft handelt, iſt von hier 
aus nicht allzu ſchwer zu beſchreiten. Dem heutigen 
Richter iſt dieſe Haltung keineswegs mehr unbekannt. 
Damit iſt der Richter aber auch befähigt, über die alte, 
rein darſtellende und referierende Weiſe hinaus zu der 
nationalen Erziehungsarbeit im Umbruch unſerer Zeit 
jenes Teil beizutragen, das ihm kein anderer Rechts⸗ 
wahrer abnehmen kann. 


Schaffung von Familiengerichten? 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Boſchan, Berlin 


Die Familie bildet im nationalſozialiſtiſchen Staat 
eine der weſentlichen Grundlagen, auf der ſich der Auf⸗ 
bau des neuen Deutſchen Reichs vollzieht und die dazu 
beitragen ſoll, dem deutſchen Staat durch Heranziehung 
ſeiner inneren Volkskräfte einen dauerhafteren Beſtand 
zu geben, als dies in dem vergangenen Staate des völ- 
kiſchen Niederganges der Fall war. Dutch die geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten zur Schaffung der durch Aus- 
bau der deutſchen Standesämter zu bildenden Sippen⸗ 
ämter“) iſt der Familie auf perſonenſtandsrechtlichem 
Gebiet bereits eine erhöhte Stellung geſchaffen worden. 
Darüber hinaus muß es aber Aufgabe der Neuordnung 
der deutſchen Rechtsverhältniſſe ſein, der Familie auch 
im weiteren Rechtsleben einen beſonderen Schutz zuteil 
werden zu laſſen. 

Der Schutz der Familie und der Kinder und der im 
Familienrecht wurzelnden perſönlichen und vermögens⸗ 
rechtlichen Rechtsverhältniſſe iſt in erſter Linie Gegen⸗ 
ſtand des im BGB. enthaltenen materiellen Familien- 
rechts. Im weiteren Verfolg der familien-⸗rechtlichen 
Belange iſt aber zu erwägen, ob nicht auch auf dem Ge⸗ 
biete des vor deutſchen Gerichten ſich abſpielenden 
Verfahrens eine Neuordnung des Ge⸗ 
richtsaufbaues und der Zuſtändigkeit 
der Gerichte, ſoweit familienrechtliche Vorgänge 
durch deutſche Gerichte zur Entſcheidung kommen, ſtatt⸗ 
finden ſoll. Eine weſentliche Förderung der familien⸗ 
rechtlichen Belange wird darin erblickt, daß eine einzige 


) Vgl. Schleich, Vom Standesamt zum Sippenamt, 
DZ. 1935, S. 79. 


nach örtlicher Zuſtändigkeit beſtimmte Gerichtsbehörde, 
das Familiengericht 

alle diejenigen Entſcheidungen trifft, die bei der Rege⸗ 
lung familienrechtlicher Verhältniſſe erforderlich ſind. 
Insbeſondere iſt daran zu denken, die Eheſcheidung und 
die mit ihr zuſammenhängenden Fragen dem Familien⸗ 
gericht zu überlaſſen, aber auch, unabhängig von der 
Eheſcheidung, alle Streitigkeiten durch Familiengerichte 
entſcheiden zu laſſen, ſoweit auf dem Familienrecht be⸗ 
ruhende Rechtsverhältniſſe und Anſprüche den Gegen⸗ 
ſtand des Verfahrens bilden. In letzterer Hinſicht iſt 
daran zu denken, vor allem die Sorgeſtreitigkeiten unter 
getrennt lebenden oder geſchiedenen Ehegatten, ferner 
Statusklagen, z. B. die Klage auf Feſtſtellung der Ehe⸗ 
lichkeit oder Unehelichkeit eines Kindes, ferner Streitig⸗ 
keiten aus nichtigen und anfechtbaren Ehen, auch Strei⸗ 
tigkeiten aus güterrechtlichen Verhältniſſen zur Entſchei⸗ 
dung durch die Familiengerichte zu bringen. Auch Ent⸗ 
ſcheidungen über ſtreitige Fragen des Perſonenſtandes 
werden hierher zu rechnen ſein, auch ſoweit die Gerichte 
bisher mit Entſcheidungen über formelle Perſonen⸗ 
ſtandsfragen ($$ 65, 66 PStG.) und über die den 
Standesbeamten zu erteilenden Anweiſungen ($ 11 
Abſ. 3 PStG.) befaßt find. 

Im einzelnen werden für den Ausbau der deutſchen 
Familiengerichte folgende Vorſchläge gemacht: 

I. Zuſammenfaſſung getrennt arbeitender Gerichts⸗ 

behörden. 


Der Schutz der Familie wird im Aufbau der Gerichte 
ſeine beſondere Berückſichtigung dadurch finden können, 
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daß in erfter Inſtanz die jeweils am Sitz eines Amt s⸗ 
gerichts zu bildenden Familiengerichte mit 
der Erledigung familienrechtlicher Aufgaben befaßt 
werden und die Familienſtreitigkeiten von einem 
Familienrichter entſchieden werden, welcher als 
unabhängiger Richter die objektive Wahrheit ermittelt 
und nach freier Überzeugung ſeine Entſcheidung fällt. 

Dieſe Zuſammenfaſſung zu einer einzigen Gerichts⸗ 
behörde wird als notwendig anzuſehen ſein im Hinblick 
auf die bisher beſtehende große Zerſplitterung 
in der Zuſtändigkeit der Gerichte, welche über Familien⸗ 
fragen zu entſcheiden haben. Es beſtehen nebenein⸗ 
ander: j 

Vormundſchaftsgerichte, Eheſcheidungskammern, Ger 
richte der einſtweiligen Verfügung, Gerichte zur Ent⸗ 
ſcheidung von Statusfragen, Gerichte zur Regelung 
der Unterhaltsſtreitigkeiten oder anderer vermögens⸗ 
rechtlicher Streitigkeiten auf familienrechtlicher Grund⸗ 
lage, Jugendgerichte. 
In einem einzigen Familienfall werden dieſe Gerichte 
oft nebeneinander und gleichzeitig befaßt und gelangen 
häufig zu widerſprechenden Entſcheidungen, welche ſich 
im Hinblick auf die Familie, die Elternteile und das 
Wohl der Kinder nachteilig auswirken. 

Die beſtehende Zerſplitterung zeigt ſich auch auf dem 
Gebiete der Zwangsvollſtreckung. So hat ſich in der 
gerichtlichen Praxis als nachteilig herausgeſtellt, daß 
in Sorgeſtreitigkeiten nur Urteile auf Herausgabe der 
Kinder, nicht aber auch die vormundſchaftsgerichtlichen 
Sorgerechtsbeſchlüſſe, ſoweit in ihnen eine Herausgabe 
der Kinder angeordnet wird, für eine Vollſtreckung ge⸗ 
eignet ſind. 


Die Verſchiedenartigkeit zeigt ſich ferner bei dem zur 
Anwendung kommenden Verfahren, teils der ZPO., 
teils der FGG., ferner bei dem verſchieden geregelten 
Inſtanzenzug, der ebenfalls eine grundſätzliche Geſetzes⸗ 
änderung erforderlich macht. 

Durch Schaffung der Familiengerichte, eines einheit⸗ 
lichen Verfahrens und eines einheitlichen Inſtanzen⸗ 
zuges werden die bisherigen Mißſtände beſeitigt 
werden können. Eine Zuſammenfaſſung der verſchiede⸗ 
nen Gerichtsbehörden iſt auch deshalb für erforderlich zu 
halten, um einer landesgeſetzlichen Zerſplitte⸗ 
rung zu begegnen. So können nach Landesrecht gemäß 
dem in Art. 147 EG. BGB., $ 194 FGG. gemachten 
Vorbehalt in Vormundſchaftsſachen andere als ge⸗ 
richtliche Behörden mit der Wahrnehmung vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlicher Aufgaben betraut werden. So ſind 
in Württemberg in der Regel die Bezirksnotare 
als Vormundſchaftsgericht tätig; den Amtsgerichten ſind 
nur einige vormundſchaftsgerichtliche Verrichtungen 
vorbehalten (Württ. AG. BGB. Art. 42, 52). In 
Mecklenburg iſt eine Reihe anderer Behörden 
(Magiſtrate, Städtiſche Waiſengerichte, Deputationen, 
Gutsherren, Amtsgerichte) zuſtändig (vgl. Schlegel⸗ 
berger, FGG., zu $ 194 Anm. 3). In Hamburg iſt 
die „Vormundſchaftsbehörde“ tätig, beſtehend teils aus 
rechtsgelehrten Mitgliedern, teils aus Perſonen, welche 
die Wählbarkeit zur Bürgerſchaft beſitzen (Hamb. AG. 
BGB. $ 70). 


II. Sachliche Zuſtändigkeit der Familiengerichte. 


Teils unter Aufrechterhaltung der bisherigen Zur 
ſtändigkeit der Vormundſchaftsgerichte, teils unter Er⸗ 
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weiterung ihrer Aufgabengebiete werden den Familien⸗ 
gerichten folgende Aufgaben zuzuweiſen ſein: 


1. Nichtſtreitige Familienrechts ſachen. 

Vormundſchafts⸗, Pflegſchafts⸗, Bei⸗ 

ſtands⸗, Adoptions⸗,„Entmündigungs⸗ 

ſachen, Fürſorgeerziehungsſachen, 

ſtreitige Güterrechtsregiſterſachen und 

Vorbereitung von Ehelichkeitserklä⸗ 
j rungen. 

Inſoweit ift die bisherige Zuſtändigkeit der Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte beizubehalten. 

Die Jugendämter werden in allen Sachen, ins⸗ 
beſondere in Vormundſchafts⸗, Pflegſchafts⸗ und Für⸗ 
ſorgeerziehungsſachen als beratende Behörden der öffent⸗ 
lichen Jugendfürſorge neben den Familiengerichten auf⸗ 
rechtzuerhalten ſein. Wie bisher werden die Jugend- 
ämter, welche durch ihr ausgebildetes Fürſorgeperſonal 
eine intenſive Vorarbeit leiſten können, zur Unter⸗ 
ſtützung des Familiengerichts, vor allem zu amtlichen 
Auskünften, zur Namhaftmachung von Tatſachen und 
Zeugen, Vertrauensperſonen und ſonſtigem Beweis— 
material für verpflichtet zu halten ſein, wie umgekehrt 
die Familiengerichte den Jugendämtern die von dieſen 
gewünſchte Unterſtützung, Rechtsberatung uſw. erteilen 
und die Anhörung der Jugendämter in den geſetzlich 
vorgeſchriebenen Fällen vornehmen werden. Die Feſt⸗ 
ſtellung der für die richterliche Entſcheidung erforder⸗ 
lichen Tatſachen wird aber ausſchließlich der Zuſtändig⸗ 
keit der Familiengerichte zuzurechnen ſein; denn die 
Familiengerichte, nicht die Jugendämter ſind die mit 
Entſcheidungsbefugnis ausgeſtatteten Behörden. 

Eine Eingliederung der Familiengerichte in die 
Jugendämter oder umgekehrt wird nicht zu befürworten 
fein, da die Familiengerichte Organe der Rechts⸗ 
pflege ſind und ſich von den Jugendämtern als 
Organen der öffentlichen Verwaltung 
grundſätzlich unterſcheiden. Familiengerichte als ſelb⸗ 
ſtändige Gerichtsbehörden ſind unentbehrlich zur objek⸗ 
tiven Entſcheidung in widerſtreitenden Familienrechts⸗ 
ſachen. Die Jugendämter in Ausübung der Amts⸗ 
vormundſchaft ſind überdies ſelbſt Partei im Intereſſe 
der unehelichen Kinder und zugleich der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege und können daher nicht zugleich 
objektiv entſcheidende Gerichtsbehörden ſein. Eine Ver⸗ 
bindung von Jugendämtern und Familiengerichten 
würde ſomit zu einem Widerſtreit der Intereſſen 
führen. 

2. Eheſtreitigkeiten. 

Es wird vorgeſchlagen, über Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen einer Ehe nicht die Zivilkammern des Land⸗ 
gerichts im ſtreitigen Verfahren der ZPO., ſondern die 
Familiengerichte im Verfahren der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit entſcheiden zu laſſen. Die Anwendung des 
Verfahrens der FGG. und die von Amts wegen erfol⸗ 
gende Feſtſtellung der Wahrheit bieten eine erhöhte Ge⸗ 
währ dafür, daß beſtehende Ehen vor allem im Hin⸗ 
blick auf die Kinder nicht leichtfertig geſchieden werden. 
Der Familienrichter im Verfahren der FGG. hat ſodann 
die weitgehende Möglichkeit, die Parteien in jedem 
Falle perſönlich kennenzulernen, mit ihnen perſönlich 


zu verhandeln, den Parteianträgen gemäß und von 


Amts wegen den wahren Sachverhalt zu erforſchen und 
auf Grund dieſer unmittelbaren Beweiserhebung eine 
gerechte Entſcheidung zu fällen. Der Anwaltszwang 
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wird daher im Scheidungsverfahren aufzuheben fein. 
Die dem Geſtändnis eines Ehegatten beigelegte Wir⸗ 
kung ohne andere Ermittlungen wird im Intereſſe 
der Erforſchung der Wahrheit nicht zuzulaſſen ſein. 

Das Verfahren der Eheſcheidung wird ſo zu regeln 
ſein, daß die Familiengerichte zunächſt ſelbſt den bisher 
von den Amtsgerichten ausgeführten Güteverſuch in 
Eheſachen (§ 608 3PO.) vornehmen, nach Mißlingen 
des Güteverſuchs ſogleich in das Streitverfahren ein⸗ 
treten und auf dieſe Weiſe das Streitverfahren be⸗ 
ſchleunigter zum Abſchluß bringen. 

Familiengerichte werden auch über die Anfechtung 
und Nichtigkeit einer Ehe zu entſcheiden haben; ferner 
ſoweit Anſprüche aus der Eingehung der Ehe und aus 
dem Verlöbnisbruch geltend gemacht werden. Ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit wird ſchließlich auf ein Verfahren zwecks 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (unter 
Ausgeſtaltung des bisherigen Rechts), zwecks Her⸗ 
ſtellung einer geſchiedenen Ehe und Rückkehr der Kinder 
in die häusliche Gemeinſchaft zu erweitern ſein. 

3. Sorgeſtreitigkeiten. 

Die hauptſächliche Bedeutung der Familiengerichte iſt 
darin zu erblicken, daß im Eheſcheidungsverfahren zu⸗ 
gleich die wichtigen Fragen des die Kinder betreffenden 
Sorgerechts mitentſchieden werden. Vermieden wird 
auf dieſe Weiſe die unerquickliche Doppelarbeit, die teils 
den Landgerichten, teils den Vormundſchaftsgerichten 
obliegt und den Beteiligten zwangsläufig eine erheb⸗ 
liche Verzögerung der endgültigen Entſcheidung bringt. 

Aber auch ſoweit Sorgeſtreitigkeiten außerhalb eines 
Scheidungsprozeſſes zu regeln ſind, werden die Fami⸗ 
liengerichte für zuſtändig zu halten ſein. 

4. Unterhaltsſtreitigkeiten. 

Im Zuſammenhang mit den Eheſtreitigkeiten können 
ferner in dem gleichen vor dem Familiengericht an⸗ 
hängigen Verfahren die mit ihm zuſammenhängenden 
Unterhaltsfragen geregelt werden, ſei es zwiſchen den 
geſchiedenen Elternteilen, ſei es zwiſchen Kindern und 
ihren Eltern. Im Rahmen eines Eheſcheidungs⸗, 
Wiederherſtellungs⸗, Anfechtungs⸗, Nichtigkeitsſtreits 
wird der Unterhaltsſtreit in jedem Falle als zwin⸗ 
gend vorzuſchlagen ſein, um den Rechtsſtreit erſchöp⸗ 
fend zu erledigen. Außergerichtliche Unterhaltsvergleiche, 
welche ausſchließlich darauf gerichtet find, eine 
Eheſcheidung zu erleichtern, werden für nichtig zu er⸗ 
klären ſein. 


5. Entſcheidung in Jugendgerichts⸗ 
ſachen. 

Die ſtändige Bearbeitung der Familienſachen durch 
Familienrichter rechtfertigt ihre Zuſtändigkeit auch in 
Jugendſtrafſachen. Ihr Aufgabengebiet wird bisher die⸗ 
jenigen Maßnahmen umfaſſen, die im Jugendgerichts⸗ 
geſetz niedergelegt ſind. 


6. Mitwirkung in Erbgeſundheits⸗ 

ſachen. 

Da das Verfahren in Erbgeſundheitsſachen die Er⸗ 
haltung und Förderung erbgeſunder Familien betrifft, 
daher mit den Aufgaben übereinftimmt, welche den Fami⸗ 
liengerichten zuzuweiſen find, fo iſt zu erwägen, ob nicht 
die Erbgeſundheitsgerichte mit den Familiengerichten zu 
verbinden ſind. 
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III. Perſonelle Beſetzung der Familiengerichte. 

In den Familiengerichten iſt durch die Schaffung des 
Familienrichters das Führerprinzip des 
nationalſozialiſtiſchen Staates zu verwirklichen. Wie 
angeführt, wird vorgeſchlagen, die Familiengerichte an 
den jeweiligen Sitzen der Amtsgerichte zu bilden, um 
die Unmittelbarkeit der Stellung des Richters 
zu den Parteien des Familienſtreits herzuſtellen und die 
Volks verbundenheit des Familien⸗ 
richters in möglichſt großem Umfange praktiſch wer⸗ 
den zu laſſen. 

Zu Familienrichtern werden ſolche Richter zu er⸗ 
nennen ſein, die eine mehrjährige Praxis auf familien⸗ 
rechtlichem Gebiet haben und auch auf dem Gebiete des 
zwiſchenſtaatlichen Familienrechts ausreichende Kennt⸗ 
niſſe beſitzen. Ferner iſt zu fordern, daß die Familien⸗ 
richter verheiratet ſind. 

Bei der durch die erweiterte Zuſtändigkeit entſtehen⸗ 
den Mehrarbeit der Familienrichter iſt ferner zu er⸗ 
wägen, ob nicht unter den Familienrichtern — je nach 
der Größe des Gerichts — einer oder mehrere Hilfs⸗ 
richter arbeiten, welche an die Weiſungen des Familien⸗ 
richters gebunden ſind, ſämtliche die Entſcheidung des 
Familienrichters vorbereitende Arbeiten ſowie die laufen⸗ 
den Dienſtgeſchäfte erledigen und nach dem Richter⸗ 
ſpruch die ſchriftliche Begründung desſelben ausarbeiten. 
Durch Heranziehung von Hilfsrichtern, insbeſondere 
Gerichtsaſſeſſoren, wäre damit gleichzeitig die Möglich⸗ 
keit geſchaffen, einen geeigneten Richternachwuchs in 
Familienſachen heranzubilden. Um die in einzelnen 
Gerichtsbezirken entſtehende Vermehrung der Richter⸗ 
kräfte auszugleichen, wird die Beſtellung von Familien⸗ 
richtern — beſonders in ländlichen Bezirken — für den 
Bezirk mehrerer Amtsgerichte vorgeſchlagen. Bei größeren 
Amtsgerichten am gleichen Orte wären mehrere Fami⸗ 
lienrichter zu beſtellen. 

Familienſchöffengerichte, welche in Eheſachen als Ehe⸗ 
ſchöffengerichte tätig würden, nämlich unter Zuziehung 
eines männlichen und eines weiblichen Beiſitzers werden 
abzulehnen ſein, da die Stellung des Familienrichters 
als autoritativen Richters bereits genügend Gewähr für 
eine gerechte Entſcheidung bietet. 


IV, Verfahren in Familienrechtsſachen. 

Im Familienrechtsverfahren werden ohne Ausnahmen 
die Grundſätze der freiwilligen Gerichtsbarkeit, nicht der 
ZPO. anzuwenden fein. Die Ermittlungen werden von 
Amts wegen erfolgen, um die objektive Wahrheit zu 
erforſchen. Auch bei Anträgen und Angaben der Be⸗ 
teiligten wird das Wahrheitsprinzip aufzuſtellen ſein. 

Verhandlungen und Vernehmungen in Familien⸗ 
ſachen werden mit Rückſicht auf die perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Beteiligten ohne Ausnahme nicht öffent⸗ 
lich ſein. 

Die Staatsanwaltſchaft wird im Familienrechtsver⸗ 
fahren nicht beteiligt ſein, insbeſondere nicht wie bis⸗ 
her in Eheſcheidungs⸗ und Entmündigungsſachen. Sind 
öffentliche Intereſſen gefährdet, ſo wird der Familien⸗ 
richter auf jedwede Anregung hin, ſei es ſeitens einer 
Privatperſon, ſei es ſeitens einer Behörde (Staats⸗ 
anwaltſchaft), von Amts wegen das notwendige Ver⸗ 
fahren einleiten. Eine ſpätere Beteiligung der Staats⸗ 
anwaltſchaft iſt ebenfalls nicht erforderlich, da der 
Familienrichter als gehobene Richterperſönlichkeit ein 


136 


ausreichender Garant für die Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen ſein wird. 

Im Familienverfahren iſt nur der einmalige Ins 
ſtanzenzug anzuerkennen. In erſter Inſtanz wird die 
Entſcheidung (Beſchluß, Urteil) des Familienrichters er⸗ 
gehen. Gegen dieſe Entſcheidung iſt die einmalige An⸗ 
rufung der übergeordneten Inſtanz (des Landgerichts) 
zuläſſig. Das Landgericht überprüft die geſamten Tat⸗ 
und Rechtsfragen und fällt daraufhin die eigene Sach⸗ 
entſcheidung. Eine Zurückverweiſung der Sache aus 
formellen Gründen wird nur bei groben Verfahrens- 
verſtößen, nicht aus dem Grunde der örtlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Familiengerichts zuzulaſſen ſein. Bei 
ſtreitigen Rechtsfragen grundſätzlicher Bedeu⸗ 
tung wird die Anrufung des Reichsgerichts vorge- 
ſchlagen; die Anrufung desſelben wird ſowohl dem 
erſtinſtanzlichen Familiengericht als auch dem übergeord⸗ 
neten Landgericht zu ermöglichen ſein. 

Hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung werden ſämtliche 
Entſcheidungen des Familiengerichts und der über⸗ 
geordneten Gerichte, ſoweit nicht lediglich Feftftellungs- 
Entſcheidungen getroffen werden, für vollſtreckbar zu er⸗ 
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klären fein. Das gilt insbeſondere von den in Sorge⸗ 
ſtreitigkeiten ergehenden Entſcheidungen des Familien⸗ 
gerichts, welche z. B. die Herausgabe des Kindes an den 
anderen Elternteil, die anderweitige Unterbringung des 
Kindes oder den Verkehr des Kindes mit den Eltern- 
teilen regeln. 


V. Koſtenfragen. 


Für das Verfahren vor den deutſchen Familien⸗ 
gerichten und übergeordneten Inſtanzen werden — wie 
auch auf dem übrigen Gebiet der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit — einheitliche Koſtenbeſtimmun⸗ 
gen zu erlaſſen ſein, um die bisherige Vielgeſtaltigkeit 
der landesrechtlichen Gebühren⸗ und Koſtenbeſtim⸗ 
mungen zur Aufhebung zu bringen. 

In das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
wird ferner das bisher fehlende Koſtenerſtat⸗ 
tungs⸗ Verfahren entſprechend den Vorſchriften 
der ZPO. aufzunehmen und in jedem Falle ein koſten⸗ 
pflichtiger Gegner feſtzuſtellen ſein. Als vollſtreckbarer 
Titel wird auch hier der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß zu 
gelten haben. 


Zur Neuregelung der Laufbahn für das Amt des Richters 
und des Staatsanwalts 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin-Steglitz. 


Über die grundſätzliche Bedeutung der Verordnung 
vom 29. März 1935, betr. die Laufbahn für das Amt 
des Richters und des Staatsanwalts — NGBl. I, 
487 —, beſteht insbeſondere unter den jungen Berufs⸗ 
kameraden noch weitgehende Unklarheit. Das habe ich 
aus zahlreichen Geſprächen und aus Zuſchriften er- 
ſehen, die mir zu meinen früheren Ausführungen‘) zu⸗ 
gegangen ſind. Dabei muß ich gegenüber leiſen Vor⸗ 
würfen in Zuſchriften eine perſönliche Bemerkung 
vorausſchicken: Die gleiche Auffaſſung, die ich jetzt 
niederſchreibe, habe ich bereits früher jahrelang vers 
treten. 1 


Die Unruhe, die infolge der Verordnung vom 
29. März 1935 unzweifelhaft entſtanden ift, hat ihre 
Veranlaſſung in der Tatſache, daß unſerem Nachwuchs 
ſeine wirkliche Lage bisher nicht genügend bekannt ge⸗ 
weſen iſt. Das iſt nicht verwunderlich. Es war ja einer 
der Hauptfehler der alten Regelung, daß ſie die jungen 
Menſchen in völliger Unklarheit und in ewigem Hoffen 
und Harren erhielt. Jetzt gibt es ein unangenehmes 
Erwachen und man verwechſelt die Verordnung, die das 
Erwachen veranlaßt hat, mit den eigentlichen Gründen 
der ganzen Not. Für diejenigen, die das noch immer 
nicht einſehen, verweiſe ich erneut auf die Zahlen, die 
in der DRZ. veröffentlicht find). Aus ihnen 
ergibt ſich doch mit leider ganz unbe⸗ 
zweifelbarer Sicherheit, daß die Fülle 
der vorhandenen und künftig aus der 
großen Prüfung kommenden Aſſeſſo⸗ 
ren niemals auch nur zum größten 
Teil in den höheren Juſtizdienſt über- 
nommen werden kann. 


1) Vgl. DRZ. 1935, S. 120 f. 


2) Vgl. DRZ. 1934, S. 322 ff., und vorher Dig. 1932, 
Sp. 333 ff. und Sp. 627 ff. 


Wenige Zahlen können die Lage näher kennzeichnen. 
In Preußen gab es bei der Einführung der Neu- 
regelung ziemlich genau 5700 Gerichtsaſſeſſoren. In 
jedem Jahr rücken davon rund 200 bis 250 in Plan⸗ 
ſtellen auf und machen damit Platz für jüngere Kamera⸗ 
den. Der jüngſte Gerichtsaſſeſſor muß dieſem Auf⸗ 
rücken ſolange zuſehen, bis alle Vordermänner ver⸗ 
ſchwunden ſind. Von dieſen fallen allerdings eine ganze 
Anzahl auch aus anderen Gründen fort; ſie werden 
Rechtsanwalt, gehen zu anderen Verwaltungen oder in 
die Wirtſchaft. Berückſichtigt man dieſe Abgänge, ſo 
kommt man unter Anwendung gewiſſer Erfahrungs- 
ſätze zu dem Ergebnis, daß der am 1. April 1935 vor⸗ 
handene jüngſte Gerichtsaſſeſſor erſt nad et wa 
15 Jahren an der Reihe wäre. Wenn die Regelung 
unverändert geblieben und die Zahl der Gerichts⸗ 
aſſeſſoren bis 1938 auf rund 8000 geſtiegen wäre), fo 
würde ſich dieſe Wartezeit auf über 20 Jahre erhöhen. 

Gegenüber ſolchen Ausſichten iſt die Juſtizverwaltung 
natürlich nicht in ähnlicher Weiſe untätig geblieben wie 
das frühere Syſtem. Die Geſichtspunkte, die für die 
Juſtizverwaltung beſtimmend geweſen ſind, hat Staats⸗ 
ſekretär Dr. Freisler kürzlich klar und überzeugend 
dargelegt‘), Ich darf nicht unerwähnt laſſen, daß in 
ſeinen Ausführungen ein erheblicher Teil derjenigen 
Gedankengänge wiederkehrt, die der Nachwuchs ſelbſt 
in den vergangenen Jahren ausgeſprochen und — leider 
vergeblich! — verfochten hat. 


II. 

Wer dieſe Gedankengänge berückſichtigt, kann nicht 
mehr überſehen, daß die Urſachen zu der jetzt ziemlich 
allgemein erkannten unglückſeligen Lage der Aſſeſſoren 
nicht in der Verordnung vom 29. März 


) Vgl. DR. 1934, S. 322 ff. 
) Vgl. DI. 1935, S. 583 ff. 
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1935 liegen, ſondern in den nun einmal geworde⸗ 
nen tatſächlichen Verhältniſſen. Die Verordnung zieht 
nur die notwendige Folgerung aus den gegebenen Tat⸗ 
ſachen. Die Bitterkeit dieſer Folgerung liegt für den 
Nachwuchs eben in dieſen Tatſachen, nicht aber in der 
Verordnung, die dieſen Tatſachen Rechnung trägt. Es 
wird nämlich auch viel zu wenig beachtet, daß die Ver⸗ 
ordnung vom 29. März 1935 nicht einen 
numerus clausus in dem Sinn darſtellt, 
daß die Zahl der Zulaſſungen zu einem beſtimmten 
Beruf beſchränkt oder vermindert wird. Der 
Bedarf der Juſtizverwaltung wird durch die neue Lauf⸗ 
bahnregelung im Gegenteil überhaupt nicht berührt. 
Anders läge es natürlich bei einer Beſchränkung des 
Zugangs zum Beruf des Arztes oder des Rechts— 
anwalts; dort müßte eine Zugangsbeſchränkung — 
wenn ſie überhaupt in Betracht käme — natürlich eine 
Verknappung der vorhandenen Arbeitsplätze nach ſich 
ziehen mit dem Zweck, den bereits vorhandenen Berufs⸗ 
angehörigen zum Nachteil des Nachwuchſes einen ge⸗ 
wiſſen Beſitzſtand zu ſichen. In die Juſtiz⸗ 
verwaltung aber werden in Zukunft 
zahlenmäßig genau ſoviel Anwärter 
Eingang finden wie bisher; auch nicht 
ein einziger bezahlter Beſchäftigungs⸗ 
auftrag wird verloren gehen. Die Zu⸗ 
gangsbeſchränkung der Verordnung vom 29. März 1935 
iſt keine Beſchränkung in dem üblichen Sinn. Sie ſchließt 
nicht einen Teil des Nachwuchſes aus, um einen Be⸗ 
ſitzſtand zu ſichern. Sie ſchafft nur eine Regelung des 
Zuſtroms in eine Laufbahn, die eben nicht ſoviel An⸗ 
wärter verwenden kann wie ſich ihr anbieten. Sie will 
verhindern, daß Hoffnungen entſtehen, die einfach nicht 
erfüllt werden können. Sie iſt gewiſſermaßen das Ende 
der liberaliſtiſchen Praxis, die jeden einzelnen nach 
ſeiner Faſſon ſelig oder unglücklich werden ließ. 


III. 

Auch gegenüber den Einwänden, die mir ſchriftlich 
und mündlich vorgetragen worden ſind, bleibe ich alſo 
bei meiner aus reichlicher Erfahrung gewonnenen Über⸗ 
zeugung: Die Verordnung vom 29. März 
1935 ſelbſt bringt für den Nach wuchs keine Er⸗ 
ſchwerung. Sie beſchränkt insbeſondere ſeinen 
Lebens- und Arbeitsraum nicht. Sie be 
ſeitigt vielmehr jene Unklarheit und Unſicherheit, aus 
der ſich nicht zuletzt die gegenwärtig ſo entſetzliche Lage 
ergeben hat. 

Die neue Klarheit allerdings hat eine poſitive und 
eine negative Seite. Wer in dem immer notwendigen 
Ausleſeprozeß — der ſich früher auf Jahre erſtreckte und 
heute in einem Jahr abgeſchloſſen ſein muß — beſteht 
und zum Anwärter für den höheren Juſtizdienſt wird, 
der weiß, woran er iſt, und hat nicht mehr all die 
Sorgen, mit denen frühere Aſſeſſorenjahrgänge zu 
kämpfen hatten. Wer nicht als Anwärter aufgenommen 
wird, der erfährt ebenſo ſchnell, daß er eben das ge⸗ 
ſteckte Ziel nicht erreichen kann. Es iſt immerhin ein, 
wenn auch reichlich billiger, Troſt, wenn geſagt werden 
muß, daß es immer noch beſſer iſt, dieſe traurige Ge⸗ 
wißheit ſtellt ſich früh heraus als erſt nach fünf, zehn 
oder noch mehr Jahren, wenn die Umſtellungsfähigkeit 
und möglichkeit erheblich geringer geworden iſt. 

Aber es iſt auch ſelbſtverſtändlich, daß mit dieſer Ver⸗ 
ordnung das Nachwuchsproblem auch nicht 
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im entfernteſten gelöſt if. Nach wie vor 
ſteht in unveränderter Schärfe die bren⸗ 
nende Frage vor uns, was aus der 
Überzahl junger Juriſten werden ſoll, 
die keinen Eingang in den höheren 
Juſtizdienſt finden können. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß man nicht damit aufhören kann, die 
Unſicherheit der Berufszukunft nur von einem kleinen 
Teil des vorhandenen Nachwuchſes zu nehmen, um den 
andern Teil um ſo ſicherer in der Verdammnis zu be⸗ 
laſſen, in der er mit ſeiner Ausbildung und ſeinen 
Fähigkeiten nichts anfangen kann. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß die Volksgemeinſchaft ſich auch um die Zu⸗ 
kunft dieſes nicht in den höheren Juſtizdienſt eintreten⸗ 
den größeren Teils der jungen Juriſten bekümmern 
muß. Das iſt nötig, weil dieſe jungen Juriſten inner⸗ 
halb der Volksgemeinſchaft ein Recht darauf haben, 
möglichſt entſprechend ihrer Ausbildung und ihren 
Fähigkeiten eingeſetzt zu werden; das iſt aber auch des⸗ 
wegen nötig, weil die Volksgemeinſchaft es ſich gerade 
in dieſen ſchweren Jahren des Neuaufbaus nicht leiſten 
kann, hochwertigſte Kräfte ungenutzt zu laſſen. Es 
kommt alſo alles auf die alte Frage an, die uns ſeit 
Jahren bewegt: Was kann für die nicht in 
den höheren Juſtizdienſt eintretenden 
jungen Juriſten getan werden? Dieſe 
Frage, die für die Betroffenen von ausſchlaggebendſter 
Bedeutung iſt, wird gerade infolge der Neuregelung 
der Laufbahn für den höheren Juſtizdienſt auch für die 
Allgemeinheit ſtark in den Vordergrund treten. Die rein 
praktiſche Arbeit an ihr wird jetzt ſicherlich mehr als in 
der Vergangenheit beachtet werden. Jetzt nämlich gibt 
es nicht mehr das große Reſervoir“) der Juſtizverwal⸗ 
tung, in dem bisher der größte Teil der Not für die 
Allgemeinheit unſichtbar blieb, weil der falſche Eindruck 
beſtand und bleiben mußte, daß die Gerichtsaſſeſſoren 
eben ſehr bald verſorgt ſein würden. Jetzt erſt tritt 
klar erkennbar hervor, in wie hohem Maße die jungen 
Juriſten für den bisher als ſelbſtverſtändlich angeſehenen 
Berufsgang überflüſſig ſind. Jetzt aber zeigt ſich auch 
dem flüchtigen Betrachter, daß dieſe Frage ſchnellſtens 
angepackt und gelöſt werden muß. 


IV. 


Hier ſoll und kann nicht von Einzelheiten darüber 
geſprochen werden, wie die überzähligen jungen Juriſten 
in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden können“). 
Aber einige grundſätzliche Bemerkungen hierüber ſind 
nötig, weil der Nachwuchs, der über dieſe Dinge nach⸗ 
denkt, nicht den Mut verlieren darf, und weil immer 
wieder zur Mitarbeit an dieſem ſchweren Werk auf⸗ 
gerufen werden muß. 

Zunächſt ſteht auch jetzt noch nicht feſt, wie hoch die 
Zahl derer ſein wird, die als Anwärter oder in den 
Probedienſt aufgenommen werden. Die Zahlen, die 
Kammergerichtsrat Dr. Wittland hierzu genannt hat“, 
entſprechen ungefähr meinen Berechnungen. Aber ſie 
gelten nur für den normalen Gang der Dinge, für den 
Zuſtand nach der Übergangszeit, für eine Zeit alſo, in 
der bereits der erheblichſte Teil der gegenwärtigen 


5) Vgl. die Berichte über die a vom 10. April 
und die Beſprechung vom 11. April auf Seite 153 dieſes Heftes. 
) Vgl. dazu aus neueſter Zeit z B. Schmidt in DRZ. 1935, 
S. 2 ff., und Seidel in DSZ. 1935, Sp. 22 ff. 
*) D. 1935, S. 592, beſonders S. 593 und 595. 
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Schwierigkeiten überwunden fein wird. Sie fegen ins⸗ 
beſondere voraus, daß die Zahl der vorhandenen Plan⸗ 
ſtellen im höheren Juſtizdienſt ſo vermehrt wird, wie 
es dem tatſächlichen Bedarf entſpricht. Das halte ich 
deshalb für ſelbſtverſtändlich, weil nicht beabſichtigt ſein 
kann, auf dem Umweg über $ 7 der Verordnung das 
bisherige Hilfsrichterunweſen mit allen feinen ver- 
hängnisvollen Fehlern und Nachteilen von Preußen 
aus auf das ganze Reich auszudehnen. § 7 iſt doch 
ſchon nach den alten Auslegungsmethoden als Aus- 
nahmevorſchrift anzuſehen. Nach der Sache ſelbſt aber 
ſollte es aus den verſchiedenſten Gründen ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ſein, daß die im Bereich des höheren Juſtizdienſtes 
zu leiſtende Arbeit in Zukunft allein mit den plan⸗ 
mäßigen Kräften, den Anwärtern und den im Probe— 
dienſt befindlichen Aſſeſſoren bewältigt werden muß. 
Der Bedarf ſelbſt, der für Preußen ſtatiſtiſch genau er⸗ 
faßt iſt), läßt ſich auch für das Reich verhältnismäßig 
leicht zahlenmäßig beſtimmen. Hier liegt die erſte Mög⸗ 
lichkeit, für die vorhandenen Gerichtsaſſeſſoren eine 
Vermehrung der Arbeitsplätze im 
höheren Juſtizdienſt zu erreichen. Die Aus⸗ 
nutzung dieſer Möglichkeit würde zugleich ein altes. Un⸗ 
recht am Nachwuchs wieder gutmachen und die Juſtiz 
würde perſonalpolitiſch gegenüber andern Verwaltun⸗ 
gen und Betrieben keine Sonderſtellung mehr ein⸗ 
nehmen, die ſie ja doch nur zu Laſten des Nachwuchſes 
halten konnte. 

Die zweite Möglichkeit, den Übergang zu erleichtern, 
liegt darin, Planſtellen für den andrängenden 
Nachwuchs freizumachen. Das iſt nach zwei Rich⸗ 
tungen möglich. Einmal könnte die Altersgrenze 
— vorübergehend — herabgeſetzt wer 
den“). Dagegen machen ſich begreiflicherweiſe beſonders 
aus den Reihen der Betroffenen Widerſtände geltend. 
Als Übergangsmaßnahme halte ich eine ſolche Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze für möglich und erforderlich. 
Zu den vielen bekannten Argumenten nur noch eins: 
Die künftige Geſtaltung der Alterspyramide des Deut⸗ 
ſchen Volkes zeigt zur Genüge, daß der gegen- 
wärtige Nachwuchs in der Zukunft eine 
ungeheure Laſt hinſichtlich der Verſorgung 
der älteren Menſchen zu tragen hat. Er 
kann daher erwarten, daß dieſe Generation vor ihm 
dieſe Laſt jetzt bereits wenigſtens zu einem Teil mit⸗ 
trägt, indem ſie der Jugend ihren Arbeitsplatz über⸗ 
läßt und ihr damit frühzeitig die Möglichkeit gibt, die 
wirtſchaftliche Grundlage zu finden, auf der ſpäter die 
ſchwere Laſt getragen werden kann. 


Ein zweiter Weg, Planſtellen freizumachen, ergibt 
ſich aus rechtspolitiſchen Erwägungen. 
Es darf nicht überſehen werden, daß im Dritten Reich 
die Jugend über das Alter geſiegt hat. Heute iſt es 
unmöglich, daß ein hoher Vertreter der alten Genera⸗ 
tion — wie es zur Syſtemzeit geſchehen iſt — bei einer 
Erörterung des Nachwuchsproblems erklärt, für ihn 
ſtehe die Sache ſehr einfach: dieſe Jugend habe eben 
das Unglück, zur unrechten Zeit auf die Welt gekommen 
zu ſein, und ſie müſſe ſich mit dieſem Unglück abfinden. 
Heute gilt eher die Umkehrung dieſes menſchenfreund⸗ 


8) Vgl. z. B. meine 1321. S. 822 fen in 9893. 1932, 
Sp. 33 ff., und in DRZ. 1934, S. 322 ff. 


e) Bgl. dazu Schreiber in Dor. 15 S. 99 ff. 
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lichen Satzes! Heute darf auch nicht mehr überfehen 
werden, daß die Zurückhaltung gegenüber politiſcher 
Betätigung in den Kampfjahren regelmäßig erſt mit 
dem Erwerb der Beamteneigenſchaft begann. Die ganz 
jungen Berufskameraden können daher zu einem immer 
größer werdenden Teil im Gegenſatz zu den älteren auf 
eine lange Tätigkeit in der Partei oder ihren Gliede⸗ 
rungen zurückblicken. Die alten Kämpfer, die man in 
der Juſtiz daher faſt ausſchließlich unter den Jüngſten 
ſuchen muß, die wird man nicht vor der Tür ſtehen 
laſſen wollen oder können, hinter der noch zahlreiche 
Nichtarier, politiſch unzuverläſſige Männer und dergl. 
ſitzen, oder auch nur ſolche, die unſere neue Zeit nie 
begreifen werden oder wollen, oder vielleicht gar ſolche, 
die ihr Nichtbegreifen mehr oder weniger geſchickt zu 
verbergen verſtehen. Wenn wirklich Ernſt gemacht 
werden ſoll mit der vorzugsweiſen Berückſichtigung der 
Perſönlichkeit im höheren Juſtizdienſt, dann wird es 
ſelbſtverſtändlich ſein, diejenigen auszuſcheiden, die 
einem überwundenen Zeitalter angehören, und an ihrer 
Stelle die fieghaften Träger der neuen Zeit an die Ar— 
beit zu ſetzen. 

Inwieweit weitere Möglichkeiten beſtehen, aus⸗ 
bildungsgemäße Arbeitsplätze für den Nach⸗ 
wuchs freizumachen oder zu ſchaffen, wird 
nicht zuletzt von der Geſtaltung des Rechtsweſens und 
ſeiner Organiſation abhängen. Der Tätigkeitsbereich 
des Rechtsanwalts kann z. B. erweitert werden, 
dem Rechtswahrer neuen Stils — der doch nicht mehr 
mit dem verknöcherten und ränkereichen Juriſten früherer 
Zeiten verwechſelt werden darf — könnten weitere 
Rechtsaufgaben übertragen werden und dergl. 
Vor allem könnte wenigſtens für die Übergangszeit die 
Schaffung zuſätzlicher Arbeitsplätze auch für den juriſti⸗ 
ſchen Nachwuchs erwogen werden. Schließlich gilt alle 
dieſe Arbeit der Erhaltung einer richtigen Rechtsidee 
in der Volksgemeinſchaft, die für das Leben der Ge⸗ 
meinſchaft die erſte innere Vorausſetzung iſt. 

Größte Beachtung iſt der Notwendigkeit zu ſchenken, 
daß die andern Verwaltungen und die 
Wirtſchaft ſich in Zukunft ſelbſt um die 
Ausbildung des von ihnen benötigten 
juriſtiſchen Nachwuchſes kümmern 
müſſen. In der Vergangenheit hatten dieſe Stellen 
die ſehr bequeme Möglichkeit, ſich aus dem großen 
Reſervoir der in der Juſtiz unbeſchäftigt herumſitzen⸗ 
den Gerichtsaſſeſſoren diejenigen herauszuſuchen, die 
ihnen gefielen. Es fiel dabei ſchon gar nicht mehr auf, 
daß dabei Forderungen hinſichtlich der Ausbildung auf 
allen möglichen Gebieten aufgeſtellt wurden, die von 
dem richtig ausgebildeten jungen Aſſeſſor einfach nicht 
erfüllt werden konnten. Daß dieſe anderen Stellen ſich 
aber ſelbſt einmal um die von ihnen verlangte zuſätz⸗ 
liche praktiſche Ausbildung der Gerichtsaſſeſſoren be⸗ 
kümmert hätten, das kam ihnen kaum in den Sinn. Die 
Neuregelung der Laufbahn für das Amt des Richters 
und des Staatsanwalts wird alle Stellen, die junge 
Juriſten brauchen, endlich dazu zwingen, ſich um die 
rechtzeitige Auswahl und Ausbildung ihres juriſtiſchen 
Nachwuchſes ſelbſt zu kümmern. Werden dort ähnliche 
Laufbahnregelungen eingeführt wie jetzt im höheren 
Juſtizdienſt, ſo würde das eine weitere Entlaſtung des 
juriſtiſchen Nachwuchſes bedeuten. 
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Aber auch nach völliger Ausnutzung dieſer Möglich⸗ 
keiten wird angeſichts der immer größer werdenden 
Überzahl des juriſtiſchen Nachwuchſes eine beſtimmte 
Zahl von Aſſeſſoren verbleiben, für die eine ihrer Aus⸗ 
bildung ganz entſprechende Stellung nicht ge⸗ 
funden oder geſchaffen werden kann. Das werden 
insbeſondere diejenigen ſein, deren — richtig feſt⸗ 
geſtellte — Qualifikation nicht die beſte iſt. Für ſie 
wird man berufsnahe und möglichſt aus⸗ 
bildungsgemäße Arbeitsplätze in An⸗ 
ſpruch nehmen müſſen. Einzelheiten hierzu liegen ohne 
weiteres auf der Hand. Sie ergeben ſich ganz von 
ſelbſt, wenn man der Frage näher tritt. Es würde 
völlig im Rahmen einer planmäßigen Ausnutzung der 
zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräfte liegen, wenn 
man zur Überwindung der gegenwärtigen Arbeitsnot 
im Rechtswahrerberuf bis zu einem gewiſſen Grad 
einen Teil jeder Gruppe weiter nach unten einſetzt, 
ſoweit das nötig werden ſollte. 


V. 


Dieſe Andeutungen mögen erweiſen, daß für den 
Nachwuchs noch kein Grund zur Hoffnungsloſigkeit ber 
ſteht. Die gegenwärtige Unruhe iſt ja auch — wie ſchon 
bemerkt — zum Teil nur infolge der etwas plötzlichen 
Erkenntnis über die Schwierigkeit der Berufslage ent- 
ſtanden. Zum andern und allerdings auch nicht un⸗ 
erheblichen Teil liegt ſie in der Furcht vor der nunmehr 
erforderlich werdenden Aus leſe in kürzeſter Friſt. 
Der Nachwuchs iſt es nun einmal gewöhnt, daß ihm 
Friſten und immer wieder Friſten für die Bewährung 
gegeben werden, bis er dann allmählich die Luſt ver⸗ 
loren oder ſich doch noch einen Platz erſeſſen hat. Be⸗ 
reits in Ziffer 8 meiner eingangs erwähnten erſten 
Betrachtung zu der Neuregelung habe ich auf dieſen 
neben der Unterbringungsfrage liegenden wichtigen 
Punkt der Ausleſe hingewieſen. Immer iſt es für den 
juriſtiſchen Nachwuchs ein reichlich zweifelhaftes Ver⸗ 
gnügen geweſen, qualifiziert zu werden. Das lag zu⸗ 
nächſt an dem Wiſſen um die natürlichen Fehlerquellen, 
die bei jeder irgendwie gearteten Prüfung vorhanden 
ſind. Dazu kam aber in der Vergangenheit noch das 
beim Nachwuchs immer ſehr lebhaft vorhanden ge⸗ 
weſene Gefühl dafür, daß die Qualifikations- 
methoden der Juſtizverwaltung nicht immer 
richtig waren. Sie ſtellten zu ſehr auf das formale 
Wiſſen ab und berückſichtigten zu wenig 
die Geſamtperſönlichkeit; ſie ſtützten ſich 
auf Zeugniſſe und tote Akten, ſtatt den ganzen Men⸗ 
ſchen und ſein Wirken in der Praxis und im Leben 
unmittelbar in Betracht zu ziehen. Dabei wurde nur 
zu oft überſehen, daß das, was in den ſtaubigen Akten 
als ſchwerer Fehler gegen irgendeinen heiligen Geiſt 
einer Reichsgerichtsentſcheidung oder einer Theorie oder 
eines logiſchen Gedankengebäudes angekreuzt werden 


mußte, in Wirklichkeit ein gerade dieſem 
Einzelfall in höchſtem Maße ent⸗ 
ſprechender Akt wirklicher Rechts- 


findung geweſen ſein kann; aus den Akten war das 
leider nur nicht erkennbar, vielleicht hätte der Be⸗ 
urteiler auch nicht einmal Verſtändnis dafür gehabt, 
denn er war ja in den alten Methoden groß geworden. 
Ich habe niemals ein Hehl daraus gemacht, daß ſich 
die notwendige Umſtellung in den Qualifikations⸗ 
methoden meiner Anſicht nach auch heute noch nicht aus⸗ 
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reichend vollzogen hat“). Die Qualifikationsmethoden 
müſſen ſich dem Wandel in der Auffaſſung vom Recht 
angleichen. Hier liegen beim Nachwuchs begreifliche 
Bedenken. Er faßt das zeit⸗, raum⸗ und zweckgebun⸗ 
dene geſchriebene Geſetz eben nicht mehr als das „Recht“ 
ſelbſt auf. Er will erfühlen, begreifen und finden, 
was im geſunden Empfinden des Volkes als ewiges 
Recht lebt. Er will im praktiſchen Beruf nicht den Ges 
lehrten im Vordergrund ſehen, will vielmehr den 
Charakter, die Perſönlichkeit, den gan⸗ 
zen Kerl gewertet ſehen. Er will deswegen 
nicht mehr die Fähigkeit ausſchlaggebend ſein laſſen, 
Geſetzesbeſtimmungen im Gedächtnis zu behalten, 
Theorien und logiſche Syſteme aufzubauen, kunſtvolle 
Rechtskonſtruktionen zu errichten und Kommentare und 
Entſcheidungsſammlungen zu beherrſchen. Der 
Menſch ſoll im Vordergrund ſtehen und 
nicht der Intellekt. Dabei wehrt er ſich übri⸗ 
gens mit Leidenſchaft gegen den leiſen Vorwurf, mit 
dieſer Einſtellung werde der Wert wiſſenſchaftlicher 
Durchbildung beſtritten; was bekämpft wird, iſt nur 
die falſche Auffaſſung über die Art der erforderlichen 
wiſſenſchaftlichen Durchbildung. Ich halte es im 
übrigen für ungleich ſchwerer, das Recht in ſeiner 
neuen Auffaſſung zu begreifen und kennnenzulernen 
als das mehr oder weniger ſchematiſche Erlernen irgend⸗ 
eines vorhandenen und bereits erarbeiteten Wiſſens⸗ 
ſtoffes. 

Unter dieſen Geſichtspunkten iſt die Unruhe des Nach⸗ 
wuchſes angeſichts der zudem noch ganz ungewohnten 
ſchnellen Entſcheidung über die Auswahl nur natürlich. 
Aber es iſt ſelbſtverſtändlich und auch von hoher Stelle 
ausdrücklich verſichert worden, daß die ſchwere Ent⸗ 
ſcheidung erſt nach ſorgfältigſter Vorbereitung gefällt 
werden wird. Allerdings wirft es auf die Perſönlichkeit 
ein wenig günſtiges Licht, wenn ſchon jetzt bei der noch 
mehr äußerlichen Vorbereitung der kommenden Ent⸗ 
ſcheidung einzelne Gerichtsaſſeſſoren ſelbſt mit allen 
möglichen Vorſtellungen an die Juſtizverwaltung heran⸗ 
treten oder Bekannte, Freunde und Verwandte dorthin 
ſchicken. Ich habe den Eindruck, als ob zu ſehr verkannt 
wird, daß die Folgen der Entſcheidung für jeden Ge⸗ 
richtsaſſeſſor gleich bedeutſam ſind und daß jeder eine 
Fülle von Tatſachen für die beſondere Lagerung ſeines 
Falles vortragen könnte. Es ſollte ſelbſtverſtändlich ſein, 
daß der Nachwuchs zu ſeiner Verwaltung das erforder⸗ 
liche Vertrauen hat. 


VI. 

Die Betrachtung ergibt ſo, daß die Lage zwar ſchwer 
iſt. Die Neuregelung bahnt aber die grundlegende 
Beſſerung an. Dieſe Beſſerung durchzuführen wird 
Aufgabe aller in Betracht kommenden Stellen ſein. Die 
Aufgabe ſtellt ſich nicht nur zugunſten des Nachwuchſes, 
ſie ſtellt ſich auch im Intereſſe der ganzen Volksgemein⸗ 
ſchaft. Sie iſt lösbar, denn ſie muß gelöſt werden. 

Im übrigen ſteht zu erwarten, daß die zu erwarten⸗ 
den Vorſchriften zur Durchführung und Überleitung 
nach mancherlei Hinſicht weitere Klarheit ſchaffen 
werden. 


10) Das iſt kein Vorwurf, ſondern nur die Feſtſtellung einer 
Tatſache, die einfach darin begründet iſt, daß dieſe ganze Am⸗ 
ſtellung bei der Bedeutung der Sache natürlich nicht von heute 
auf morgen erfolgen kann. 
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Die neue Oroͤnung des Rechtsftudiums 
Von Landgerichtspräſident Dr. Ernft in Frankfurt a. d. O. 


Was dem Praktiker an der neuen Studienordnung am 
meiften gefällt, das iſt ihre Lebens nähe und 
Jugendkenntnis. Wenn bisher der Rechtsjünger 
die Univerſität bezog, um, wie er vermeinte, zu lernen, 
weshalb und wie im Menſchenleben rechtliche Grenzen 
gezogen ſeien, ſo fand er zu ſeinem Erſtaunen etwas 
ganz anderes vor. Er ſah ſich einem rieſigen Gebilde 
gegenüber von Überordnungen und Unterordnungen, 
Ableitungen und Überleitungen, Vergleichen und Gegen⸗ 
ſätzen. Das alles wurde ihm in einer Sprache aus⸗ 
einandergeſetzt, die er nicht verſtand, die jedenfalls nicht 
ſeine Mutterſprache war. Er war wohl dieſer Sprache 
und dem Weſen, das aus ihr redete, ſchon gelegentlich 
in der Schule begegnet, aber das hatte doch alles nicht 
ſo erdenfern über dem Leben geſchwebt wie hier. Es 
ſchien ihm beim erſten Eindruck, als wenn für die 
Rechtswiſſenſchaft die Menſchen und Dinge dazu da 
ſeien, in Begriffe aufgelöſt zu werden, denen dann ein 
krauſer, aus mehreren Sprachen, nur nicht der deutſchen, 
zuſammengeſetzter Name gegeben werde. Dieſe Namen⸗ 
geſchöpfe hatten ſich alsdann zu kunſtvollen Figuren zu 
ordnen, die nach allen Richtungen vermehrt wurden, ſo 
daß ſchließlich das ganze Leben umbenannt war. Der 
Student ſträubte ſich, er war wohl gar ſo vermeſſen, ſich 
an einen vor mehreren Menſchenaltern geſchriebenen, 
anſcheinend immer noch gültigen Spruch zu erinnern: 


Mit Worten läßt ſich trefflich ſtreiten, 

Mit Worten ein Syſtem bereiten, 

An Worte läßt ſich trefflich glauben, 

Von einem Wort läßt ſich kein Jota rauben. 


Hatte der Student unrecht? Nun ja, er war ein 
geiſtiger Naturburſche, aber war das ein Fehler? Der 
große Deutſche, von dem er den Spruch über die 
„Worte“ gelernt hatte, war einer unſerer Gebildetſten 
und dazu ein bedeutender Gelehrter geweſen, und doch 
hatte er die Theorie grau genannt und grün des Lebens 
goldenen Baum. 

Der Zweifel erledigte ſich meiſtens ſchnell. Das 
Staunen ſteht nach dem alten Philoſophenwort am Ein⸗ 
gangstore der Erkenntnis. Drang der Student tiefer in 
das Gebäude ein, ſo ſah er, daß hinter der fremdartigen 
Namenſaſſade viel altes, echtes Rechtsgut und tiefes, 
reiches Wiſſen wohnte. Anderes freilich blieb ihm 
Kuliſſe, eben Name, alſo Schall und Rauch — und das 
mit Recht. Er fand ſich damit leider in der Regel ab. 
Für den Verluſt an friſchem Leben entſchädigte er ſich 
anderweitig. Aber zwei Seelen blieben in ſeiner Bruſt. 
Das änderte ſich erſt, wenn die Praxis kam, vor 
allem die köſtliche Ausbildungszeit am kleinen Amts⸗ 
gericht. 

Wir Praktiker haben uns oft gefragt: iſt das nötig? 
Auch deshalb gefragt, weil wie ſahen, daß der graue 
Schleier vor manchem Juriſtenauge niemals wich. Aber 
die Univerſität wollte es nicht anders. Bei den Ande⸗ 
rungen in den zwanziger Jahren kümmerte ſich gar die 
Unterrichtsverwaltung recht wenig um die Anſichten der 
Juriſtenſchaft und der Juſtizverwaltung, obwohl jene 
Fragen uns doch eigentlich am nächſten angingen. 

Das iſt jetzt anders, die Juſtiz hat ſchon vor einem 
halben Jahr ihre neue Juſtizausbildungs⸗ 
ordnung erlaſſen. Aber auch ohnedem würde die 


einheitliche Staatsführung dafür ſorgen, daß die Aus⸗ 
bildung an der Univerſität und an den Gerichten ein⸗ 
ander entſprechen. Nun tut die Unterrichts⸗ 
verwaltung mit ihrer neuen Studienordnung den 
erſten Schritt zu einer wiſſenſchaftlichen Ausbildung, 
die den Blick immer darauf gerichtet hält, was der 
Rechtsſtudent in ſeinem ſpäteren Leben leiſten ſoll, 
und ſie tut das gottlob anderſeits nicht in der Weiſe, 
daß ſie die Univerſität zu einer Fachſchule nach 
amerikaniſchem Muſter macht. In vielen Gedanken 
ſpürt man hier die Wirkung von Freislers „Werden 
des Juriſten im Dritten Reich“). 

Die Studienordnung läßt den Studenten in den 
beiden erſten Semeſtern ſich in weiterem 
Umkreis über die Rechtswiſſenſchaft hinaus umſehen 
und ſchafft ihm die geſchichtliche und völkiſche Grund⸗ 
lage, auf der er in den ſpäteren Semeſtern die Kenntnis 
des geltenden Rechts aufbauen ſoll. Bei der Umſchau 
in den Nachbargebieten der Rechts wiſſenſchaft foll er 
den Blick getroſt auch in weitere Fernen richten, damit 
er ſich gewöhnt, die „Rechte“ nicht als enges Fach⸗ und 
Brotſtudium zu erlernen, ſondern für die fernere 
Studienzeit und für ſeinen künftigen Beruf einen 
weiten Geſichtskreis zu gewinnen und zu behalten. 

Hier liegt ein Vergleich nahe mit der Univerſitätszeit 
des angeſehenſten Juriſten der Welt, desengliſchen. 
Der engliſche Rechtsjünger ſtudiert auf der Univerſität 
faſt gar nicht Rechtswiſſenſchaft, denn eine Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft im kontinentalen Sinne kennt der Engländer nur 
in beſchränktem Maße. Die Univerſität iſt dort für den 
künftigen Richter und Anwalt wirklich eine universitas 
literarum, die ihm Gelegenheit geben ſoll, das ganze 
weite Feld menſchlichen Wiſſens zu überblicken, zu 
ſehen, was dem Menſchengeiſte erſchloſſen und ver⸗ 
ſchloſſen iſt. Die Kenntnis des geltenden Rechts, jenes 
kaſuiſtiſchen, nicht kodifizierten Rechts der Fälle (Case- 
Law), erwirbt er ſpäter in der Praxis im und am 
Leben. Ob ſo etwas jemals bei uns möglich und zu 
erſtreben iſt, ſei hier dahingeſtellt. Eines aber ift ſicher, 
für die Rechtswiſſenſchaft iſt bei uns die Zeit der blut⸗ 
leeren Abſtraktionen vorbei, Recht und Leben ſollen eins 
werden. Und es naht eine Ausbildung, die einerſeits 
den Blick über das Fachwiſſen hinaus weiten, anderſeits 
die Fachbildung weniger abſtrakt und mehr kaſuiſtiſch 
geſtalten will. 

Dieſe größere Lebensnähe zeigt ſich in der Studien⸗ 
ordnung ſehr erfreulich bei der engeren Zur 
fammengehörigfeit von Vorleſung 
und Praktikum, die von vornherein in dasſelbe 
Semeſter gelegt werden, ſo daß das Praktikum dem 
jeweiligen Fortſchreiten der Vorleſung angepaßt wird. 
Eckhardt, der Sachbearbeiter für die Studienordnung im 
Reichswiſſenſchaftsminiſterium, ſagt darüber in feiner 
Schrift „Das Studium der Rechtswiſſenſchaft“) S. 18, 
man habe geſehen, daß die Studenten mehr Neigung 
zum Praktikum als zur Vorleſung zeigten, deshalb müſſe 
man beide nebeneinander herlaufen laſſen, auf daß ſie 
ſich ergänzten. Hier hat man mit Glück der akademiſchen 
Jugend etwas abgelauſcht! Wenn die Studenten die 
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Praktika bevorzugen, fo tun fie das, wie Eckhardt mit 
Recht ſagt, keinesfalls nur der vorgeſchriebenen Scheine 
wegen, ſondern weil ſie im Praktikum mehr Leben 
finden. Der Beruf, den ſie gewählt haben, gewinnt dort 
Farbe. Vielen Dozenten, und gerade den guten Lehrern 
unter ihnen, geht es beiläufig genau ſo. Nimmt dazu 
der Student noch die Gelegenheit wahr, ſich nach $ 6 der 
Juſtizausbildungsordnung während der Univerſitäts⸗ 
ferien zwei Monate bei einem Amtsgericht zu be⸗ 
ſchäftigen und ſo von ſeinem ſpäteren Beruf, beſonders 
von der gerichtlichen Betreuung der Rechtſuchenden eine 
— wenn auch nur äußere — Anſchauung zu bekommen, 
ſo ſpürt er von vornherein einen lebendigen Hauch 
rechtlichen Wirkens und fühlt ſich ganz anders in ſeiner 
Fakultät zu Hauſe. 

Man könnte in dieſer organiſchen Verbindung von 
Lehre und Leben das erſte Anzeichen wieder- 
beginnender Kaſuiſtik ſehen, das Praktikum 
iſt ja weſentlich kaſuiſtiſch, wenn auch bisher begriffs⸗ 
juriſtiſch angefaßt. Führt die Verbindung dazu, daß der 
Dozent, der in der Vorleſung und im Praktikum ein und 
derſelbe iſt, auch in die Vorleſung mehr Rechtsleben 
hineinbringt und dabei — entlaſtet von vielem Leſen, 
wie es die Studienordnung erſtrebt — mehr frei ſpricht 
und diskutiert, ſo zieht jedenfalls friſcheres Leben in 
die Hörſäle ein, und dieſe werden ſich wieder füllen, 
immer vorausgeſetzt, daß der Dozent, wie Eckhardt es 
(Seite 17) kräftig ausdrückt, ein „Kerl“ iſt. Dann iſt 
es auch überflüffig, die wichtigſten Vorleſungen zu 
Pflichtvorleſungen zu machen, wovon die Studienord⸗ 
nung abſieht — freilich auch abſehen kann, weil die 
Juſtizausbildungsordnung ($ 3) das ihrige tut, indem 
ſie den Nachweis fordert, daß der Prüfungsbewerber 
die Prüfungsfächer gehört hat. 

Wird ſo der Studien betrieb tiefer im Leben 
verwurzelt ſein, ſo wird aber künftig auch der Studien⸗ 
plan mehr aus dem Leben ſchöpfen. Er wird ſich 
ſchon deshalb in ſeinem Verlauf lebendiger entwickeln, 
weil er nicht vom Allgemeinen zum Beſonderen ge⸗ 
langen wird, wie bisher im Zeitalter der „Allgemeinen 
Teile“, ſondern umgekehrt vom Beſonderen zum Allge⸗ 
meinen, was man deutlich erkennt, wenn man ſieht, daß 
der Schlußſtein des ganzen Studienplans die Rechts- 
philoſophie iſt. 

Er wird aber auch darin aus dem Leben ſchöpfen, 
daß er Leben und Werden des deutſchen 
Volkes ſtärker in den Vordergrund ſtellt. Der 
den Richtlinien der Unterrichtsverwaltung beigegebene 
Semeſterplan (beides in Eckhardts Schrift S. 7 ff.) 
weiſt nicht nur in den erſten Semeſtern die völkiſchen 
Grundlagen auf, ſondern ſorgt auch in den fachlichen 
Vorleſungen des dritten bis fünften Semeſters dafür, 
daß der Vorleſungsſtoff volksmäßiger gefaßt wird als 
bisher, ſo daß der Student am Ende des Studiums 
im ſechſten Semeſter, dem aber möglichſt noch ein 
ſiebentes und achtes folgen ſollen, nicht nur auf dem 
Rechts⸗, ſondern auch auf dem Volksboden feſten Fuß 
gefaßt hat. 

Nie wird das Ziel aus dem Auge verloren, daß der 
Rechtsſtudent ein Wahrer deutſchen Rechts werden ſoll. 
Dieſe Volksverbundenheit ſoll nicht eng umgrenzt ſein. 
So ſehr ſie den Studenten zurückführt auf die Wurzeln 
deutſchen Rechts im deutſchen Volkstum, dieſem von 
Ernſt Moritz Arndt zuerſt ſo ſchön gefaßten deutſchen 
Grundwert, ſo will ſie ihm doch den Blick nicht nehmen 
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für das Rechtsleben anderer Völker. An 
mehreren Stellen des Vorleſungsplans wird auf die 
Wichtigkeit rechtsvergleichender Ausblicke verwieſen. Und 
die rückblickende Rechtsgeſchichte wird über die Schwellen 
eigenen deutſchen Rechts in Geſchichte und Vorgeſchichte 
hinausſehen, ſie wird auch an die Völker und Mächte 
denken, mit denen das deutſche Volk bei ſeinem geſchicht⸗ 
lichen Werden in Wechſelwirkung geſtanden hat. Das 
iſt nötig, gerade weil dieſe Einwirkung nicht immer 
glücklich geweſen iſt. Man muß ſchon die Geſchichte der 
geſamten abendländiſchen Kultur durchwandern, um zu 
erkennen, wieviel Antike und wieviel Mittelalter über 
die Alpen zu uns hinübergegriffen hat, und wie das 
immer noch in und um uns lebt, wie wir in vielen 
Dingen auch heute ein Volk des Mittelmeerkreiſes ſind, 
mehr als den meiſten bewußt iſt. Das kann der 
Student erleben, wenn die Vorleſungen über antike 
Rechtsgeſchichte und Kirchenrecht ihm auch die kulturelle 
und namentlich die politiſche Seite jener gewaltigen 
Kämpfe zeigen, die das alte Deutſchland und an ſeiner 
Spitze ſo manche mittelalterlichen Kaiſer des erſten 
Reiches für uns ausgefochten haben. 

Damit die freie Entſchlußkraft des Studen⸗ 
ten, die in den 14 Jahren ſeit dem Kriege arg ver⸗ 
kümmert iſt, wieder erſtarke, iſt nicht nur die Pflicht⸗ 
vorleſung abgeſchafft, ſondern auch durch die Art der 
Verteilung der Vorleſungen auf die verſchiedenen 
Semeſter für die Freizügigkeit der Studenten geſorgt 
und der Verſchulung der Univerſität vorgebeugt. Es 
war erſtaunlich, wie in der Nachkriegszeit, die doch in 
Freiheitsreden ſchwelgte, die Schulmeiſterei auf den Uni⸗ 
verfitäten um ſich griff. Die Art, wie der Rechtsſtudent 
gegängelt wurde, erklärt ſich freilich einfach, wenn man 
bedenkt, daß jene Zeit unfähig war, ihn mit Gedanken 
an die Univerſität zu feſſeln, die ſein inneres Weſen 
ergriffen. 

Nun zieht mit der Studienordnung die neue Zeit in 
die deutſchen Univerſitäten ein, oder genauer: Sie be⸗ 
ginnt einzuziehen, denn alles iſt nur ein Anfang. 
Die Hauptwandlung ſteht noch bevor, ſie wird ſich nicht 
ſo ſehr in den Hörſälen der Lehrer vollziehen wie in den 
Arbeitszimmern der Gelehrten, ſie wird weniger eine 
Wandlung der Rechts lehre ſein, als eine Wandlung 
der Rechts wiſſenſchaft. Auch hier wird fie gewiß 
eine ſtarke Anderung beſtimmter Diſziplinen ſein, z. B. 
des noch ziemlich unberührten bürgerlichen Rechts im 
engeren Sinne, aber mehr noch eine Anderung der 
Methode überhaupt. Wer ſich über dieſe künftige Ent⸗ 
wicklung unterrichten will, muß Schriften leſen wie die 
kürzlich von Ritterbuſch veröffentlichte über die „Idee 
und Aufgabe der Reichsuniverſität“). Er wird dann 
auch verſtehen, weshalb einzelne Univerſitäten in den 
Richtlinien der Unterrichtsverwaltung als politiſche 
Stoßtrupps auserſehen ſind. Königsberg, wo Ritter⸗ 
buſch wirkt, iſt eine dieſer Univerſitäten. Dort haben 
Dozenten und Studenten einen Arbeitskreis gebildet, 
der die Wandlung von Univerſität und Wiſſenſchaft 
weitertreiben will, weitertreiben in ge meinſamer 
Arbeit von Lehrern und Schülern. 

In dieſer Gemeinſchaft liegt ein beſonders wichtiger 
Zug der Entwicklung; nicht der einzelne ſoll die Ent⸗ 
wicklung ausklügeln, ſondern die Gemeinſchaft ſoll 
ſie erleben. Und die Entwicklung ſoll organiſch 
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weiterwachſen in der Gemeinſchaft, wo nicht 
einer für ſich arbeitet, ſondern alle gemeinſam unter 
Zurückſtellung des eigenen Ichs für das große Wir, be⸗ 
gonnen mit der Arbeitsgemeinſchaft, übergreifend auf 
die ganze Univerſität, von ihr auf alle ihr näher⸗ 
ſtehenden Kreiſe des Volkes und im Endergebnis auf 
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das Volk überhaupt. Das find Ziele, die nur fefte, ſelbſt⸗ 
loſe Gemeinarbeit erreichen kann, und mit ihr wird 
die Univerſität hinauswachſen über die universitas 
literarum zu jener universitas der Profeſſoren und 
Studenten alter Zeiten und über ſie hinaus zur größten 
universitas, zu einer einheitlichen Volksgeſinnung. 


Anregungen 
zur Beſchleunigung und Sicherung der gerichtlichen Vorunterſuchung 


Von Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultz e, Mitglied des Reichsfachgruppenrates, 
„Richter und Staatsanwälte“, Mitglied der Akademie für Deutſches Recht. 


A. Jede Arbeit des Richters und Staatsanwalts 
(St A.) trägt dazu bei, das Vertrauen zum Stande der 
Rechtswahrer zu ſtärken oder zu vermindern. Wir 
wiſſen, wie Familien, ganze Ortſchaften, ja das ge⸗ 
ſamte Volk durch Maßnahmen der Gerichte erregt oder 
beruhigt werden; das gilt beſonders bei Strafverfah⸗ 
ren und hier wieder bei dem Teil, der ſich nicht in der 
Offentlichkeit abſpielt, dem Vorverfahren und der Vor⸗ 
unterſuchung (VU.). Hier, wo der Richter auf ſich 
geſtellt iſt, wo keine Berufung und keine Reviſion mög⸗ 
lich iſt, muß er Höchſtleiſtungen vollbringen, die jeder 
Beurteilung ſtandhalten. Aus meiner Erfahrung als 
Unterſuchungsrichter (U.), als Vorſitzender in Straf⸗ 
gerichten und als Reviſionsrichter möchte ich Anregun⸗ 
gen zur Beſchleunigung und Sicherung des Verfahrens 

in der VU. geben. 


B. I. Die VU. dient dem Zwecke, zu ermitteln, ob 
das Hauptverfahren zu eröffnen oder der Angeſchuldigte 
außer Verfolgung zu ſetzen iſt (190 StPO). Damit 
iſt Ziel und Ende der VU. umſchrieben. Darüber hin⸗ 
aus hat der UR. zweierlei zu beachten. Er muß Ber 
weiſe erheben, deren Verluſt für die Hauptverhandlung 
zu beſorgen ſteht, und ferner Beweiſe, deren Aufnahme 
zur Vorbereitung der Verteidigung des Angeſchuldigten 
erforderlich erſcheint. Das ſind klar zu überſehende 
Einzelfälle, an deren Erledigung ſchon bei Beginn der 
DU. gedacht werden muß, damit fie nicht ſpäter, wenn 
die VU. an ſich ſchon geſchloſſen werden könnte, das 
Verfahren aufhalten. 

Es gehört nicht zu den Seltenheiten, daß der StA. 
eine Ergänzung der VU. beantragt. Da muß der UR. 
beſonders ſcharf prüfen, ob eine ſolche Ergänzung nach 
dem Geſetz erforderlich iſt. 

Der UR. muß ſich vor Augen halten, daß feine BU. 
nur den erſten kleinen Teil der Geſamtzeit des Ver⸗ 
fahrens in Anſpruch nimmt. Viele Sachen, die durch 
die BU. gehen, dauern jahrelang. Was bedeutet das 
für den Staat, aber auch für den Betroffenen und 
feine Umgebung! Da heißt es für den UR., ohne Ver⸗ 
zögerung, ſo ſchnell als möglich, zu Ende zu kommen, 
natürlich bei peinlichſter Bearbeitung. Jede kleinere 
BU. muß in drei bis vier Wochen, die größere in ſechs 
Wochen beendet ſein. Auszunehmen ſind dabei die 
Bllen. in beſonders umfangreichen Prozeſſen, wie z. B. 
Sklarek, Rundfunk und ähnliche, ſolche werden immer 
Monate dauern. Aber Mord, Totſchlag, Meineid ſind 
im allgemeinen in einigen Wochen zu bearbeiten. 


II. 1. Sobald der UR. die Akten erhält, wird er 
die Sache unter allen Umſtänden am gleichen Tage auf 
das genaueſte durcharbeiten; auf Grund der fo er- 


zuſtellen. 


worbenen Kenntnis wird er gleichfalls ſofort nach 
geiſtiger Verarbeitung eine umfaſſende Verfügung er⸗ 
laſſen, nicht etwa nur auf Vernehmung des Angeſchul⸗ 
digten oder des einen oder anderen Zeugen, ſondern auf 
Anordnung aller Ermittelungen, die nach dem Stande 
der Sache überhaupt in Frage kommen. Dieſe Ermitt- 
lungen wird er in unmittelbarer Folge erledigen. 
Ladungsfriſten gibt es nicht; alſo können Vorladungen 
von einem zum anderen Tage erfolgen. Der UR. muß 
immer „glatt“ ſein; er muß immer in der Lage ſein, 
jederzeit mehrere Tage hintereinander nur in einer 
neuen Sache zu arbeiten, um ſie erſt ſo weit zu bringen, 
daß er die ſchwieriger zu erlangenden Beweiſe dann 
heranholen kann. 

Weniger als für jeden anderen Richter gibt es für 

den UR. einen Acht⸗, Zehn⸗ oder Zwölfſtundentag. Es 
wird erforderlich ſein, daß er tagelang hintereinander 
bis zu den Abendſtunden vernimmt und dann noch Ver⸗ 
fügungen und Beſchlüſſe bearbeitet. Allerdings darf er 
nach keiner Richtung überlaſtet ſein. Solchen anſtren⸗ 
genden Tagen müſſen Ruhetage folgen, ſonſt kann er 
den aufreibendſten Dienſt in der Juſtizverwaltung nicht 
durchführen. Kann der eine Protokollführer nach 
ſtundenlangem Schreiben nicht mehr weiter, ſo erbittet 
der UR. — rechtzeitig vorher — einen zweiten, der in 
den Nachmittagsſtunden weiter arbeitet. Die Haupt⸗ 
ſache iſt, die neue VU. in kürzeſter Zeit nahezu fertig⸗ 
Das Anſehen der Rechtspflege 
würde außerordentlich gehoben werden, 
wenn beſonders in Aufſehen erregenden 
Verbrechensſachen die Vu. in wenigen 
Wochen beendet wäre und die Anklage Schlag 
auf Schlag folgen würde. 

2. Das Nächſte, was zu geſchehen hat, iſt unter allen 
Umſtänden die Vernehmung des Angeſchul⸗ 
digten durch den UR. ſelbſt. Im Regelfall muß der 
UR. alsbald den Angeſchuldigten kennenlernen, um zu 
wiſſen, mit wem er es zu tun hat. Durch dieſe Kennt⸗ 
nis der Perſönlichkeit, des Werdeganges, der geiſtigen 
und ſeeliſchen Kräfte des Angeſchuldigten wird der UR. 
erſt in den Stand geſetzt, die Tat ſo aufzuklären, wie es 
für die Hauptverhandlung erforderlich iſt. Dieſe erſte 
Vernehmung kann nicht immer eine abſchließende ſein. 
Bei dieſer erſten Beſprechung mit dem Angeſchuldigten 
wird der UR. mit beſonderer Vorſicht zu Werke gehen 
müſſen, um ihm nicht zu erkennen zu geben, daß die Er⸗ 
mittlungen noch lückenhaft und unvollſtändig ſind. 
Wenn der Angeſchuldigte das merkt, ſo wird es auch 
ſpäter, wenn die Ermittlungen abgeſchloſſen ſind, ſchwer 
ſein, ihn zu veranlaſſen, der Wahrheit entſprechende An⸗ 
gaben zu machen, die ihn belaften — alſo ein ſog. Ger 
ſtändnis abzulegen. 
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Der UR. muß in erſter Linie verſuchen, das Ver⸗ 
trauen des Angeſchuldigten zu gewinnen. Das iſt ſchwer 
und wird nicht immer gelingen. Aber die Form des 
Umganges wird entſcheidend ſein, ob der Angeſchuldigte 
im UR. nur den Verfolger oder auch den Helfer ſieht. 
Ein UR. — allerdings bald nach dem Weltkriege — 
verhandelte nur mit dem Revolver griffbereit in der 
Taſche mit dem Angeſchuldigten; er hielt ſich ängſtlich 
durch die Schranke von ihm getrennt. Das Ergebnis 
war entſprechend. Wir können nicht mit äußeren Hilfs⸗ 
mitteln arbeiten, aber durch offenes, freundliches Weſen 
und insbeſondere durch Entgegenkommen und Eingehen 
auf Außerungen und Wünſche können wir unendlich 
viel erreichen. Selbſt wenn der Angeſchuldigte zunächſt 
verſtockt iſt, kann ihm die Art der Ausſprache mit dem 
UR. das Vertrauen geben, daß alles, auch das ihn Ent⸗ 
laſtende und das, was ſeine Tat milder erſcheinen läßt, 
erörtert wird. 


Die Vernehmung des Angeſchuldigten kann nicht 
ausführlich genug ſein. Ich erachte es als wichtig, daß 
in jeder Sache der Verſuch gemacht wird, den Fall ohne 
Zeugen allein durch die Ausſage des Angeſchuldigten 
aufzuklären. Das hat mehrere Gründe: Es iſt von 
größter Bedeutung, daß der Angeſchuldigte ſieht, daß 
ſich der UR. auf das Ausführlichſte mit ihm befaßt. 
Ferner muß der Angeſchuldigte, wenn er über alle 
Einzelheiten vernommen wird, ſich bei mehrmaligen 
Vernehmungen in Widerſprüche verwickeln, wenn er 
nicht die Wahrheit ſagt. Endlich bilden die wider⸗ 
ſpruchsfreien und glaubhaften Angaben eines Angeklag⸗ 
ten in vielen Fällen eine ſicherere Grundlage des Urteils 
als — ſelbſt beſchworene — Zeugenausſagen. Der An⸗ 
geſchuldigte, der ſich nicht oder nur wenig äußert, iſt 
nur ſchwer zu überführen. Eine ausführliche Nieder⸗ 
ſchrift über die Vernehmung des Angeſchuldigten da⸗ 
gegen iſt die beſte Grundlage für die Hauptverhandlung. 

Eltern, Voreltern, Verwandte, Jugend, Schulbeſuch, 
Ausbildung, alles muß erörtert werden. Auf alles 
kann es ſpäter ankommen. Die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe müſſen zum Verſtändnis der Tat und wegen einer 
etwaigen Geldſtrafe aufgeklärt werden. Die Tat ſelbſt 
mit ihrer Vorgeſchichte, insbeſondere die Zeit vor der 
Tat mit ihren Beweggründen, ihren Folgen für Täter 
und Verletzten muß beſprochen werden. Vorſichtige Er⸗ 
kundigungen müſſen eingeholt werden — unter Um⸗ 
ſtänden auch bei der Arbeitsſtelle — zur Klärung der 
Frage der Not, und alles deſſen, was die Frage der 
mildernden Umſtände beeinfluſſen könnte. Das iſt ſonſt 
ſpäter ſchwer nachzuholen und wird häufig einſeitig 
vom Angeklagten in der Hauptverhandlung vorgebracht 
und mit Beweismitteln — insbeſondere Angehörigen 
als Zeugen — erhärtet, ohne daß eine wirkliche 
Klärung möglich iſt. 

Bei der Abfaſſung der Riederſchrift muß ſich der UR. 
ſtets vor Augen halten, daß ſie in zahlreichen Fällen 
in der Hauptverhandlung eine große Rolle ſpielt. Der 
UR. muß ſich bei jedem Wort in der Riederſchrift be⸗ 
wußt ſein, daß gerade dieſes Wort eine überragende 
und entſcheidende Bedeutung für den geſamten Prozeß⸗ 
verlauf bekommen kann. Größte Vorſicht iſt am Platze! 
Der Angeklagte kämpft mit allen Mitteln, insbeſondere 
mit dem, daß der UR. ihn falſch verſtanden habe, daß 
er den UR. falſch verſtanden habe, daß die Niederſchrift 
nicht verleſen, daß ſie undeutlich verleſen ſei, daß der UR. 
ihn angefahren, eingeſchüchtert, bedroht, ja geſtoßen und 
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geſchlagen habe. Es gibt nichts, was dem UR. nicht an⸗ 
gehängt wird, um die Bedeutung einer Niederſchrift aus 
der Welt zu ſchaffen. Dagegen muß der UR. das Verfahren 
ſichern! Es iſt nur ein Notbehelf und ſollte auch nur 
als äußerſtes Mittel angewandt werden, daß der UR. 
in der Hauptverhandlung als Zeuge vernommen wird. 
Die Niederſchrift muß in ſich und durch ſich allein auch 
noch ſo erklügelten Angriffen gegenüber ſtandhalten. 
Da dem UR. zur Zeit noch kein Schallaufnehmer zur 
Verfügung ſteht, ſo kann dieſe Sicherung nur durch 
äußerſte Peinlichkeit erreicht werden. Zunächſt in der 
Art der Unterhaltung und Befragung: Kein Fremd⸗ 
wort, kein juriſtiſcher Fachausdruck darf vom UR. ge⸗ 
braucht werden. Deutliche, klare Ausſprache iſt erforder⸗ 
lich. Nicht „Diebſtahl“, „Untreue“, „Urkundenfälſchung“, 
ſondern Erzählung eines geſchichtlichen Vorganges. Die 
Wiedergabe muß in möglichſt enger Anlehnung an die 
eigenen Worte des Angeſchuldigten erfolgen, dann 
natürlich auch mit den vom Angeſchuldigten ge⸗ 
brauchten Fremdwörtern und Fachausdrücken. Alle 
wörtlichen Wiedergaben ſind möglichſt in Anführungs⸗ 
ſtriche zu ſetzen, desgl. alle auffallenden und wichtigen 
Ausdrücke. Das iſt eine mit großem Erfolg durch⸗ 
geführte Art der Wiedergabe bei der Berliner Kriminal⸗ 
polizei. Es kann ſich empfehlen, in einem dienſtlichen 
Vermerk zur Niederſchrift Erläuterungen zu geben, die 
möglichſt die Angabe von Tatſachen, nicht nur Be⸗ 
merkungen über den „Eindruck“ enthalten. 

Aus alledem ergibt ſich, daß der UR. die Verneh⸗ 
mung des Angeſchuldigten nie — oder faſt nie — einem 
erſuchten Richter überlaſſen ſoll. Liegt einer der Aus⸗ 
nahmefälle vor, in dem das nicht umgangen werden 
kann, ſo muß der UR. dem erſuchten Richter ins ein⸗ 
zelne gehende Fragen mit auf den Weg geben und not⸗ 
falls die Vernehmung wiederholen laſſen, wenn ſie ihm 
nicht vollſtändig erſcheint. Es ergibt ſich ferner daraus, 
daß jede Bezugnahme auf frühere Ver⸗ 
nehmungen unterbleiben muß. Das gilt 
ausnahmslos von polizeilichen Niederſchriften. Die 
nochmalige ausführliche Vernehmung und Feſtlegung 
der Ausſage dient der Nachprüfung und gibt für die 
Hauptverhandlung die erforderliche ſichere Unterlage. 
Ich mache dabei auch keine Ausnahme, wenn es ſich um 
Vernehmungen des Angeſchuldigten durch anerkannt 
tüchtige Kriminalbeamte handelt. Es wird in der 
Hauptverhandlung immer wieder der Einwand ge⸗ 
macht, daß ſich die Gedankengänge der polizeilichen 
Niederſchriften im geſamten ſpäteren Verfahren zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten wiederfinden. Was ſoll 
man dieſem Einwand gegenüber in der Hauptverhand⸗ 
lung mit einer Vernehmung des Angeſchuldigten durch 
den UR. beginnen, die in der Hauptſache auf eine poli⸗ 
zeiliche Niederſchrift zurückgeht! Ein ſolcher Einwand 
läßt ſich nicht immer als von vornherein unbegründet 
zurückweiſen. 

Die Grundlage aller Handlungen des UR. iſt das 
fachliche Strafrecht; z. B. das Vorhandenſein oder Nicht⸗ 
vorhandenſein von Vorſatz und Überlegung beim 
Tötungsdelikt wird der UR. durch ausführliche Unter⸗ 
haltungen mit dem Angeſchuldigten aufzuklären ſuchen. 
Aber auch das Verfahrensrecht muß ſich der UR. ſtets 
gegenwärtig halten; in erſter Linie kommen hier die 
Beſtimmungen über die Verleſung von Urkunden und 
anderen Schriftſtücken in der Hauptverhandlung aus 
den § 249 — 256 StPO. in Frage. Der UR. arbeitet, 
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damit fpäter in der Hauptverhandlung eine ſichere Feſt⸗ 
ſtellung getroffen werden kann. Seine Niederſchriften, 
insbeſondere über die Vernehmung des Angeſchuldigten, 
müſſen ſo beſchaffen ſein, daß ſie in der Hauptverhand⸗ 
lung verwertet und verleſen werden können und daß 
ſie jedem Angriff ſtandhalten. 

Der $ 254 StPO. läßt die Verleſung von „Erklä⸗ 
rungen des Angeklagten, die in einem richterlichen 
Protokoll enthalten ſind“, in der Hauptverhandlung zu. 
Die vielfach übliche Form der Bezugnahme auf poli⸗ 
zeiliche Niederſchriften entſpricht zwar nach der Recht⸗ 
ſprechung den rechtlichen Vorausſetzungen dieſer 
Beſtimmung“); daß dasſelbe aber auch von den tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen zu gelten habe — ins⸗ 
beſondere vom Standpunkt des Angeklagten und des 
Verteidigers —, wird man verneinen müſſen, vor allem 
wenn man ſich neben den häufigen, nicht immer un⸗ 
begründeten Angriffen der Verteidigung gegen ſolche 
Bezugnahmen die ſchwere Schädigung des Anſehens 
der Rechtspflege vor Augen hält, die durch die Erörte⸗ 
rung ſolcher Angelegenheiten in öffentlicher Verhand⸗ 
lung entſtehen kann. In der Hauptverhandlung kommt 
es — auch wenn man naturgemäß nur die große Linie 
im Auge hält — häufig auf Einzelheiten an. Es iſt 
aber ausgeſchloſſen, daß bei einigermaßen verwickelten 
Tatbeſtänden ein Angeſchuldigter zweimal genau die 
gleiche Ausſage macht. Die Aufgabe der Hauptverhand⸗ 
lung iſt es, aus verſchiedenen Ausſagen desſelben An⸗ 
geſchuldigten das richtige Bild zu formen. Ferner iſt zu 
berückſichtigen, daß in zahlreichen Fällen die erſten Aus⸗ 
ſagen der Beſchuldigten unter dem Eindruck der erſten 
Ermittlungen am meiſten der Wahrheit entſprechen. 
Wird der Angeſchuldigte in möglichſt kurzer Friſt auch 
vom UR. vernommen, ſo hat er keine Gelegenheit ge⸗ 
habt, ſich die Ausflüchte zurechtzulegen, die häufig 
ſpäter vorgebracht werden, wenn er — z. B. durch 
Schickſalsgenoſſen in der Unterſuchungshaft — die er⸗ 
forderliche Belehrung erfahren hat. Allein durch aus⸗ 
führliche Niederſchriften des UR. können ſolche ſpäteren 
Ausflüchte ohne Schwierigkeiten widerlegt werden. Nur 
eine Ausnahme kann unter beſonderen Umſtänden ge⸗ 
macht werden: Iſt der Angeſchuldigte bereits im Vor⸗ 
verfahren von einem Richter ausführlich und er- 
ſchöpfend vernommen worden, ſo kann eine Bezug⸗ 
nahme am Platze ſein, da ja dann ſchon eine für die 
Hauptverhandlung verwendbare richterliche Vernehmung 
des Angeklagten vorliegt. Das ſind ſeltene Ausnahme⸗ 
fälle. 

Auf zwei Punkte iſt bei der Vernehmung des An⸗ 
geſchuldigten noch hinzuweiſen: Keine Drohung, wenn 
nicht der Entſchluß feſtſteht, der Drohung ſofort die 
Tat folgen zu laſſen, und niemals dem Verhafteten vor 
oder während der Vernehmung die Freiheit in Ausſicht 
ſtellen! Kein UR. wird drohen. Aber es gibt fo viele 
feine Abſtufungen, und aus der allerfeinſten kann der 
Angeſchuldigte ſchon eine Drohung herausleſen. Daher 
iſt die größte Vorſicht am Platze. Die beſte Niederſchrift 
verliert an Wert, wenn ſie mit dem ſchweren Geſchütz 
der Behauptung bekämpft wird, die Ausſage ſei er⸗ 
zwungen oder dadurch veranlaßt worden, daß der UR. 
dem verhafteten Angeſchuldigten die Freiheit in Aus⸗ 
ſicht geſtellt habe, falls er eine beſtimmte Ausſage mache. 
Wir Richter wiſſen, was wir davon zu halten haben. 


) Vgl. RGSt. Bd. 40 S. 425. 
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Aber wie ſolche Angaben — von kundiger Seite unter⸗ 
ſtrichen — auf die Laienrichter wirken können, bedarf 
keiner Erörterung. Vornehmſte Pflicht des Richters iſt 
es auch, dem Angeſchuldigten niemals Vorhaltungen 
zu machen, die tatſächlich nicht begründet ſind. Da nun 
in der BU. faſt noch alle Tatſachen ungewiß find, ſo 
ſind auch alle Vorhalte mit den entſprechenden Ein⸗ 
ſchränkungen zu machen, z. B. „wenn es ſich nun 
herausſtellen ſollte, daß .....“ oder ähnlich. Mit dieſer 
vorſichtigen Ausdrucksweiſe macht man, auch in der 
Hauptverhandlung, die beſten Erfahrungen. 


III. Iſt die erſte Vernehmung des Angeſchuldigten 
durchgeführt, fo folgt in kürzeſter Friſt die Auf- 
nahme der übrigen Beweiſe. 

1. Auch die Zeugen vernehmungen nimmt der UR. 
ſelbſt vor. Den auswärts Wohnenden läßt er kommen; 
ob er ſich zu ihm begibt, hängt von den beſonderen Um⸗ 
ſtänden ab. Er wird jedesmal genau prüfen, ob er die 
Vernehmung eines Zeugen einem anderen Richter über⸗ 
läßt. Glaubt er es verantworten zu können, ſo muß 
er ſich vor Augen halten, daß die Sache keine Verzöge⸗ 
rung erleiden und durch die Mitarbeit einer anderen 
Perſon nicht an Überſicht und Vollſtändigkeit verlieren 
darf. Um beides zu erreichen, wird der Unterſuchungs⸗ 
richter möglichſt nicht die Akten verſenden, die meiſt 
dringend vom UR. oder vom StA. benötigt werden, er 
wird vielmehr einen genauen Akten auszug fer 
tigen, der alles enthält, was der erſuchte Richter für 
die Vernehmung wiſſen muß. Außer dem Auszug wird 
zweckmäßig dem Erſuchen ein ins einzelne gehender 
Fragebogen mitgegeben. Sind Zeugen an verſchiedenen 
Orten zu vernehmen und ſollen die Vernehmungen 
durch andere Richter erfolgen, ſo muß jeder Richter ein 
entſprechendes Erſuchen erhalten. Es iſt vorgekommen, 
daß ein Aktenſtück, in dem ſiebzehn Zeugen an verſchie⸗ 
denen Gerichten vernommen werden mußten, nachein⸗ 
ander an die ſiebzehn Gerichte geſchickt werden ſollte. 
Das konnte zum Glück verhindert werden, da das Ge⸗ 
richt Nr. 4 die Akten zurückſandte, weil ſein Zeuge nicht 
zu ermitteln war. Dadurch kam die Sache in die Hand 
eines anderen Bearbeiters, der nunmehr richtig vorging. 


Nach dem $ 69 StPO. ſoll der Richter den Zeugen 
im Zuſammenhange erzählen laſſen. Das iſt von beſon⸗ 
derer Bedeutung; aber die Stellung aller erforderlichen 
Fragen, die der beſte Kenner der Sache, der UN,, ſich 
überlegt hat und die er ſelbſt ſtellt oder ſeinem Erſuchen 
in Form eines Fragebogens mitgibt, iſt ebenſo wichtig. 
Jede Niederſchrift über eine Zeugenvernehmung muß 
den oben bei der Beſprechung der Vernehmung des An⸗ 
geſchuldigten erwähnten Grundſätzen entſprechen; ſie 
muß alſo verfahrensrechtlich und auch tatſächlich in der 
Hauptverhandlung verwertet werden können. Dabei 
find die Vorſchriften der 55 251, beſonders Abſatz 2, 
223 und 193 StPO. zu beachten. Es kommt darauf an, 
eine in der BU. durch den erſuchten Richter erfolgte 
Zeugen⸗ oder Sachverſtändigenvernehmung für die 
Hauptverhandlung nutzbar zu machen, ohne daß es einer 
nochmaligen Vernehmung, die ſtets zeitraubend iſt, oder 
gar einer Vorladung zur Hauptverhandlung bedarf. 
Von beſonderer Bedeutung iſt die im $ 193 Abſ. 3 
SPD, vorgeſchriebene vorherige Benchrichtigung des 
St., des Angeſchuldigten und des Verteidigers, die am 
ſicherſten durch Zuſtellungsurkunden nachgewieſen wird, 
da ohne den Nachweis der Benachrichtigung unter Um⸗ 
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ſtänden keine Verleſung der Niederſchrift in der Haupt⸗ 
verhandlung gemäß dem § 251 Abſ. 2 ZPD. erfolgen 
kann. Der UR. wird alſo das Vorhandenſein der Zu⸗ 
ſtellungsurkunden prüfen und die Vernehmung notfalls 
wiederholen laſſen. Es empfiehlt ſich, in dem erſten Er⸗ 
ſuchen ſchon auf alle zu beachtenden Formvorſchriften 
hinzuweiſen, insbeſondere auch darauf, daß und ob der 
Zeuge oder Sachverſtändige nach dem $ 66 StPD. n. F. 
beeidigt werden ſoll. Dieſe Art der Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt in der Vorunter⸗ 
ſuchung nur ſelten. Es kann daher zweckmäßig ſein, 
wenn der UR. bei der Rückgabe der Akten den Sta. 
ausdrücklich darauf hinweiſt, daß der Zeuge oder der 
Sachverſtändige unter Beobachtung der Vorſchriften der 
9 251 Abſ. 2, 223, 193, 66 uſw. StpO. vernommen 
worden iſt. 

Während die Vernehmung des Angeſchuldigten 
ſtets und ausſchließlich vom Richter zu erfolgen hat, 
läßt es ſich wohl denken, daß der UR. einen Zeugen 
zunächſt durch einen tüchtigen Kriminalbeamten 
vernehmen läßt. Er hat es dann immer noch in der 
Hand, den Zeugen ſelbſt zu hören. Die Reihenfolge der 
Vernehmungen muß der einzelne Fall beſtimmen; auch 
der unwichtig erſcheinende Zeuge muß vernommen 
werden, da er häufig Klarheit bringt. Von Bedeutung 
iſt die Abänderung der überholt geweſenen Beſtimmung 
des früheren $ 59 Abſ. 2 StPO.; in der BU. wird ſich 
eine Gegenüberſtellung häufig als erforderlich erweiſen. 
Die Gegenüberſtellung kann auch ohne Ausſprache, z. B. 
engl ame nei, vrſbigen. 

Eine der wichtigſten Aufgaben des UR. ift es, dem 
Gericht ein möglichſt umfaſſendes Bild von der Perſön⸗ 
lichkeit der einzelnen Zeugen, beſonders der wichtigeren 
Bes und Entlaſtungszeugen zu geben. Dabei können 
Vorakten, in denen ſich Vernehmungen der Zeugen als 
Beſchuldigte oder als Zeugen finden, wertvollſte Dienſte 
leiſten. Der UR. muß die Glaubwürdigkeit und Be⸗ 
deutung aller Beweismittel nachprüfen und das Er⸗ 
gebnis in den Akten feſthalten, damit auch der StA. 
und der Vorſitzende in der Lage ſind, ſich ein Bild nach 
dieſer Richtung zu machen. 

2. Bei der Inanſpruchnahme von Sach verſtän⸗ 
digen wird vielfach dem $ 78 StPD. keine genügende 
Veachtung geſchenkt. So kommt es, daß die oft lang⸗ 
ſame und umſtändliche Art der Arbeit der Sachverſtän⸗ 
digen ein ſchweres Hindernis für die ſchnelle Erledi⸗ 
gung der BU. iſt. Es geht nicht an, daß ein Bücherſach⸗ 
verſtändiger eine Sache zwölf und mehr Monate hinter 
ſich behält, daß er, wenn es ſich um Hunderte von 
Einzelfällen handelt, in denen je wenige Reichsmark er⸗ 
ſchwindelt worden ſind, für jeden Fall einen „Sonder⸗ 
band“ anlegt, und daß die BU. auf dieſe Weiſe ſchließ⸗ 
lich zwei Jahre dauert, während Strafen von nur einem 
Jahre zu erwarten ſind. In einem ſolchen — nicht ganz 
feltenen — Falle hat der UR. die Sache nicht feſt in 
der Hand. Es fehlt der feſt umſchriebene Auftrag, es 
fehlt die Überwachung, es fehlt die enge Fühlungnahme 
zwiſchen Richter und Sachverſtändigen. 

Um die Tätigkeit des Sachverſtändigen zu leiten ($ 78 
StPO.), iſt zunächſt erforderlich, daß der Sachverſtän⸗ 
dige einen feſt umriſſenen Auftrag erhält. Die Faſſung 
eines ſolchen Auftrags iſt oft ſchwierig, ſie iſt aber un⸗ 
erläßlich. Eine mündliche oder fernmündliche Rüde 
ſprache mit dem Sachverſtändigen kann klärend wirken. 
Aufträge müſſen kurz, vollſtändig und deutlich ſein. Die 


Abhandlungen 


145 


Form des Auftrags muß jeden Zweifel ausſchließen; 
daher wird man Aufträge ſtets ſchriftlich geben. 

Während ſonſt bei Vernehmungen durch den UR. 
außer den zu Vernehmenden und dem Urkundsbeamten 
niemand zugegen ſein darf, iſt es häufig wichtig, Sach⸗ 
verſtändige bei der Vernehmung des Angeſchuldigten 
oder der Zeugen zuzuziehen; das erlaubt der $ 80 Abſ. 2 
SPD. ausdrücklich. Auch von der Beſtimmung des 
§ 83 St., beſonders des Abſatzes 1, muß hin und 
wieder Gebrauch gemacht werden. 

Liegen Anhaltspunkte für geiſtige Mängel beim An⸗ 
geſchuldigten vor, ſo wird der UR. ſchnellſtens verſuchen, 
möglichſt vollſtändige Unterlagen zu beſchaffen, damit 
er dem Sachverſtändigen im voraus hilft. Er wird 
Krankenakten und Krankenpapiere herbeiziehen, ferner 
Vorſtrafakten oder ſonſtige Akten, in denen ſich frühere 
Gutachten über den Angeſchuldigten finden. Iſt der 
Angeſchuldigte verhaftet, ſo wird der UR. ſich mit dem 
zuſtändigen Gefängnisarzt unterhalten. Wird der An⸗ 
trag aus dem $ 81 Sto. geſtellt, fo iſt in dem Beſchluß 
auf Unterbringung hervorzuheben, daß ſie bis zu 
6 Wochen erfolgt, und im Überſendungsſchreiben iſt aus⸗ 
drücklich um „Erledigung ſo bald als möglich“ zu 
bitten. Die Erfahrung hat gelehrt, daß, von Ausnahme⸗ 
fällen abgeſehen, einige Tage, meiſt weniger als zwei 
Wochen, genügen, um die Beobachtung durchzuführen. 
Beſonders muß Sorge getragen werden, daß die An⸗ 
ſtalt, in der die Unterbringung erfolgen ſoll, rechtzeitig 
vorher ausgewählt wird, daß ſie ihr Einverſtändnis 
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gabe nach drei Tagen“ der Anſtalt überſandt werden, 
ehe der Angeſchuldigte dort eintrifft, denn ohne Akten⸗ 
kenntnis wird erfahrungsgemäß die Beobachtung nicht 
durchgeführt. 

Zur Abſtellung der zutage getretenen Mängel, die zu 
einer bedauerlichen Verzögerung der Strafrechtspflege 
führen, empfiehlt es ſich, in dem Erſuchungsſchreiben 
den Sachverſtändigen anzuhalten, 

a) die Tage der einzelnen Beſuche bei dem zu Unter⸗ 
ſuchenden in ſeinem Bericht zu vermerken oder ſonſt 
aktenkundig zu machen, 

b) das Gutachten unmittelbar im Anſchluß an die 
letzte Unterſuchung auszuarbeiten und unter Rückgabe 
der Akten einzureichen und, 

c) falls möglich, die Akten ſchon vor Erſtattung des 
Gutachtens zurückzureichen. 

Dieſe Maßnahme erſcheint erforderlich, um eine Nach⸗ 
prüfung der Tätigkeit des Sachverſtändigen zu ermög⸗ 
lichen. Im Zuſammenhange damit empfiehlt es ſich, 
die Geſchäftsſtellen anzuweiſen, die Akten dem bear⸗ 
beitenden Richter erſtmalig nach drei Wochen, alsdann 
ſtets nach zwei Wochen vorzulegen. 

3. Die Bedeutung der richterlichen Augen⸗ 
ſcheinsein nahme liegt auf der Hand. Ich darf 
inſoweit auf das bekannte Handbuch für UR. von Groß 
und die Abhandlung in DRZ. 1934 S. 74 verweiſen. 
Ein Punkt ſei hervorgehoben: Wichtig iſt es, vom Tat⸗ 
ort und anderen Stellen Handzeichnungen zu fertigen 
und zu den Akten zu geben. Vielfach genügen rohe Um⸗ 
riſſe; notfalls müſſen ſie jedoch von einem zeichen⸗ 
gewandten Kriminalbeamten oder einem Landmeſſer 
aufgenommen werden, wobei beſonders auf Maßſtäb⸗ 
lichkeit Wert zu legen iſt. Eine gute Zeichnung trägt in 
der Hauptverhandlung viel zum Verſtändnis und zur 
Anſchaulichkeit bei. Der UR. muß ſich dabei vor Augen 
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halten, daß die Laienrichter den Akteninhalt nicht kennen 
und daß die Hauptverhandlung mit der Vernehmung 
der Angeklagten beginnt, deren Darſtellung nicht immer 
aufklärend wirkt. Punkte, über die ſonſt viel Unklares 
geſprochen wird, ſind an Hand von Zeichnungen ſchnell 
aufzuklären. Zwar kann ſie auch ſpäter noch der Vor⸗ 
ſitzende anfertigen laſſen, aber es iſt auch für die Vor⸗ 
bereitung der Hauptverhandlung durch den Vorſitzenden 
beſſer, wenn er ſchon Zeichnungen vorfindet. 

4. Sehr wichtig für die Hauptverhandlung iſt das 
Vorhandenſein von Überführungsftüden, vor 
allem zur Belebung der Anſchaulichkeit. Auch das 
kleinſte und anſcheinend unbedeutendſte Überführungs⸗ 
ſtück kann ausſchlaggebend werden. Dies gilt vor allem 
auch von den Geſchäftsbüchern und dem Schriftwechſel. 
Die Sammlung aller Unterlagen iſt die Aufgabe des 
UR., und da erſcheint es mir unerläßlich, daß der UR. 
genaueſtens in der Buchführung Beſcheid weiß. Wir 
können uns nicht mit voller Sicherheit auf alle Bücher⸗ 
ſachverſtändigen verlaſſen; wir müſſen ihnen den feſt⸗ 
umſchriebenen Auftrag erteilen und müſſen in der Lage 
fein, ihre Arbeit nachzuprüfen. In der Hauptverhand⸗ 
lung zeigt es ſich häufig, daß das Gutachten des Bücher⸗ 
ſachverſtändigen Lücken und Fehler aufweiſt; das führt 
zu Schwierigkeiten und Angriffen, vielfach zu Ver⸗ 
tagungen und anderen Verzögerungen. Oft iſt es in der 
Hauptverhandlung ſo, daß ſich bei näherer Prüfung die 
Unbrauchbarkeit oder Unvollſtändigkeit des Gutachtens 
ergibt, und daß alles neu aufgebaut werden muß. Ohne 
Kenntnis der Buchführung iſt der Richter völlig in der 
Hand des Angeklagten, der gern mit Zahlen arbeitet, 
während doch Zahlen für den Richter nur Bedeutung 
gewinnen durch die ihnen zugrunde liegenden Tatſachen, 
die wir ergründen müſſen und an denen der Angeklagte 
gern vorbeigeht. Und noch eins iſt zu bedenken: Wer 
will ermeſſen, ob der Angeklagte oder der Zeuge die 
Wahrheit ſagen! Gegen den Inhalt der Bücher, gegen 
eine Vertragsurkunde, gegen ein Heft Schriftwechſel iſt 
nur ſelten etwas Ernſtliches einzuwenden. 

Von ganz beſonderer Bedeutung iſt die Kleidung des 
Angeſchuldigten, die er zur Zeit der Tat getragen hat. 
Sie ſollte ſtets ſichergeſtellt werden. Die verſchiedenſten 
Fragen knüpfen ſich daran: Kann der Angeſchuldigte 
wiedererkannt werden? Wann zog er dieſe Kleidung 
an? Weshalb zog er ſie an? Hat er überhaupt ſolches 
Kleidungsſtück beſeſſen? Und viele andere Fragen mehr. 

5. Bei Rückfallsverbrechen und bei Taten gefährlicher 
Gewohnheits- und Sittlichkeitsverbrecher find die Vor⸗ 
ſtrafakten herbeizuziehen. Aber auch ſonſt bieten die 
Vorſtrafakten wichtige Aufſchlüſſe über das Vorleben und 
die geiſtige Verfaſſung des Angeſchuldigten; in allen be⸗ 
deutenderen Strafſachen find fie daher zu ermitteln und, 
ſoweit erreichbar, heranzuziehen. Daß ſie vom UR. aufs 
genaueſte durchzuarbeiten find, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. 

6. Von gleich wichtiger Bedeutung für die Kenntnis 
des Täters, den wir ja beurteilen ſollen, iſt die ein⸗ 
gehende Beſchäftigung mit allen Briefen und 
Eingaben von ihm und an ihn. Das Leſen der 
Briefe vom und an den Angeſchuldigten dürfen wir 
nicht als eine ſtörende Pflicht betrachten, ſondern als 
eine wichtige Quelle für die Erkenntnis des Angeſchul⸗ 
digten und ſeiner Umgebung. 

Das iſt nur ein Ausſchnitt aus dem, was der UR. 
in der Beweisaufnahme vornimmt. Jede Sache wird 
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ihre Beſonderheiten bringen, denen der UR. nachgeht. 
Auf jeden Fall folgt zum Schluß — notfalls zwiſchen⸗ 
durch — die wiederholte Vernehmung des Angeſchul⸗ 
digten, in der alle Unterlagen, die die VU. ergeben hat, 
mit ihm durchgeſprochen werden, und in der er zur 
Stellungnahme dazu veranlaßt wird. 

IV. Iſt das alles erledigt, ſo wird ſich der UR. die 
Frage vorlegen, ob die BU. nach dem $ 190 der StPO. 
zu ſchlie ßen iſt. Vier Einzelfragen wird er ſich da⸗ 
bei — wie ſchon eingangs erwähnt — beantworten 
müſſen: Iſt die Sache reif zur Anklageerhebung? Iſt 
die Sache reif zur Außerverfolgungſetzung? Sind alle 
Beweiſe, deren Verluſt für die Hauptverhandlung 
zu beſorgen ſteht, erhoben? Und ſind alle Beweiſe er⸗ 
hoben, deren Aufnahme zur Vorbereitung der Verteidi⸗ 
gung des Angeſchuldigten erforderlich erſcheint? 

Werden dieſe Fragen bejaht und iſt alles damals Er⸗ 
kennbare und Vorausſehbare verhandelt, ſo wird der 
UR. die VI. ſchließen und nicht auf eine Bitte des StA. 
die Bearbeitung über dieſen geſetzlichen Rahmen hin⸗ 
aus weiterführen. 

Die völlige Sachlichkeit der Führung der BU. iſt eine 
Selbſtverſtändlichkeit; ihre Pflicht ergibt ſich obendrein 
aus dem eben beſprochenen $ 190 StPO. Dieſe Sach⸗ 
lichkeit darf auch nicht dadurch verwiſcht werden, daß der 
UR. — wie es hin und wieder geſchieht — während 
der VII. oder bei der Rückgabe der Akten an den StA. 
ſeine Auffaſſung vom Vorliegen von Verdachtsumſtänden 
oder von der Ausſichtsloſigkeit der weiteren Verfolgung 
in den Akten vermerkt. Jede Meinungsäußerung des 
UR. über Schuld oder Nichtſchuld des Angeſchuldigten 
iſt zu vermeiden. Der etwaige Erlaß, die Aufhebung 
oder Nichtaufhebung eines Haftbefehls laſſen die An⸗ 
ſicht des UR. ſchon erkennen. Ein Mehr gibt den Pro⸗ 
zeßbeteiligten Anhaltspunkte, die zu falſchen Schlüffen 
führen können. Vor allem gehört es nicht zu den Auf⸗ 
gaben des UR., daß er bei der Rückgabe der Akten dem 
StA. eine Begründung für einen Außerverfolgungs⸗ 
ſetzungsbeſchluß in die Akten ſchreibt. 

C. I. Von größter Bedeutung iſt es, daß der UR. 
mit allen Perſonen, die mit ſeiner VU. in Beziehung 
ſtehen, die perſönliche Fühlung aufnimmt; das 
gilt in erſter Linie vom Sachbearbeiter der 
StAnwaltfhaft und vom Verteidiger. Das kalte 
geſchriebene Wort klärt nicht ſo, wie eine kurze 
Ausſprache, mag ſie auch, wenn es die Umſtände 
gebieten ſollten, fernmündlich erfolgen. Der Ver⸗ 
teidiger wird oft großen Wert darauf legen, den UR. 
perſönlich zu ſprechen. In beiden Fällen iſt die größte 
Zurückhaltung geboten, um Mißverſtändniſſe zu ver⸗ 
meiden, die ſchon manchem UR. Schwierigkeiten ge⸗ 
bracht haben; und doch darf darunter die perſönliche 
Fühlungnahme nicht leiden. Es empfiehlt ſich auch, 
über jede Rückſprache ſofort auf beſonderem Bogen 
einen Aktenvermerk zu machen; ein unmittelbar im An⸗ 
ſchluß an einen Vorgang gefertigter Aktenvermerk wird 
vielfach den Vorzug verdienen vor Angaben, die ſpäter 
aus dem Gedächtnis gemacht werden. 

II. Der UR. wird auch ſein Augenmerk darauf rich⸗ 
ten, daß mehrere in einer Sache Angeſchuldigte, die ſich 
im gleichen Unterſuchungsgefängnis befinden, möglichſt 
nicht auf derſelben Abteilung untergebracht werden. Es 
iſt bekannt, daß die Kaſſiber vielfach durch den eine 
Abteilung bedienenden Aufwärter befördert werden. 
Nach dieſer Richtung muß beſondere Vorſicht walten, 
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wenn ſich mehrere Angeſchuldigte einer Sache in der⸗ 
ſelben Krankenabteilung des Unterſuchungsgefängniſſes 
befinden, wo mit Rückſicht auf die beſonderen Umſtände 
die erforderliche Aufſicht ſchwerer zu handhaben iſt. Ich 
habe es erlebt, daß ſich zwei Mittäter nachgerade ein 
vollſtändiges Kaffiberheft zugeſchoben hatten. Ihr 
Vertrauensmann hatte ſie aber enttäuſcht; er hatte ſich 
von allen Kaſſibern, die durch ſeine Hände gegangen 
waren, Abſchriften gefertigt und auch von den Ur⸗ 
ſchriften Streifen abgeſchnitten und zurückbehalten und 
die geſamten Unterlagen dem UR. eingereicht. 


III. Der UR. — wie überhaupt jeder Richter — muß 
ſich, wie ſchon erwähnt, ſtets vor Augen halten, daß 
er für andere arbeitet, daß ſeine Arbeit die Grundlage 
der Arbeit anderer Richter und Beamter iſt. Die Akten 
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müſſen deshalb, auch wenn fie noch fo umfangreich find, 
ſtets überſichtlich bleiben. Es empfiehlt ſich, den Akten 
eine Überſicht vorzuheften, aus der alles Wichtige 
ſchnell zu finden iſt. Die zahlreichen Richter und Staats⸗ 
anwälte der zwei oder drei Rechtszüge und die vielen 
Beamten der Geſchäftsſtellen, auch noch im Strafvollzug, 
werden dem UR. dafür dankbar ſein. 

Grundlage der Arbeit muß eine klare Stoffeinteilung 
ſein; bei umfangreichen und verzweigten Sachen 
empfiehlt ſich die Anlage von Sonderbänden und die 
Verteilung der von jeder Niederſchrift hergeſtellten 
Durchſchläge auf dieſe Sonderbände. 

Nach meinen Erfahrungen kann bei der Anwendung 
dieſer Grundſätze in der VU. das geſamte Straf- 
verfahren geſichert und vor allem beſchleunigt werden. 


Die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Karl Münzel in Kaſſel 


Die Kapitalgeſellſchaften, die zur Schaffung von 
Unternehmen auf breiter, die Leiſtungsfähigkeit ein⸗ 
zelner überſteigender geldlicher Grundlage beſtimmt 
ſind, hatten in der Vergangenheit vielfach Verwendung 
gefunden, wo ſie nicht erforderlich und angebracht waren. 
Um in ſolchen Fällen die Abkehr von anonymen Geſell⸗ 
ſchaftsformen zu erleichtern, ihre Erſetzung durch Un⸗ 
ternehmen mit Eigenverantwortung der Inhaber zu 
fördern und übermäßige Verſchachtelungen rückgängig 
zu machen, iſt ihre Umwandlung in andere Formen, 
die an ſich ſchon vorher möglich war (vgl. Groſchuff 
JW. 1934, 1823), durch das Umwandlungsgeſetz vom 
5. 7. 1934 (RGBl. I, 569) erleichtert worden (Amt⸗ 
liche Erläuterung: D. J. 1934, 883). Dazu iſt jetzt die 
Durchführ. BD. (DO.) vom 14. 12. 1934 (RGBl. J, 
1262) ergangen. Zugleich mit dem Geſetz iſt das Geſetz 
über Steuererleichterungen bei der Umwandlung und 
Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften (RGBl. I, 572) 
erlaſſen worden; dazu die 1. Durchführ. VO. vom 
7. 7. 1934 (RGBl. I, 595) ). Das Umwandlungsgeſetz 
gilt nur für Geſellſchaften, die vor dem 1. 7. 1934 ent⸗ 
ſtanden find; die Umwandlung kann nur bis 
31. 12. 1936 beſchloſſen werden (§ 1 Abſ. 2. 


I. Arten der Umwandlung 

Die Kapitalgeſellſchaften — Aktiengeſellſchaft (AG.), 
Kommandit⸗Geſ. auf Aktien KGaA.) und die Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchr. Haftung (Gmb. H.) — gelten unab⸗ 
hängig von dem Gegenſtande ihres Unternehmens 
ohne weiteres als Handelsgeſellſchaften. Demgegenüber 
ſetzen die Perſonengeſellſchaften des Handelsrechts — 
die offene Handelsgeſellſchaft (o. 5G.) und die Kom⸗ 
mandit⸗Geſ. (KG.) — voraus, daß ein über den 
Kleinbetrieb (HGB. § 4) hinausgehendes Handels- 
gewerbe oder ein ſolches gewerbliches Unternehmen vor⸗ 
liegt, das nach Art und Umfang einen in kaufmän⸗ 
niſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert. 
Daraus hatte ſich der Zweifel ergeben, ob ſolche Kapi⸗ 
talgeſellſchaften, die dieſen Vorausſetzungen nicht ge⸗ 
nügten, wie z. B. Grundſtücksverwaltungsgeſellſchaf⸗ 
ten, Bauunternehmungen, Großgaragen, uſw., in eine 
v. G. oder KG. umgewandelt werden könnten. Die 
DO. hat dies in § 1, 2 geklärt und in ſolchen Fällen 


1) Ferner jetzt: 2. Durch BVO. zum Amwandlungs⸗Steuer⸗ 
geſetz vom 8. März 1935 (RGBl. I S. 354). 


die Umwandlung in eine neu zu gründende 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts (BGB.⸗ 
Geſ.) zugelaſſen und damit zugleich auf dieſe Form 
beſchränkt. 


1. Die Umwandlung in eine beſtehende 
o HG. oder KG. (§ 2—4, 12-14). 


Vorausſetzung iſt, daß alle Aktien oder Geſchäfts⸗ 
anteile der Kap.⸗Geſ. in der Hand der übernehmenden 
o. HG. oder KG. find (§ 2). Die Beſchlußfaſſung kann 
nur in einer General» oder Geſellſchafterverſammlung 
und zwar einſtimmig erfolgen. Wenn das im Geſetz 
auch nicht ausdrücklich geſagt iſt, ſo folgt dies daraus, 
daß ſich alle Aktien oder Geſellſchaftsanteile der Kap.⸗ 
Gef. in der Hand der übernehmenden Perſonengeſell⸗ 
ſchaft befinden müſſen, dieſe aber nicht verſchieden ab⸗ 
ſtimmen kann (vgl. Quaſſowſki D. J. 1934, 1632). Die 
Umwandlung in eine Handelsgeſellſchaft, an der eine 


juriſtiſche Perſon, alfo z. B. wieder eine Kapitalgeſell⸗ 


ſchaft, beteiligt iſt, iſt durch H 10 DO. für unzuläſſig 
erklärt; Ausnahmen können vom Reichsjuſtizminiſter 
zugelaſſen werden. 


2. Die Umwandlungineine neu zu grün⸗ 
dende Handels- oder BGB.⸗Geſellſchaft 
(65 914; DV O. § 1, 2). 


Dem Umwandlungsbeſchluß, der in einer General⸗ 
oder Geſellſchafterverſammlung zu erfolgen hat, müſſen 
alle anweſenden Aktionäre oder Geſellſchafter 
zuſtimmen; weiter iſt die gerichtlich oder notariell zu 
beurkundende Zuſtimmung der nicht erſchienenen 
Aktionäre oder Geſellſchafter erforderlich (88 10 Abſ. 1, 
12—14; DVD. § 1, 2). In dem Beſchluß find die 
Firma (außer bei der BGB.⸗Geſ.) und der Ort des 
Sitzes, bei der Kom. G. auch die Kommanditiſten und 
der Betrag ihrer Einlagen ($ 12) feſtzuſtellen ſowie die 
weiteren zur Durchführung der Umwandlung und zur 
Errichtung der Geſellſchaft erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen (8 10 Abſ. 2, 12— 14; DO. §0 1, 2). Die 
neue Geſellſchaft entſteht in Abweichung von der 
ſonſtigen Regelung (HGB. $$ 105, 123, 161; BGB. 
89705) erſt mit der Eintragung des Umwandlungs⸗ 
beſchluſſes ( 11 Abſ. 2, 12—14; DVD. 95 1, 2). Das 
Verbot der Beteiligung einer juriſtiſchen Perſon gilt 
wie zu J 1). 
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3. Die Umwandlung durch Übergang auf 
den einzigen Aktionär oder Geſellſchaf⸗ 
ter ( 8, 13, 14). 

Befinden ſich alle Aktien oder Geſchäftsanteile in 
der Hand eines Aktionärs oder Geſellſchafters, ſo 
kann dieſer beſchließen, das Unternehmen zu über⸗ 
nehmen. Dieſer Aktionär oder Geſellſchafter kann eine 
Einzelperſon, eine beſtehende oh G. oder KG. und, was 
jetzt durch §H11 DO. klargeſtellt iſt, auch eine juriſtiſche 
Perſon fein. Es kann alſo eine Kap.⸗Geſ. durch eine 
andere Kap.⸗Geſ. übernommen werden. In dieſem 
Falle dient zwar die Umwandlung nicht der Über⸗ 
führung in die Eigenverantwortung, wohl aber der 
auch vom Geſetz erſtrebten Rückgängigmachung von 
Verſchachtelungen. 


4. Umwandlung durch Mehrheitsbeſchluß 
(89 3—6 DO.). 

Das Geſetz kannte urſprünglich nur die Umwand⸗ 
lung in der Weiſe, daß Einſtimmigkeit aller 
an der Kap.⸗Geſ. Beteiligten erforderlich war und dieſe 
auch alle wieder an der übernehmenden Geſellſchaft 
beteiligt ſein mußten; ebenſo den Übergang auf den 
Alleingeſellſchafter nur, wenn er alle Aktien oder Ger 
ſchäftsanteile in ſeiner Hand vereinigte. Der Grund 
für dieſe Regelung war auf der einen Seite, daß ſo 
tiefgreifende Anderungen nur einſtimmig ſollten er⸗ 
folgen können, auf der anderen, daß es nicht angängig 
erſchien, einem nur mit ſeiner Beteiligung haftenden 
Teilnehmer an der Kap.⸗Geſ. gegen ſeinen Willen die 
unbeſchränkte und perſönliche Haftung 
für die Schulden des Unternehmens aufzuzwingen 
(Amtl. Erläut.). Dieſes Erfordernis der Einſtimmig⸗ 
keit erwies ſich als ein großes Hindernis, weil ganz 
geringe Teile des Kapitals infolge der Nichtzuſtim⸗ 
mung ihrer Inhaber oder auch nur, weil dieſe un⸗ 
auffindbar waren, die Umwandlung zu vereiteln ver⸗ 
mochten. Die DVD. hat eine Löſung dahin gefunden, 
daß zwar eine Mehrheit von 7 des Kapitals die“ 
Umwandlung oder Übernahme beſchließen kann, dafür 
aber die nicht zuſtimmenden Teilnehmer an 
dem fortzuführenden Unternehmen nicht beteiligt 
ſind. Alle in den Ziffern 1 bis 3 geſchilderten Arten 
der Umwandlung können alſo auch durch Mehrheits⸗ 
beſchluß erfolgen. Zum Schutze der nicht Zuſtimmenden 
Teilnehmer ſind beſondere Garantien geſchaffen. Ein 
Mehrheitsbeſchluß auf Umwandlung kann nur gefaßt 
werden, wenn der Gegenſtand der Beſchlußfaſſung 
mindeſtens 2 Wochen vor dem Tage der General- oder 
Geſellſchafterverſammlung ordnungsmäßig, gegebenen⸗ 
falls in der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Weiſe 
(GB. § 255; Gmb.H.⸗Geſ. $5 51, 3) angekündigt 
worden iſt ($ 4 Abſ. 1 S. 2 DO.). Außer der im 
ganzen erforderlichen Mehrheit von ¾ bedarf der Be⸗ 
ſchluß einer “Mehrheit des bei der Beſchlußfaſſung 
vertretenen Grund⸗ oder Stammkapitals. Um⸗ 
faßt dieſe Mehrheit nicht zugleich die erforderlichen /o, 
ſo kann das dazu Fehlende durch gerichtlich oder notariell 
zu beurkundende Zuſtimmungen der nicht erſchienenen 
Aktionäre oder Geſellſchafter nachgeholt werden (8 4 
DVD). Die an der Fortſetzung des Unternehmens 
nicht beteiligten Aktionäre oder Geſellſchafter 
brauchen ſich nicht durch den Kurs⸗ oder Verkaufswert 
ihrer Anteile abfinden zu laſſen, ſondern haben einen 
Anſpruch auf eine dem Werte des Unternehmens (Ge⸗ 
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ſellſchaftsvermögen im Gegenſatz zu Grund⸗ oder 
Stammkapital) und ihrer Beteiligung entſprechende 
Entſchädigung, der in 5 Jahren feit der Bekannt- 
machung des Umwandlungsbeſchluſſes verjährt ($ 5 
DVD). 


5. Kapitalgeſellſchaften in Liquidation 
(o 7, 8 DVD). 

Es war zweifelhaft geworden, ob auch in Liqui⸗ 
dation befindliche Kapitalgeſellſchaften das Verfahren 
des Umwandlungsgeſetzes einſchlagen können. Die 
DVD, hat dies bejaht für den Fall, daß noch nicht mit 
der Verteilung des nach der Berichtigung der Schulden 
verbleibenden Vermögens an die Geſellſchafter be⸗ 
gonnen iſt ($ 7 Abſ. 1, 2, $ 8 DO.). Für gewiſſe 
Sonderfälle der Liquidation (ſiehe dazu Quaſſowfki 
DI. 1934, 1632; Criſolli JW. 1934, 177) iſt die Ger 
nehmigung des Reichsjuſtizminiſters für die Umwand⸗ 
lung erforderlich ($ 7 Abſ. 3 DO.). 


II. Beſonderheiten der Beſchlußfaſſung 

Eigene Aktien oder Geſchäftsanteile, die ſich in der 
Hand der aufzulöſenden Kap.⸗Geſ. befinden, werden 
für die Beſchlußfaſſung den Aktionären oder Geſellſchaf⸗ 
tern nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung zugerech⸗ 
net ($ 9 DO.). Bei der KGaA. bedarf der Beſchluß 
der Generalverſammlung — wie ausnahmsweiſe ge⸗ 
mäß § 327 Abſ. 2 HGB. — der Zuſtimmung der per⸗ 
ſönlich haftenden Geſellſchafter ($ 13). Für die Um⸗ 
wandlung durch Mehrheitsbeſchluß iſt ihre Stellung 
nicht beſonders geregelt; da ſie mit einer Einlage 
nicht beteiligt zu ſein brauchen, ihre Stellung alſo 
von der geldlichen Beteiligung unabhängig iſt, wird 
auch dieſe Umwandlung nicht ohne ihre Zuſtimmung 
möglich ſein, wofür auch die Erwägung ſpricht, daß ſie 
ſonſt perſönlich für die Schulden haften würden, auch 
wenn ſie an der Fortführung nicht beteiligt ſind. Die 
Beſchlußfaſſung bedarf, was für die Generalverſamm⸗ 
lung und bei der GmbH. für ſtatutenändernde Ber 
ſchlüſſe ohnehin gilt (H GB. d 259, 320; Gmb. H.⸗Geſ. 
$ 53), für die Beſchlußfaſſung in der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung der GmbH. aber noch beſonders beſtimmt 
tft ($ 14), der gerichtlichen oder notariellen Beurkun⸗ 
dung; ebenſo die Zuſtimmungserklärungen der nicht 
erſchienenen Aktionäre oder Geſellſchafter (8d 10, 
12— 14; DO. 90 1, 2, 3 Abſ. 2, 6). 


III. Vermögen und Schulden 

Zur Übertragung des Vermögens bedarf es keines 
beſonderen Veräußerungsvertrages (89 2, 8, 9, 12—14; 
DVD, 69 1, 2, 3 Abſ. 2, 6). Mit der Eintragung des 
Umwandlungsbeſchluſſes gehen ohne Liquidation im 
Wege der Geſamtrechtsnachfolge das Vermögen wie 
auch die Schulden auf die übernehmende Geſellſchaft 
oder den ſonſtigen Übernehmer (zuſammenfaſſend weiter⸗ 
hin Rechtsnachfolger genannt) über (89 4, 8,9 12—14; 
DO. 66 1, 2, 3 Abſ. 2, 6; gemäß § 718 BGB. auf 
die Geſellſchafter als Geſellſchaftsvermögen). Im 
Grundbuch erforderlich werdende Umſchreibungen ſind 
daher Berichtigungen. Zugleich erliſcht die bisherige 
Kapitalgeſellſchaft. Das übernommene Vermögen iſt 
6 Monate lang nach der Bekanntgabe der Eintragung 
der Umwandlung getrennt zu verwalten und darf erſt 
danach mit dem übrigen Vermögen des Rechts⸗ 
nachfolgers vereinigt werden. In dieſer Zeit ſind Zah⸗ 
lungen an die Geſellſchafter oder Entnahmen, die zu 
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Laſten des Kapitalanteild oder des Reingewinns er⸗ 
folgen oder eine Verteilung des Geſellſchaftsvermögens 
enthalten, unzuläſſig ($ 7 Abſ. 4, 8, 9, 12—14; DO. 
$6 1, 2, 3 Abſ. 2, 6). Bis zu dem erwähnten Zeitpunkt 
gilt im Verhältnis der Gläubiger der aufgelöſten Kap.⸗ 
Geſ. zu dem Rechtsnachfolger und deſſen Gläubigern 
ſowie zu den Privatgläubigern des Rechtsnachfolgers 
das übernommene Vermögen noch als Vermögen der 
aufgelöften Kap.⸗Geſ. ( 7 Abſ. 4). Das bedeutet, daß 
die Gläubiger aus einem gegen die aufgelöſte Kap. 
Geſ. lautenden Titel gegen den Rechtsnachfolger 
vollſtrecken können; ob allerdings die Fiktion ſo weit 
geht, daß es einer Umſchreibung des Titels nicht be⸗ 
darf, iſt zweifelhaft, aber wohl eher zu verneinen. Eine 
recht bedeutſame, nicht geregelte Frage iſt, ob und wie 
die Gläubiger der aufgelöſten Kap. Geſ. gegenüber 
Gläubigern des Rechtsnachfolgers, die entgegen dem 
Verbot in das übernommene Vermögen vollſtrecken, ihre 
Rechte geltend machen können. Ob ihnen die Wider⸗ 
ſpruchsklage nach § 771, 772 3 O. zuſteht, iſt wohl 
zu verneinen, da dem Rechtsnachfolger die Veräuße⸗ 
rung nicht ſchlechthin verboten iſt; entſprechend der Re⸗ 
gelung von $$ 305, 306 HGB. wird ihnen die Erinne⸗ 
rung gemäß $ 766 3PO. zu gewähren fein (vgl. Stein⸗ 
Jonas $ 778, Bem. III, V)). Die Gläubiger, die bis 
zum Ablaufe der Sechsmonatsfriſt noch keinen An⸗ 
ſpruch auf Zahlung haben, können Sicherheits⸗ 
leiſtung verlangen; das entſprechende Vermögen ge⸗ 
hört nicht zu dem, das nach Ablauf der Friſt in das 
Vermögen des Rechtsnachfolgers übergeht ($$ 6, 7 
Abt. 2). 
IV. Die Firma 

Mit der Auflöſung der Kap.⸗Geſ. — d. h. der Ein⸗ 
tragung des Umwandlungsbeſchluſſes — erliſcht deren 
Firma (65 5 Abſ. 1, 8 Abſ. 1, 9 S. 2, 12—14; 
DO. 0 1—3, 6). Die Fortführung der Firma ſcheidet, 
wie $ 5 Abſ. 2 S. 2 durch die Ausſchließung des $ 22 

2) Für die Widerſpruchsklage des § 771 3 O.: Quaſſowfki 


Dot. 1934, 564; Criſolli Groſchuff, Amwandlung und 
Löſchung von Kapitalgeſellſchaften Anm. 3 zu § 7, S. 82. 
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GB. noch ausdrücklich klarſtellt, im Intereſſe der 
Firmenwahrheit grundſätzlich aus. Iſt eine beſtehende 
Perſonengeſellſchaft die Rechtsnachfolgerin, ſo führt ſie 
ihre bisherige Firma fort, während bei einer neu⸗ 
zugründenden Geſellſchaft die Firma nach den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen zu bilden iſt ($ 10 Abſ. 3). Ur⸗ 
ſprünglich war lediglich geſtattet, einen das Nachfolge⸗ 
verhältnis andeutenden Zuſatz zu machen, falls das 
von der Kap.⸗Geſ. betriebene Handelsgewerbe fort— 
geführt wurde ($ 5 Abſ. 2). Für dieſen Fall bringt 
$ 12 Abſ. 1 DO. eine Ausnahme vom Erlöſchen der 
Firma. Führt die Firma der Kap.⸗Geſ. den Namen 
einer natürlichen Perſon, ſo kann die Firma 
von dem Rechtsnachfolger fortgeführt werden, und zwar 
ſowohl wenn die Perſonengeſellſchaft neu gegründet 
wird, wie auch wenn eine ſchon beſtehende Geſellſchaft 
die Rechtsnachfolgerin iſt, dann allerdings unter Auf⸗ 
gabe ihrer bisherigen Firma (d 12 Abſ. 1 DO.; 
Staub Anm. 3 zu $ 17; 12 zu § 22 GB.). 


V. Das Regiſterverfahren 

Der Vorſtand der Kap.⸗Geſ. hat die Umwandlung 
zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden, 
d. h. bei dem bisher zuſtändigen Richter der Abt. B. 
Der Anmeldung ſind beizufügen die der Umwandlung 
zugrunde gelegte Bilanz, eine Ausfertigung des Pro⸗ 
tokolls der General» oder Geſellſchafterverſammlung 
($ 3), gegebenenfalls die Zuſtimmungserklärungen der 
nicht erſchienenen Aktionäre oder Geſellſchafter, ſowie 
bei Errichtung einer neuen Geſellſchaft eine von den 
Anmeldenden unterſchriebene Liſte ihrer Geſellſchafter 
( 44, 12—14; DVO. 58 1—3, 6). In das Regiſter B 
wird die Umwandlung eingetragen, einer beſonderen 
Eintragung des damit eintretenden Erlöſchens der 
Kap.⸗Geſ. bedarf es nicht (§ 4 S. 3). Iſt zugleich eine 
neue Handelsgeſellſchaft gegründet worden, ſo wird ſie 
von Amts wegen im Reg. A eingetragen ($ 11 Abſ. 2). 
Die Geſellſchafter, welche die Geſellſchaft vertreten 
ſollen, haben die Firma nebſt ihrer Unterſchrift zur 
Aufbewahrung bei dem Gericht zu zeichnen (8 11, 
Abſ. 3, 12—14; DV O. 50 3, 6). 


Aber den Einfluß des Deviſenrechts auf Rechtsverfolgung 


und Iwangsvollſtreckung 
Von Amtsgerichtsrat Dr. v. Rozycki⸗v. Hoewel, Magdeburg 


Das bisherige Deviſenrecht gehörte zu den beſonders ſtark 
zerſplitterten und unüberſichtlichen Rechtsgebieten. Dieſem 
die Rechtsanwendung erſchwerenden und die Rechts⸗ 
ſicherheit gefährdenden Zuſtande iſt durch das Geſetz über 
die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 106)) (DevG.) nebſt der DurchfVO. zum Geſetz über 
die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 (RGBl. J 
S. 114) und der VO. zur Deviſenbewirtſchaftung (Richt⸗ 
linien für die Deviſenbewirtſchaftung)?) (RGBl. I S. 119) 
(Ri.) ein Ende bereitet worden. Das Deviſenrecht hat durch 
völlige Neugliederung und Einarbeitung zahlreicher Vor⸗ 
ſchriften aus den DurchfVO. und Abänderungsgeſetzen ſowie 
durch Einfügung von Vorſchriften klarſtellenden Inhalts ein 
weſentlich anderes Geſicht erhalten. Jedoch enthält das Dev®. 


1) Ergänzt durch BO. zur Einführung der Geſetzgebung über 
die Deviſenbewirtſchaftung u. den Zahlungsverkehr mit dem 
Ausland im Saarland v. 23. Februar 1935 (RGBl. I S. 278). 

2) Abgeändert durch die Erſte BO. zur Anderung der Ri. 
65 vr v. 25. Februar 1935 (RGBl. I 


kein neues Recht; es iſt vielmehr nur eine Kodifikation des 
bisher geltenden. Deshalb ſind für die Anwendung des 
DevG. die Ergebniſſe der Rechtſprechung und des Schrift⸗ 
tums zu den durch jenes neu bekanntgemachten Geſetzen und 
Verordnungen immer noch von Wichtigkeit. 


I. Deviſenrecht und Rechtsverfolgung 


Der 4. Abſchnitt des DevG. enthält bürgerlich⸗ rechtliche 
und zivilprozeſſuale Vorſchriften. Nach $ 39 DevG, i ſt 
das Verfahren, wenn auf eine genehmigungsbedürftige Lei⸗ 
ſtung geklagt wird, auf Antrag einer Partei auszuſetzen, 
bis die Entſcheidung der Deviſenſtelle (DSt.) oder Über⸗ 
wachungsſtelle ergangen iſt. Der Antrag kann zu Protokoll 
der Geſchäftsſtelle geſtellt werden. Die Entſcheidung über 
ihn kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. 

1. Dieſen Vorſchriften liegt der Rechtsſatz zugrunde, daß 
eine Verurteilung zu einer genehmigungs⸗ 
bedürftigen Leiſtung erſt dann ergehen darf, wenn 
die Genehmigung der DSt. beigebracht worden iſt (Ri. III 4). 
Ohne die Genehmigung der DSt. iſt die Leiſtung rechtlich 
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unzuläſſig. Eine Verurteilung zu rechtlich unzuläſſigen Hand⸗ 
lungen darf aber nach allgemeinen Grundſätzen nicht ſtatt⸗ 
finden (Hoffmann, JW. 1932, 2277 Anm.). Ein Leiſtungs⸗ 
anſpruch beſteht bis zur Erteilung der Genehmigung nicht 
(RG. JW. 1934, 337 Nr. 1). Dem Gläubiger ſteht ſolange 
nur ein künftiger Anſpruch zu (Gerſtberger, JW. 1934, 
1156). Die Genehmigung der DSt. hat materiellrechtliche 
Bedeutung. Sie iſt keine Prozeßvorausſetzung (KG. JW. 
1934, 3295 Nr. 2). Andererſeits wirkt ſie auf den Zeit⸗ 
punkt der Vornahme des genehmigungsbedürftigen Geſchäfts 
zurück ($ 38 S. 2 DevG.). Es genügt daher, daß fie im 
Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung vorliegt. 
Nicht kann gefordert werden, daß fie ſchon bei Klag⸗ 
erhebung erteilt geweſen iſt (Volkmar, DRZ. 1933, 153; 
Müller, JW. 1932, 1997; Hartenſtein, JW. 1933, 504; 
Luchs ebenda). Fehlt die Genehmigung in der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung, ſo iſt die Klage als zur Zeit unbegrün⸗ 
det abzuweiſen (KG. JW. 1932, 2043 Nr. 1; Hoffmann, 
JW. 1932, 2277 Anm.), es ſei denn, daß ein Ausſetzungs⸗ 
antrag nach $ 39 Abſ. 1 Dev. geſtellt worden iſt. Das gilt 
auch in den Fällen, in denen bei Begründung des Anſpruchs 
die Leiſtung, auf die er ſich richtet, genehmigungsfrei geweſen 
und erſt ſpäter genehmigungsbedürftig geworden iſt. 


2. Die Streitverkündung iſt genehmigungsfrei 
(Ri. III 4). 


3. Zum Erlaß eines Verſäumnisurteils, durch 
das auf Vornahme einer genehmigungsbedürftigen Handlung 
erkannt wird, genügt nicht die bloße Behauptung des 
Klägers, es ſei die Genehmigung der DSt. erteilt. Wenn⸗ 
gleich dieſe Genehmigung materiellrechtliche Bedeutung hat, 
ſo iſt doch zu beachten, daß die Vorſchriften über die deviſen⸗ 
rechtliche Genehmigung zur Wahrnehmung wichtigſter Be⸗ 
lange des Staates erlaſſen worden ſind und daß dieſe eine 
Verurteilnng zu einer genehmigungsbedürftigen Leiſtung 
ohne Rückſicht auf die Art des Verfahrens und des in ihm 
ergehenden Urteils ſtets nur bei Vorliegen der Genehmigung 
zulaſſen (RG. DRZ. Rſpr. 1934 Nr. 99; abweichend an⸗ 
ſcheinend RG. JW. 1932, 2277 Nr. 4). Das Genehmigungs⸗ 
erfordernis und die Erteilung der Genehmigung iſt von 
Amts wegen feſtzuſtellen (Müller, JW. 1932, 1997). 


4. Aus denſelben Gründen dürfen Anerkenntnisurteile erſt 
bei Vorlegung der erforderlichen Genehmigung der DSt. er⸗ 
laſſen werden (Volkmar, DRZ. 1933, 153). 


5. Ein Zahlungsbefehl darf bei fehlender Ge⸗ 
nehmigung der DSt. gleichfalls nicht erlaſſen werden 
(Müller, JW. 1932, 1998; a. M. das in DRZ. 1933, 153 
angef. Urteil d. LG. Wuppertal und anſcheinend Volkmar 
dort). Zwar enthält der Zahlungsbefehl nur eine bloße 
Zahlungsaufforderung, keine Verurteilung zur Leiſtung. 
Jedoch müſſen nach $ 691 Abſ. 1 ZPO. die Vorausſetzungen 
für die Entſtehung des geltend gemachten Anſpruchs bereits 
bei Erlaß des Zahlungsbefehls beſtehen. Zu dieſen gehört 
aber die Genehmigung der DSt. : 


6. Für den Erlaß eines Vollſtreckungsbefehls 
gelten dieſelben Grundſätze wie für das Verſäumnisurteil 
(vgl. I 3), dem er ja gleichgeſtellt iſt ($ 700 S. 1 3PO.). 


7. Im Urkundenprozeß müſſen die die Klag⸗ 
behauptungen erweiſenden Urkunden in Urſchrift oder in Ab⸗ 
ſchrift der Klage oder einem vorbereitenden Schriftſatz bei⸗ 
gefügt werden ($ 593 Abf. 2 S. 1 ZPD.). Da die deviſen⸗ 
rechtliche Genehmigung als materielle Anſpruchsvorausſetzung 
zu den klagbegründenden Tatſachen gehört, muß die Ge⸗ 
nehmigung in der in $ 593 Abſ. 2 S. 1 3PO. angegebenen 
Weiſe mitgeteilt werden, und zwar ſo rechtzeitig, daß zwiſchen 
der Mitteilung und dem Verhandlungstermin ein der Ein⸗ 
laſſungsfriſt gleicher Zeitraum liegt ($ 593 Abſ. 2 S. 2 
3 O.) (Hartenſtein, JW. 1933, 504/05; a. M. Luchs, JW. 
1933, 504). Geſchieht das nicht, ſo kann der Beklagte die 
Einlaſſung verweigern. Der Mangel kann jedoch durch 
Nichtrüge geheilt werden. 
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8. Die Behauptung des Klägers über die Erteilung der 
Genehmigung kann nicht Gegenſtand des Nichtbeſtreitens 
oder eines Geſtändniſſes ſein. Wenngleich die Ge⸗ 
nehmigung materielle Anſpruchsvorausſetzung iſt, ſo erfordert 
doch das öffentliche Intereſſe ihre Feſtſtellung von Amts 
wegen. Es gilt hier dasſelbe, was zu I 3 für das Ver⸗ 
ſäumnisurteil ausgeführt worden iſt. 

9. Feſtſtellungs urteile find von der Erteilung 
einer Genehmigung unabhängig. Sie verurteilen nicht zu 
einer Leiſtung (Ri. III 4; Müller, JW. 1932, 1998). 

10. Dasſelbe gilt von der Aufnahme eines Vergleichs 
und einer vollſtreckbaren Urkunde (Ri. a. a. O.). 

11. Die Freigabe einer von einem Ausländer gemäß $ 110 
ZPO. geleiſteten Sicherheit iſt genehmigungsbedürftig 
(vgl. F 11, 12 DevG.; Ri. III Nr. 8). Eine Anordnung 
dahin, daß von einem Ausländer eine Prozeßſicherheit durch 
Hinterlegung von Deviſen geleiſtet werde (vgl. $ 108 3PO.), 
iſt auch ohne Genehmigung der DSt. zuläſſig. Denn die 
Hinterlegung iſt keine genehmigungsbedürftige Verfügung 
(vgl. $ 9 Dev®.). Genehmigungsbedürftig iſt dagegen die 
Herausgabe der Deviſen und damit die Anordnung ihrer 
Freigabe gemäß $ 109 3 O. (vgl. $ 11 Dev G.). 

12. Wird das Armenrecht zur Geltendmachung eines 
Anſpruchs verlangt, deſſen Durchführung von der Genehmi⸗ 
gung der DSt. abhängt, ſo darf jedenfalls regelmäßig das 
Armenrecht erſt nach Vorlegung der Genehmigung bewilligt 
werden. Vorher wird man meiſtens nicht ſagen können, daß 
die beabſichtigte Rechtsverfolgung ausſichtsreich ſei, da mit 
einer Verſagung der Genehmigung gerechnet werden muß. 

13. Ein Urteil kann für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar gegen Sicherheitsleiſtung ohne Rückſicht 
auf den Inhalt der deviſenrechtlichen Beſtimmungen über 
genehmigungsbedürftige Leiſtungen erklärt werden. Durch 
eine ſolche Erklärung wird eine Sicherheitsleiſtung keiner der 
Parteien aufgegeben, vielmehr nur in ihr Belieben geſtellt. 
Iſt die Sicherheitsleiſtung genehmigungsbedürftig, ſo folgt 
daraus lediglich, daß ſie erſt nach Erteilung der Genehmigung 
vorgenommen werden darf. Dieſelben Grundſätze gelten, 
wenn einer Partei geſtattet' wird, die Zwangsvollſtreckung 
durch Sicherheitsleiſtung abzuwenden. 

14. Die Erteilung einer Vollſtreckungsklauſel 
iſt ſtets genehmigungsfrei (Ri. III 6a). Sie iſt kein Akt 
der Zwangsvollſtreckung (Schultze, JW. 1932, 1998). 

15. Gewiſſe die Zwangsvollſtreckung vorbereitende Akte 
find durch die $$ 39, 40 Dev®. ausdrücklich als genehmigungs⸗ 
bedürftig erklärt worden. Das Vollſtreckungsurteil 
gemäß 9 722 3) O. hinſichtlich eines ausländiſchen Urteils 
und die Vollſtreckbarkeitserklärung eines Schiedsſpruchs 
($ 4042 3 O.) oder eines Schiedsvergleichs 
($ 1044 a 3PO.) darf nur dann erfolgen, wenn die deviſen⸗ 
rechtliche Genehmigung, die für die zu erzwingende Leiſtung 
erforderlich iſt, beigebracht worden iſt. Auch beim Schieds⸗ 
ſpruch iſt es gleichgültig, ob das Schiedsgericht die Frage der 
Genehmigungsbedürftigkeit überhaupt geprüft oder zu Unrecht 
verneint hat. Dabei iſt ſtets auf den Zeitpunkt der Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung abzuſtellen. War die zu erzwingende 
Leiſtung zwar bei Erlaß des Schiedsſpruchs genehmigungs⸗ 
frei, iſt ſie aber ſpäter genehmigungsbedürftig geworden, ſo 
darf der Schiedsſpruch erſt nach Vorlegung der Genehmigung 
für vollſtreckbar erklärt werden (vgl. RGZ3. 108, 143; JW. 
1933, 1412 Nr. 30). 


16. Die Zahlung der Prozeß gebühr aus dem von 
einem Ausländer geleifteten Vorſchuß ($ 74 DGK.) iſt 
genehmigungsbedürftig (Hartenſtein, JW. 1933, 505; 
a. M. Luchs, JW. 1933, 504). 

17. Zu den unter $ 91 ZPD. fallenden und daher e r⸗ 
ſtattungsfähigen Koſten der zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung gehört nicht die Anwaltsgebühr für 
den Antrag auf Genehmigung der Leiſtung des Schuldners 
durch die DSt. (RG. JW. 1934, 3295 Nr. 2; a. M. KG. 
JW. 1934, 777 Nr. 1; Os. Karlsruhe, JW. 1933, 1077 
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Nr. 11; OLG. München, JW. 1934, 708 Nr. 14; Oc. 
Darmſtadt, JW. 1933, 2528 Nr. 2; LG. Berlin, JW. 1933, 
1672 Nr. 1; 1934, 996 Nr. 1. Denn dieſe Tätigkeit des An⸗ 
walts hat nur das Ziel, eine materiellrechtliche Anſpruchsvor⸗ 
ausſetzung zu ſchaffen, während unter $ 91 3PO. grundſätzlich 
nur ſolche Handlungen fallen, die die Vorbereitung und Füh⸗ 
rung des Prozeſſes unmittelbar zum Gegenſtand haben. 
Anders iſt es in den Fällen, in denen die Genehmigung als 
Unterlage für die Zwangsvollſtreckung aus einer Hypothek er⸗ 
forderlich iſt. Zu den unter $ 1148 BGB. fallenden Koſten 
gehören auch Aufwendungen, die der Beſchaffung der erfor⸗ 
derlichen Grundlage der Zwangsvollſtreckung dienen (Recht 
1910 Nr. 2395; SA. 73, 382). Dazu gehört auch die Ge⸗ 
nehmigung der DSt. (KG. JW. 1934, 777 Nr. 1). 


18. Ob der Betrag des Anſpruchs, der Gegenſtand der ver⸗ 
langten gerichtlichen Maßnahme iſt, innerhalb der Frei⸗ 
grenze ( 28 Dev®.) liegt, iſt für das Gericht unerheblich, 
da die Möglichkeit einer Summierung, durch welche die Frei⸗ 
grenze überſchritten werden könnte, ſtets vorhanden iſt 
(Müller, JW. 1932, 1998). 


II. Deviſenrecht und Zwangsvollſtreckung 
a) Allgemeine Grundſätze 


1. In der Zwangsvollſtreckung herrſcht nach $ 41 Dev. 
der Grundſatz, daß ſie, ſofern die zu erzwingende Leiſtung 
des Schuldners genehmigungsbedürftig iſt, nur bei Er⸗ 
teilung der Genehmigung zuläſſig iſt. Dieſe braucht aber 
nicht, etwa gemäß 9 750 ZPD., zugeſtellt zu werden 
(Schultze, JW. 1932, 2003). Die Genehmigung iſt 
weſentliche Zwangsvollſtreckungsvoraus⸗ 
ſetzung (Schultze, JW. 1932, 2001). Dieſer Grundſatz 
gilt ohne Rückſicht darauf, ob das zu vollſtreckende Urteil 
wegen Fehlens der Genehmigung nicht hätte ergehen dürfen 
(vgl. Volkmar, DRZ. 1933, 154). Dabei macht es keinen 
Unterſchied, ob das Prozeßgericht die Frage der Ge⸗ 
nehmigungsbedürftigkeit überhaupt geprüft oder mit Recht 
verneint hat. 


2. Die Genehmigung der DSt. hat nach $ 38 S. 2 
DevG. rückwirkende Kraft. Sie wirkt auf den Zeit⸗ 
punkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. Dieſer 
Grundſatz muß in der Zwangsvollſtreckung entſprechend an⸗ 
gewendet werden. Iſt eine Zwangsvollſtreckungshandlung 
ohne die erforderliche Genehmigung vorgenommen worden, 
ſo wird der Mangel mit der Erteilung der Genehmigung 
rückwirkend geheilt. Die zunächſt unzuläſſige Pfändung iſt 
als von Anfang an wirkſam anzuſehen (KG. JW. 1932, 
1981 Nr. 8; LG. Berlin, JW. 1932, 2048 Nr. 2; ebenſo 
Schultze, JW. 1932, 2004, 3164, der eine Rückwirkung 
jedoch leugnet; a. M. LG. Berlin, JW. 1932, 1027 Nr. 1). 
Dieſes Ergebnis läuft dem Zweck des DevG. nicht zuwider 
und vereinfacht die Rechtslage erheblich. Die rückwirkende 
Kraft der Genehmigung hat auch für die Rangverhältniſſe 
Bedeutung. 


Von dem Grundſatz der Rückwirkung beſtehen zwei Aus⸗ 
nahmen: Sie greift bei der Zwangshypothek nicht Platz (vgl. 
den Verf., Das Grundbuchrecht S. 37); ferner nicht beim 
Zuſchlag (KG. JW. 1932, 1981 Nr. 8). Die für ihn 
erforderliche Genehmigung muß ſchon bei ſeiner Erteilung 
vorhanden fein, da er andernfalls gemäß § 83 Nr. 6 39G. 
zu verſagen iſt und ein einmal erwachſener Verſagungsgrund 
nicht nachträglich geheilt werden kann. 


Fällt die Genehmigung der DSt. nachträglich fort, fo 
wird damit die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig. Die Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnahme iſt nicht erſt auf Erinnerung, ſondern 
von Amts wegen aufzuheben, da das Fehlen der Genehmi⸗ 
gung von Amts wegen zu beachten iſt. Wird ſpäter eine 
neue Genehmigung beigebracht, und war die Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme noch nicht aufgehoben, ſo wird ſie rückwirkend 
wieder wirkſam (ſo auch Schultze, JW. 1932, 3165). Das 
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ift von beſonderer Bedeutung für den Rang von Nach⸗ 
pfändungen. Sie gehen der wieder zuläſſig gewordenen 
Pfändung im Range nach. 


3. Die Vollſtreckungsorgane müſſen die Frage, ob eine 
Vollſtreckungsmaßnahme genehmigungsbedürftig iſt, von 
Amts wegen prüfen (Schultze, JW. 1932, 3165). 
Die Genehmigung der DSt. iſt auch dann nötig, wenn der 
Betrag der zu vollſtreckenden Forderung innerhalb der 
Freigrenze ($ 28 DevG.) liegt (AG. Charlottenburg, 
JW. 1932, 1986 Nr. 1). 


4. Die Entſcheidung der DSt. über die Ge 
nehmigungsbedürftigkeit iſt für die Gerichte und die übrigen 
Vollſtreckungsorgane nicht bindend (KG. JW. 1932, 
1975 Nr. 1; AG. Charlottenburg, JW. 1932, 1986 Nr. 1). 
Jedoch kann, wenn die DSt. eine Leiſtung für genehmigungs⸗ 
frei erklärt hat, regelmäßig davon ausgegangen werden, daß 
fie einer Genehmigung nicht bedarf (LG. Berlin, JW. 1932, 
2048 Nr. 3; Schultze, JW. 1932, 2004). Andererſeits iſt 
für die DSt. nach Ri. III 11 die Auffaſſung einer Behörde 
der ſtreitigen oder freiwilligen Gerichtsbarkeit dahin, daß 
eine Leiſtung genehmigungsbedürftig ſei, maßgebend. 


b) Einzelfragen 


1. Unter der Vorausſetzung des $ 41 DevG. iſt ger 
nehmigungsbedürftig jeder Akt der Zwangsvollſtreckung, 
insbeſ. auch die Herbeiführung eines Offenbarungseides 
(KG. JW. 1932, 1975 Nr. 1; Schultze, dort Anm.), die 
Einleitung einer Zwangsverſteigerung (Harten⸗ 
ſtein, JW. 1932, 1982 Anm.; a. M. KG. JW. 1932, 1982 
Nr. 10, das nur die Fortſetzung der Zwangsverſteigerung 
für genehmigungsbedürftig hält), einſchließlich des Beitritts 
(KG. JW. 1932, 1981 Nr. 8), oder einer Zwangsverwaltung 
(Hartenſtein, JW. 1932, 1957 Anm., 1982 Anm.; a. M. 
KG. JW. 1932, 1982 Nr. 10). Die Rückzahlung der 
Bietungskaution iſt genehmigungsfrei (Ri. III 7). 


2. Der Teilungsplan als ſolcher iſt genehmigungs⸗ 
frei. Genehmigungsbedürftig iſt erſt die Auszahlung des 
Liquidats (LG. Berlin, JW. 1934, 2048 Nr. 1). 


3. Die Übertragung der Forderung gegen 
den Erſteher auf einen dinglich berechtigten Gläubiger 
nach $ 118 3G. iſt nach Ri. II 17 genehmigungsfrei. Das 
gilt dann auch für die entſprechenden Grundbucheintragungen 
(vgl. Schuchmann, JW. 1932, 324/25; Hartenſtein, JW. 
1932, 325). Ohne Genehmigung iſt wirkſam auch die Be⸗ 
friedigungserklärung nach 90 134, 135 39G. (Volkmar, 
DR. 1933, 154). 


4. Die Pfändung und Übermeifung von For⸗ 
derungen bedarf der Genehmigung der DSt. (LG. 
Berlin, JW. 1932, 2049 Nr. 4: Vollſtreckung dinglicher 
Anſprüche). Die Vorpfändung ($ 845 3PO.) iſt dagegen 
nach Ri. III 6 b genehmigungsfrei (vgl. Schultze, JW. 
1932, 3163). 


5. Der Arreſt iſt ſtets ſtatthaft. Er dient nur der 
Sicherung und enthält keine Verurteilung zu einer ge⸗ 
nehmigungsbedürftigen Leiſtung. Zwar hat er einen 
künftigen Anſpruch zum Gegenſtand (vgl. oben); und ſolche 
Anſprüche können durch einen Arreſt grundſätzlich nicht ge⸗ 
ſichert werden (vgl. $ 916 ZPO.). Eine Ausnahme muß 
jedoch für das DevG. gemacht werden, da dieſes ſogar eine 
Feſtſtellungsklage zuläßt (Ri. III 6c). Genehmigungsfrei 
iſt nach Ri. a. a. O. ſogar die Vollziehung eines Arreſtes. 
Die Eintragung einer Sicherungshypothek gemäß § 932 
3PO. ift daher ſchon vor Erteilung der Genehmigung der 
DSt. ſtatthaft. 


6. Für die einſtweilige Verfügung müſſen bie 
ſelben Grundſätze für den Arreſt gelten, ſofern ſie, was die 
Regel iſt, lediglich der Sicherſtellung und nicht der — wenn 
auch nur vorläufigen — Befriedigung dient. 
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Sprachecke 


Begegnungen mit Toten ſpielen in gerichtlichen Urteilen 
keine kleine Rolle. Beſonders gern erſcheinen ſie nach 
Naufereien und Straßenverkehrsunfällen. Da wird z. B. 
geſchildert: Die Straße ſei trocken geweſen, neben der 
Straße laufe ein Raſenbankett; auf dieſem ging der „ge⸗ 
tötete Walz“, wollte von dort eben die Straße überqueren, 
wurde aber von dem Motorrad des „Angeklagten zu 1“ 
erfaßt uſw. Oder: N. hatte einen Streit im Wirtshaus 
und wollte dann nach Hauſe gehen. Hinter der nächſten 
Straßenecke hatte ihm aber „der Getötete aufgelauert, lief 
mit einem lauten Schrei und mit dem gezückten Meſſer 
drohend auf ihn zu“, aber N. kam ihm zuvor und ſchlug 
ihn mit einem ſtarken Schlag zurück, ſo daß „der Getötete 
einen Schädelbruch erlitt“. 

Manchmal geht es noch unheimlicher zu. In den Akten 
des Reichsgerichts 1 D 1241/34 g. Br. wegen Totſchlags 
liegt ein Protokoll des Amtsgerichts D. über Leichenſchau 
und Leichenöffnung. Dort heißt es: Die Gerichtskommiſſion 
traf im Leichenhaus eine männliche Leiche an. Dieſelbe war 
bekleidet mit einer pͤſchen Arbeitsjoppe (nebenbei: der 
gütige Leſer möge erraten, was das für ein Ding war) und 
einer Mancheſterhoſe. Der vorgeführte Beſchuldigte erklärte, 


daß er die Leiche dem Namen und der Perſönlichkeit nach 
nicht kenne, daß er aber mit der Leiche am Abend zuvor in 
der Wirtſchaft in E. zuſammengeſeſſen ſei. 

Noch eins will ich den Leſern nicht vorenthalten: „N. 
hatte ſich gerühmt, die Verſtorbene zum Beiſchlaf verführt 
zu haben“, aber nun ließ ſich nicht feſtſtellen, ob das wahr 
ſei oder ob N. das Andenken der Verſtorbenen durch Ber 
hauptung einer wiſſentlich unwahren Tatſache beſchimpft 
habe, ſo daß in Frage kam, ob eine Verurteilung auf wahl⸗ 
deutiger Grundlage zuläſſig ſei. 

Aber ſo geht es, wenn man ſich ſcheut, den Namen zu 
gebrauchen, den der „Getötete“, der „Verſtorbene“, die 
„Leiche“ getragen hat, als ſie noch im Lichte wandelten. 
Auch der „Angeklagte zu 1“ iſt übrigens eine prächtige 
Nummer. 

In der Sache 1 D 146/35 iſt im landgerichtlichen Urteil 
zum innern Tatbeſtand des Verbrechens (nach $ 306 StGB.) 
ausgeführt, der Angeklagte habe den Brand in der Scheune 
verurſacht „in der Abſicht, die eingeäſcherten Gebäulichkeiten“ 
durch Feuer zu vernichten. Aber eingeäſcherte Gebäude an⸗ 
zuzünden iſt zwecklos. 

Reichsgerichtsrat Dr. A. Zeiler. 


( Mitteilungen ꝛwoo 
der Reichs fachgruppe Richter und Staatsanwälte 


Der bisherige Reichsfachgruppenleiter „Richter und 
Staatsanwälte“, Pg. Amtsgerichtsrat Kyſer, hat aus 
geſundheitlichen Gründen um Enthebung von ſeinem Amte 
gebeten. Dieſer Bitte hat der Reichsjuriſtenführer, Reichs⸗ 
miniſter Dr. Frank mit folgendem Schreiben entſprochen: 

Sehr geehrter Parteigenoſſe Kyſer! 

Mit Ihrem Schreiben vom 11. April 1935 haben Sie 
um Enthebung von Ihrem Amt als Reichsfachgruppen⸗ 
leiter der Reichsfachgruppe Richter und Staatsanwälte 
gebeten. So ſehr ich den von Ihnen als alten Kämpfer 
erbetenen Rücktritt bedauere, kann ich mich doch Ihren 
vorgebrachten Gründen nicht verſchließen. 

Es iſt mir eine Ehrenpflicht, Ihnen, ſehr geehrter 
Parteigenoſſe Kyſer, für die von Ihnen beim Aufbau der 
Reichsfachgruppe „Richter und Staatsanwälte“ geleiftete 
Arbeit zu danken und Ihnen ſowohl als Reichsführer des 
BNSDI. wie auch im Namen der NSDAP. meine volle 
Anerkennung auszuſprechen. Sie haben in unermüdlicher 
Arbeit dem BNSDI. im Rahmen Ihrer Reichs fachgruppe 
gedient und ſich damit in der Geſchichte des Deutſchen 
Rechtsſtandes ein unvergängliches Verdienſt erworben. 

Zur Anerkennung der der Geſamtheit geleiſteten Dienſte 
berufe ich Sie hiermit in den Stab der Reichsführung. 
Es wäre mir eine Freude, wenn ich Ihrer Mitarbeit in 
dieſer Ihrer Eigenſchaft auch in Zukunft verſichert ſein. 


dürfte. 
Heil Hitler! 
gez. Dr. H, Frank, Reichsminiſter. 


Gleichzeitig hat der Reichsjuriſtenführer den Amtsgerichts⸗ 
direktor Dr. Geffroy, Potsdam, als kommiſſariſchen 
Reichsfachgruppenleiter „Richter und Staatsanwälte“ des 
Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten in den 
Führerſtab des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten berufen und ihn auch zum Herausgeber der 
„Deutſchen Richterzeitung“ beſtellt. 

* 


Im Feldzug gegen die Not der jungen Juriſten 
wurde eine neue Schlacht geſchlagen. Der Bezirk Leipzig des 
BNSDS, veranſtaltete am 10. April in der Halle des 


Reichsgerichts eine Kundgebung gegen die Not des 
juriſtiſchen Nachwuchſes. Alle an der Zukunft des Rechts⸗ 
wahrerſtandes intereſſierten Stellen hatten Vertreter ent⸗ 
ſandt. Beſonders ſtark war naturgemäß die Beteiligung der 
jungen Rechtswahrer ſelbſt. 

Der Bezirksobmann, Rechtsanwalt Dr. Tammen⸗ 
hain, eröffnete die Kundgebung und überbrachte die Grüße 
der Reichsführung und des Gauführers des BRSDJ. Mit 
dem Dank an den Reichsgerichtspräſidenten für die Bereit⸗ 
ſtellung des Hauſes verband er den Hinweis darauf, daß 
die Wahl des Ortes der Kundgebung deren Bedeutung er⸗ 
kennen laſſe, denn bisher ſei dieſe Halle nur ganz wenige 
Male und nur zu ganz beſonderen Anläſſen Verſammlungs⸗ 
raum geweſen. Bei der Not der Jungjuriſten handele es 
ſich aber auch um einen beſonderen Anlaß, denn es gehe um 
die Zukunft des Rechtswahrerſtandes überhaupt und es ſei 
an der Zeit, vom Mittelpunkt des deutſchen Rechtslebens 
aus die Offentlichkeit auf dieſe brennende Gegenwartsfrage 
hinzuweiſen. 

Senatspräſident Dr. Oegg ſprach als Vertreter des aus 
dienſtlichen Gründen abweſenden Reichsgerichtspräſidenten. 
Er brachte zum Ausdruck, daß das Reichsgericht an der Not 
der jungen Juriſten nicht nur aus reinem menſchlichen 
Mitgefühl Anteil nehme, ſondern auch aus der Erwägung 
heraus, daß dieſe Not das Recht ſelbſt und damit den Staat 
und ſeine Zukunft berühre. 

Als Fachgruppenberater „Richter und Staatsanwälte“ 
am Reichsgericht ſprach Reichsgerichtsrat Dr. Schultze, 
von dem auch der Gedanke dieſer Kundgebung ausgegangen 
war. Er betonte, die Mitglieder des Reichsgerichts ſeien ſich 
der Tatſache bewußt, daß der Nachwuchs an Führern, die in 
der Zukunft das heilige deutſche Recht wahren ſollten, beſon⸗ 
derer Sorge wert ſei. Er ſprach von dem bekannten Aufruf 
des Reichsjuriſtenführers und wies darauf hin, daß heute 
jedem nach Charakter, Anlagen und Fleiß geeigneten Sohn 
des Volkes der Weg zum Beruf des Rechtswahrers offen⸗ 
ſtehen müſſe. Dazu müſſe der junge Rechtswahrer viel früher 
als gegenwärtig wirtſchaftlich geſichert werden. Wenn das 
verſäumt werde, dann ergebe ſich bevölkerungspolitiſch zu⸗ 
gleich eine raſſiſche Gegenausleſe, weil dieſen jungen Rechts⸗ 
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wahrern erft viel zu ſpät die Gründung einer Familie er⸗ 
möglicht werde. An der Löſung dieſer ebenſo ſchwierigen 
wie wichtigen Frage müſſe das ganze deutſche Volk mit⸗ 
wirken, und dieſe Kundgebung rufe zu ſolcher Mit⸗ 
wirkung auf. 

Der Dekan der juriſtiſchen Fakultät an der Univerſität 
Leipzig, Prof. Dr. Gerber betonte beſonders die Notwen⸗ 
digkeit einer ſcharfen Ausleſe der wirklich Tüchtigen unter 
den jungen Rechtswahrern. Vom Staat forderte er die für 
die Ausbildung erforderlichen Mittel und von der Wirtſchaft 
die Übernahme von Patenſchaften, indem er auf das Bei⸗ 
ſpiel der Univerſität Leipzig verwies, die ſich ſeit Jahren die 
Förderung begabter, aber wirtſchaftlich ſchwacher Studenten 
zur Aufgabe gemacht habe. Als das Ziel gemeinſamer Ar⸗ 
beit bezeichnete er die Schaffung eines geiſtigen, juriſtiſchen 
Generalſtabes. 

Als Vertreter der Studentenſchaft wünſchte stud. jur. 
Mann der Kundgebung vollen Erfolg. 

Das erſte Hauptreferat hielt Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, 
Berlin. Er umriß in großen Zügen das Bild der traurigen 
Erbſchaft, die das Dritte Reich hinſichtlich des juriſtiſchen 
Nachwuchſes übernommen habe. Als den Grundfehler der 
Nachwuchsregelung bezeichnete er die völlige Planloſigkeit, 
mit der man junge Menſchen mit beſten Fähigkeiten in 
immer größer werdender Zahl in einen Beruf habe ein⸗ 
ſtrömen laſſen, der nach der Natur der Sache nur eine be⸗ 
ſchränkte Zahl junger Juriſten aufnehmen könne. Daneben 
ſtellte er die unerträglichen Arbeitsbedingungen der jungen 


Gerichtsaſſeſſoren im höheren Juſtizdienſt, die bei völliger 


Unſicherheit ihrer Stellung und ganz unzureichender Beſol⸗ 
dung auch nach jahrelanger Beſchäftigung und ewigem Hin 
und Her immer damit hätten rechnen müſſen, ſchließlich doch 
keinen endgültigen Eingang in den höheren Juſtizdienſt zu 
finden. Die für einen großen Teil der gegenwärtigen und 
künftigen jungen Juriſten beſtehende Ausſichtsloſigkeit wies 
er an Hand der Zahlen nach, die zuletzt in der Deutſchen 
Richterzeitung 1934, Seite 322 ff., veröffentlicht worden 
ſind und die ſich ſeither noch ungünſtiger geſtaltet haben. 
In der Verordnung vom 29. März 1935 über die 
Laufbahn für das Amt des Richters und des 
Staatsanwalts begrüßte er das Mittel, dieſer un⸗ 
erträglichen Unſicherheit der Berufsausſichten des höheren 
Juſtizdienſtes ein Ende zu machen. Er ließ aber auch 
keinen Zweifel darüber, daß mit dieſer Verordnung 
das Nachwuchsproblem in ſeinem letzten Grund nicht 
berührt werde. Beſonders zwei Schwierigkeiten rückte 
er in den Vordergrund: Die eine große Aufgabe ſei 
die, aus der Zahl der vorhandenen Gerichtsaſſeſſoren 
und der in Zukunft aus der großen Staatsprüfung kommen⸗ 
den Aſſeſſoren die für den höheren Juſtizdienſt am beſten 
Geeigneten herauszuſuchen. In dieſer Beziehung betonte er 
die Notwendigkeit, entſprechend dem Wandel in der An⸗ 
ſchauung vom Weſen des Rechts auch von den bisher üblichen 
Methoden der Leiſtungsbeſtimmung abzurücken; nicht mehr 
darauf komme es an, den Kenner der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, wiſſenſchaftlichen Anſichten und Entſcheidungen 
feſtzuſtellen, ſondern denjenigen gelte es zu finden, der 
neben der ſelbſtverſtändlichen wiſſenſchaftlichen Durchbildung 
am eheſten das im Volksbewußtſein ruhende ewige Recht be⸗ 
greifen, erfühlen, finden und im praktiſchen Fall anwenden 
könne. Daneben ſtellte er — wieder an Hand unangreifbarer 
Zahlen — die ganze Größe der noch immer viel zu wenig 
beachteten Schwierigkeit, für die leider ungeheure Zahl der 
doch nun einmal vorhandenen jungen Juriſten zu ſorgen. 
Er bezeichnete es als eine ſelbſtverſtändliche Pflicht der Volks⸗ 
gemeinſchaft, auch in ihrem eigenen Intereſſe dafür Vorſorge 
zu treffen, daß die ſchöpferiſche Kraft, die in dieſen jungen 
Menſchen ſchlummere, in einer möglichſt geeigneten Form 
ausgewertet und in den Arbeitsprozeß eingegliedert werde, 
weil der Neuaufbau des Reiches auf allen Gebieten dazu 
zwinge, alle vorhandenen Kräfte entſprechend ihren Fähig⸗ 
keiten einzuſetzen. Unverantwortlich wäre es, wenn man für 
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das kommende Jahrzehnt des Aufbruchs der Nation gerade 
dieſe hochwertigen Kräfte ungenutzt und verkommen laſſen 
wollte. Die Methoden der Arbeit an der Löſung dieſer 
Frage empfahl er dem allgemeinen Arbeitsbeſchaffungskampf 
anzugleichen, alſo z. B. vorhandene Arbeitsplätze mit beſſer 
geeigneten jungen Menſchen zu beſetzen, zuſätzliche Arbeit 
zu ſchaffen und planmäßig zunächſt wenigſtens ein Unter⸗ 
kommen in berufsähnlicher und ausbildungsnaher Arbeit zu 
ſchaffen. Er ſchloß mit einem Appell an die in Betracht kom⸗ 
menden Stellen, ſich dieſer großen Aufgabe gerade wegen 
ihrer unverkennbaren Schwierigkeit mit beſonderem Eifer 
anzunehmen; den Nachwuchs aber rief er auf, das Ver⸗ 
trauen zu haben, daß auch dieſe ſchwierige und wichtige 
Frage von Führer und Volk gelöſt werden würde. 

Juſtizinſpektor Mieth, Berlin, ſprach von den Nöten 
des Rechtspflegernachwuchſes, die im weſentlichen auf eine 
Vereinheitlichung der Laufbahn und eine Verbeſſerung der 
ee Beſoldungs⸗ und Beſchäftigungsverhältniſſe 
gehen. 

Regierungsrat Rühle, der Reichsgruppenleiter Jung⸗ 
juriſten, betonte beſonders die bevölkerungspolitiſche Not⸗ 
wendigkeit, den juriſtiſchen Nachwuchs möglichſt früh ſo zu 
ſtellen, daß er eine Familie gründen könne. Er bezeichnete 
die Jugend als den größten Schatz eines jeden Volkes und 
hielt es für unzuläſſig, immer von der Jugend als der Zu⸗ 
kunft des Volkes zu ſprechen, ohne ihr die Möglichkeit zu 
geben, ihr Leben entſprechend den völkiſchen Notwendigkeiten 
aufzubauen. Deshalb forderte er auch eine Vergütung für 
die Referendare, nicht als Intereſſenforderung dieſer Gruppe, 
ſondern im Intereſſe der Geſunderhaltung des Nachwuchſes, 
101 ja ſchließlich einmal den Staat an wichtiger Stelle tragen 
oll. 

Die Kundgebung hat ganz unzweifelhaft dazu bei⸗ 
getragen, das große Problem der Nachwuchsnot in die breite 
Offentlichkeit zu tragen. Die Tagespreſſe hat an ihr ſtarken 
Anteil genommen. Es iſt zu hoffen, daß ſie den Boden für 
die weiteren Arbeiten an der Löſung der ſchwebenden Fragen 
weiter vorbereitet hat. Sie hat zugleich gezeigt, daß die 
Frage richtig erkannt worden iſt und im BNSDI. auch 
zweckentſprechend bearbeitet wird. Aufgabe der in Betracht 
kommenden Verwaltungsſtellen wird es ſein, in Verfolg 
dieſer Erkenntnis und Arbeit die erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. Erforderlich iſt es ferner, ähnliche Kund⸗ 
gebungen zur weiteren Aufklärung der Öffentlichkeit und der 
Rechtswahrer, beſonders der Jungjuriſten, auch an anderen 


Orten zu veranſtalten. 
* 


Auf Anregung des Reichsfachgruppenleiters „Verwal⸗ 
tungsjuriſten“ und des Reichsgruppenleiters „Jungjuriſten“ 
fand am 11. April im Hauſe der Deutſchen Rechtsfront eine 
Beſprechung über die mit der Not des juriſtiſchen 
Nachwuchſes zuſammenhängenden Fragen ſtatt. Der 
Einladung waren Vertreter aller Reichs- ſowie einiger 
Preußiſcher Miniſterien gefolgt, ebenſo Vertreter von 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts, der Partei und ihrer 
Gliederungen. 

Nach Begrüßungsworten des ſtellvertretenden Reichsge⸗ 
ſchäftsführers Rechtsanwalt Gonnella und des Reichs— 
gruppenleiters Rühle, die den Zweck der Beſprechung und 
die zu löſende Aufgabe kurz umriſſen, gab der Leiter des 
Sozialamts im BR SD., Dr. Hummel, einen üÜber⸗ 
blick über die Lage der jungen Juriſten. Dabei ſtellte er Ge⸗ 
danken zuſammen, die er inzwiſchen im „Deutſchen Recht“ 
(1935, S. 182 ff.) veröffentlicht hat, und die teilweiſe auch 
in der Deutſchen Richterzeitung bereits erörtert worden ſind. 
Er ſchob u. a. beſonders die Tatſache in den Vordergrund, 
daß die jungen Juriſten, ſoweit fie die Beamtenlaufbahn ein⸗ 
ſchlagen, viel zu ſpät eine Familie gründen können, ſodaß ihre 
Ehen als Spätehen bevölkerungspolitiſch unzulänglich bleiben 
müſſen. Beſondere Bedeutung werden die Feſtſtellungen 
haben, die das Sozialamt über das Durchſchnitts⸗ 
alter verſchiedener Beamtengruppen getroffen hat. Dieſes 
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Durchſchnittsalter beträgt bei Gerichtsaſſeſſoren 31—32 Jahre, 
bei Richtern 48—54 Jahre, bei Regierungs- und Oberregie⸗ 
rungsräten 47—49 Jahre, bei Staatsanwälten 43—44 
Jahre, bei Miniſterialräten 52— 54 Jahre, bei Juſtizamt⸗ 
männern und »oberinſpektoren 54—55 Jahre, bei Juſtiz⸗ 
inſpektoren und ⸗ſekretären 46—47 Jahre. 


In der Ausſprache wurden zunächſt die Vertreter der amt⸗ 
lichen Stellen um ihre Stellungnahme gebeten. Dabei wurde 
allgemein verſichert, daß die Not der jungen Juriſten keines⸗ 
wegs überſehen werde, daß auch alle zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Möglichkeiten ihrer Unterbringung erſchöpft würden. 
Faſt allgemein allerdings war die Klage, daß leider nicht 
ausreichend Geldmittel zur Verfügung ſtänden, weil der nun 
einmal aufgeſtellte Etat eingehalten werden müſſe und Mittel 
für zuſätzliche Arbeitsbeſchaffung nicht vorhanden ſeien. Dieſe 
Frage der Bereitſtellung beſonderer Mittel zum Zwecke der 
Beſchaffung zuſätzlicher Arbeit auch für junge Juriſten 
konnte leider nicht weiter erörtert werden, da der hierfür zu⸗ 
ſtändige Referent nicht zugegen war. Allgemein war die 
Klage darüber, daß die jungen Juriſten faſt niemals Ge⸗ 
legenheit gehabt hätten, durch eine Tätigkeit in der Wirt⸗ 
ſchaft Erfahrungen zu ſammeln, die ſie vielfach brauchten, 
um eingeſetzt werden zu können. Aus Kreiſen der allge⸗ 
meinen Verwaltung wurde beſtätigt, daß man z. B. den zur 
Ausbildung überwieſenen Referendaren manchmal gern eine 
gewiſſe Vergütung zukommen laſſen möchte, daß 
aber das ausdrückliche Verbot dem entgegenſtehe. Der Ver⸗ 
treter des Reichsfachgruppenleiters „Richter und Staatsan⸗ 
wälte“ wies die außerhalb der Juſtiz ſtehenden Verwaltungs⸗ 
ſtellen darauf hin, daß ſie — verwöhnt durch die für ſie 
bequeme Regelung der Vergangenheit — offenſichtlich bisher 
nicht daran gedacht hätten, ſich angeſichts der durch die Ver⸗ 
ordnung vom 29. März 1935 geſchaffenen Lage ſelbſt um 
ihren juriſtiſchen Nachwuchs zu bekümmern. Er betonte 
ferner, daß es ja nicht im ordnungsmäßigen Ausbildungs⸗ 
gang des jungen Juriſten liege, ſich mehr als eine zunächſt 
nur oberflächliche Kenntnis unmittelbarer Wirtſchaftsvor⸗ 
gänge zu verſchaffen. Die neue Laufbahnregelung 
werde diejenigen, die Volljuriſten als Nachwuchs brauchten, 
vorausſichtlich dazu zwingen, ſich ſelbſt um die planmäßige 
Ausbildung dieſes ihres Nachwuchſes zu kümmern; dann könnte 
auch eine Spezialausbildung einſetzen. Dem Finanzminiſte⸗ 
rium gegenüber betonte er, daß diejenigen Gründe, die dazu 
geführt hätten, für die allgemeine Arbeitsbeſchaffung Mittel 
zur Verfügung zu ſtellen, auch gegenüber dem juriftifchen 
Nachwuchs als ſtichhaltig angeſehen werden möchten. Die 
Juſtizverwaltung wurde gebeten, angeſichts der Unruhe, die 
unter den vorhandenen Gerichtsaſſeſſoren über die Verord⸗ 
nung vom 29. März entſtanden ſei, möglichſt bald über die 
Übernahme poſitiv oder negativ zu entſcheiden, und vor allem 
auch für die Übergangszeit die unbeſoldete Beſchäftigung zu 
beſeitigen. 

Die Beſprechung darf für den erſten Anfang als ein voller 
Erfolg angeſehen werden. Viele Stellen, die bisher nicht An⸗ 
laß hatten, ſich beſonders unter dem Geſichtspunkt der Für⸗ 
ſorge für den juriſtiſchen Nachwuchs mit Beſchäftigungs⸗ 
möglichkeiten für junge Juriſten zu befaſſen, ſind auf die 
Frage hingewieſen worden. Es iſt allenthalben zugeſagt 
worden, daß die Möglichkeit weiterer Unterbringung von 
Aſſeſſoren auch in den kontrollierten Verbänden und nach⸗ 
geordneten Stellen geprüft werden würde. Als beſonderer 
Fortſchritt iſt es zu begrüßen, daß aller Bedarf an die Ab⸗ 
teilung Berufsbetreuung des BNSDI. gemeldet werden ſoll, 
damit von dort aus geeignete Bewerber vorgeſchlagen werden 
können. Dieſes Verfahren wird heute noch unvermeidliche 
Zufälligkeiten der Stellenbeſetzung ausſchließen und zugleich 
die Planmäßigkeit der Nachwuchsverſorgung fördern. Beſpre⸗ 
chungen dieſer Art ſollen in Zukunft mit einiger Regel⸗ 
mäßigkeit ſtattfinden. Auf dieſe Weiſe wird erfolgreich ver⸗ 
ſucht werden, weitere Möglichkeiten zur Linde⸗ 
rung der unermeßlichen Not des juri⸗ 
ſtiſchen Nachwuchſes zu ſchaffen und zu finden. Die 
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Wichtigkeit dieſer Frage brachte Dr. Waldmann treffend 
zum Ausdruck, indem er darauf hinwies, daß die Vergangen- 
heit gezeigt habe, wie eine Zerſchmetterung der Rechtsidee im 
Volk eine Zerſchmetterung der Wehridee nach ſich ziehen 
müſſe. Deshalb bedürfen diejenigen jungen Menſchen, die 
einmal Hauptträger der Rechtsidee werden ſollen, auch der 
beſonderen Fürſorge der Volksgemeinſchaft. 
* 


Wir veröffentlichen gern die nachſtehende Erklärung der 
Deutſchen Univerſität in Prag: 

Die tſchechiſche Univerſität in Prag, die nach einem ohne 
Mitwirkung der Deutſchen geſchaffenen Geſetze nunmehr 
allein den Namen Karlsuniverſität führt, hat eine franzö⸗ 
ſiſche Denkſchrift zur Aufklärung des angeblich ſchlecht be⸗ 
richteten Auslandes herausgegeben. Sie nimmt im Eingang 
auf die Ereigniſſe vom November 1934 Bezug, die zur Ent⸗ 
ziehung unſerer Inſignien geführt haben, tut aber des 
Sturmes auf das deutſche Rektorat und der vielſtündigen 
Belagerung des Rektors und anderer akademiſcher Funktio⸗ 
näre keine Erwähnung. Auch wird nicht erwähnt, daß die 
Inſignien, von denen nichts mehr aus der Gründungszeit und 
nur kleine Teilſtücke aus dem 15. Jahrhundert ſtammen, ſo 
gut wie ausſchließlich die Zeit vertreten, die der Hochſchule 
bis 1920 den zweiten Namen „Ferdinandea“ verſchafft hat. 
Wir halten es nicht für geboten, auf die oft widerlegte Ge⸗ 
ſchichtsdarſtellung der Gegenſeite einzugehen, die (zur Recht⸗ 
fertigung des Alleinantrittes der gemeinſamen Erbſchaft) 
unſer Erbrecht zu leugnen verſucht. Denn ſogar aus dem 
Tatſachengerüſt der Denkſchrift ſelbſt ſpricht (ſicher wider den 
Willen der Herausgeber) die unumſtößliche Tat⸗ 
ſache, daß die deutſche Univerſität ebenſo wie ihre 
tſchechiſche Schweſter Nachfolgerin der alten Karlsuniverſität 
iſt und ſomit die gleichen Rechte und den gleichen Namen 
geſchichtlich übernommen hat. Darauf hat die deutſche Uni⸗ 
verſität niemals, weder rechtlich noch tatſächlich, weder 
ausdrücklich noch ſtillſchweigend, verzichtet, insbeſondere auch 
nicht dadurch, daß die Verlegung der deutſchen Univerſität in 
einen Ort des deutſchen Sprachgebietes in Erwägung gezogen 
wurde. Die deutſche Univerſität kann nur nochmals feſt⸗ 
ſtellen, daß ihr durch das Geſetz von 1920 eine ſchwere ideelle 
und materielle Schädigung zugefügt wurde. Sie gibt aber 
zugleich der feſten Überzeugung Ausdruck, daß ſie, die in ihrer 
jahrhundertelangen Vorgeſchichte ſo viele Fährlichkeiten be⸗ 
ſtanden hat, auch dieſe ſchweren Zeiten glücklich überdauern 
wird. 

Für die deutſche Univerſität in Prag 

der Rektor: 
Prof. Dr. Otto Groſſer. 


* 


Die Internationale Strafrechts⸗ und Ge⸗ 
fängniskommiſſion, der auch Deutſchland ſeit 
1925 angehört, hält auf Einladung der Reichsregierung den 
Kongreß des Jahres 1935, den elften in der Reihe der 
ſeit 1872 von ihr veranſtalteten Kongreſſe, in Berlin ab. 

Die Internationale Strafrechts- und Gefängniskommiſſion 
iſt vom Völkerbund unabhängig. 

Der Kongreß wird in Berlin im Reichstagsgebäude und 
in dem großen Sitzungsſaal des Reichstages in der Krolloper 
vom 19. bis 24. Auguſt dieſes Jahres ſtattfinden. 

Zur Teilnahme am Kongreß und an ſeinen Arbeiten ſind 
u. a. zugelaſſen: Richter und Staatsanwälte, höhere Beamte 
der Gefängnisverwaltung, Rechtsanwälte. 

Der Kongreß gliedert ſich in folgende vier Sektionen: 

1. Geſetzgebung, 
2. Verwaltung, 
3. Vorbeugung, 
4. Jugend. 

Die vorbereitenden Gutachten werden gedruckt allen Kon⸗ 
greßteilnehmern, die den Kongreßbeitrag entrichtet haben, 
wenn möglich, vor Beginn des Kongreſſes zugeſchickt werden. 


Heft 5 1935 


„Der Kongreßbeitrag iſt für jeden Teilnehmer auf 25 Gold⸗ 
franken (20 RM. für deutſche Teilnehmer) feſtgeſetzt. 

Teilnehmerberechtigte, die dem Kongreß als Mitglieder an⸗ 
zugehören wünſchen, werden gebeten, ihre Anmeldung an den 
Schatzmeiſter des Ortsausſchuſſes, Herrn Walter Arlt, Berlin 
W. 8, Wilhelmſtr. 65, Juſtizminiſterium, zu ſenden. Der 
Kongreßbeitrag iſt gleichzeitig entweder auf das Poſtſcheck⸗ 
konto Walter Arlt (Kongreß), Berlin Nr. 173 126 zu über⸗ 
weiſen oder durch Scheck oder Poſtanweiſung zu entrichten. 

Den Kongreß betreffende Fragen find an das deutſche Mit- 
glied der Internationalen Strafrechts- und Gefängniskom⸗ 
miſſion, Herrn Miniſterialdirektor Ernſt Schäfer, Berlin 
W. 8, Wilhelmſtr. 65, Juſtizminiſterium, zu richten. 

Der Kongreß ſoll folgende Fragen behandeln: 

Sektion I: Geſetzgebung. 
Erſte Frage. 

Welche Befugniſſe ſind dem Strafrichter beim Vollzug der 
Strafe einzurämen? 

Zweite Frage. 

Welche Maßnahmen ſind zu empfehlen, um die ſogenannten 
„Monſtreprozeſſe“ abkürzen zu können?“ 

Dritte Frage. 

Soll eine Milderung in der Strafgeſetzgebung auf bereits 
rechtskräftige Entſcheidungen Einfluß haben? 

Welcher Einfluß kann einer Anderung der Geſetzgebung 
über den Strafvollzug auf Strafen, die vor dieſer Anderung 
endgültig ausgeſprochen ſind oder deren Vollzug bereits be⸗ 
gonnen hatte, eingeräumt werden? 


Sektion II: Verwaltung. 
Erſte Frage. 

Sind die Methoden, die im Strafvollzug mit dem Ziele 
der Erziehung und Beſſerung der Verbrecher angewandt 
werden (ſtarke Humaniſierung des Vollzugs, weitgehende 
Vergünſtigungen, beträchtliche Lockerung des Strafzwanges 
im Strafvollzug in Stufen) geeignet, den gewünſchten Erfolg 
herbeizuführen? Iſt die Auffaſſung, auf der dieſe Beſtrebungen 
beruhen, überhaupt zutreffend? 


Zweite Frage. 

Welchen Einfluß hat die Arbeitsloſigkeit in Induſtrie und 
Landwirtſchaft in Kriſenzeiten auf die Gefangenenarbeit, und 
durch welche Maßnahmen können die ſich daraus ergebenden 
ſchädlichen Folgen vermieden oder abgeſchwächt werden? 

Muß bei der Feſtſetzung der Lebensbedingungen des Ge⸗ 
fangenen den Lebensbedingungen der freien Bevölkerung im 
allgemeinen Rechnung getragen werden? 

Dritte Frage. 

Wie müſſen ſich der Vollzug der Freiheitsſtrafen und der 
Vollzug von Sicherungsmaßregeln, die mit Freiheitsentzie⸗ 
hung verbunden ſind, unterſcheiden? 

Iſt das Stufenſyſtem auch für den Vollzug der Sicherungs⸗ 
maßregeln in Betracht zu ziehen? 


Sektion III: Vorbeugung. 
Erſte Frage. 

In welchen Fällen und nach welchen Grundſätzen empfiehlt 
ſich im modernen Strafſyſtem die Anwendung der Sterili⸗ 
ſation durch Kaſtration oder durch Vaſectomie oder Salpin⸗ 
gectom ie? 

Zweite Frage. 

Iſt es wünſchenswert, in die Strafgeſetzgebung Vorſchriften 
einzuführen, die dem Richter die Befugnis geben, Perſonen, 
die wegen eines mit ihrem Beruf zuſammenhängenden Ver⸗ 
brechens verurteilt worden ſind, die Ausübung dieſes Berufes 
zu verbieten? 

Wie wäre das Verbot im einzelnen zu regeln? 

Wie könnte die Wirkſamkeit eines ſolchen Verbotes ſicher⸗ 
geſtellt werden? 
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Dritte Frage. 
Iſt es wünſchenswert, Heime für Entlaſſene zu ſchaffen? 
Wenn ja, wie wären ſie einzurichten, welche Arten von 
Entlaſſenen ſollten fie aufnehmen, und welche Arbeit ſollte 
darin zugelaſſen ſein? 
Wie iſt die Lage in den verſchiedenen Ländern? 


Sektion IV: Jugend. 
Erſte Frage. 

Soll den Jugendgerichten die Befugnis gegeben werden, 
Maßnahmen nicht allein gegen Kinder und Jugendliche, die 
auf Abwege geraten ſind, ſondern auch gegen Kinder und 
Jugendliche, die ſittlich gefährdet ſind, zu treffen? 

Sollen die Jugendgerichte auch darüber entſcheiden, ob 
unwürdigen Eltern die elterliche Gewalt zu entziehen iſt? 

Zweite Frage. 

Wie laſſen ſich bei der Geſtaltung der Unterſuchungshaft 
Minderjähriger die prozeſſualen Erforderniſſe mit der Not⸗ 
wendigkeit, den Minderjährigen vor den Gefahren der Haft 
zu ſchützen, vereinigen? 

Dritte Frage. 

Wie kann man am beſten Jugendlichen und Halberwachſe⸗ 
nen, die auf gerichtliche Anordnung Schulen oder anderen 
Anſtalten überwieſen ſind, moraliſche und materielle Fürſorge 
bei ihrer Entlaſſung angedeihen laſſen, und durch wen und 
wie iſt die Fürſorge auszuüben? 

* 


Die Reichsjuſtizausbildungsordnung ſieht in § 29 Abſ. III 
vor, daß der Gerichtsreferendar mindeſtens ſieben Monate 
„in der ſtaatlichen oder kommunalen Ver⸗ 
waltung“ beſchäftigt wird. Die für dieſen Ausbildungs⸗ 
abſchnitt in Frage kommenden Verwaltungsſtellen waren 
ſehr dünn geſät. Sie erſtreckten ſich vor allem auch über 
einen ſehr weit ausgedehnten räumlichen Bereich. Für den 
Referendar war mit dieſem Sachverhalt der große Nachteil 
verbunden, daß er häufig die Verwaltungsſtation weit 
außerhalb ſeines Wohnortes abdienen mußte. 
Auf Grund der ſogenannten „Reſidenzpflicht“ hatte er auch 
an dem Ort ſeiner Dienſtſtelle zu wohnen, wodurch ſich die 
Unkoſten der Ausbildung um ein Beträchtliches vermehrten. 
Andererſeits darf in den dem Innenminiſterium unterſtellten 
Behörden den Referendaren keine Vergütung gezahlt werden. 
Die wirtſchaftliche Seite des bisherigen Zuſtandes darf nicht 
unterſchätzt werden, iſt doch die Notlage unſerer Jungjuriſten 
durch die Hilfsaktion der Deutſchen Rechtsfront allgemein 
bekannt geworden. 

Durch eine jetzt veröffentlichte „Verordnung über die Aus⸗ 
bildung der Gerichtsreferendare in der Verwaltung“, die der 
Reichsjuſtizminiſter am 13. April 1935 erlaſſen hat, iſt nun 
eine weſentliche Verbeſſerung eingetreten. Die Verordnung 
beſtimmt, daß der Referendar die Verwaltungsſtation bei 
anderen geeigneten Verwaltungsſtellen ableiſten kann, ins⸗ 
beſondere in einer ſtaatlichen Sonderverwaltung, bei der 
Reichsleitung, den Gau⸗ und Kreis⸗ 
leitungen der NSDAP., bei ſonſtigen Körperſchaften 
oder Anſtalten des öffentlichen Rechts oder in großen Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieben oder -verbänden. 

Damit iſt der Kreis der für die Ausbildung in Betracht 
kommenden Verwaltungsſtellen erheblich erweitert. Ins⸗ 
beſondere ſind die Möglichkeiten, daß ein Referendar die 
Verwaltungsſtation an ſeinem Wohnort abdient, erheblich 
umfangreicher geworden. 

Sache der Referendare iſt es nun, ſich der neuen Möglich⸗ 
keiten zu bedienen. Das in der Ausbildungsordnung ent⸗ 
haltene Verbot, an die Referendare in der Verwaltungs⸗ 
ſtation eine Vergütung zu zahlen, bezieht ſich nur auf die 


dem Innenminiſterium unterſtellten Behörden. Von 
Parteidienſtſtellen oder Wirtſchafts⸗ 
unternehmungen können alfo Ver⸗ 


gütungen gewährt werden. Was den Umfang 
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der in Frage kommenden Parteidienftftellen betrifft, fo muß 
darauf hingewieſen werden, daß eine Beſchäftigung auch bei 
den der NSDAP. angeſchloſſenen Verbänden 
in Betracht kommt, ſoweit dieſe in die Reichs⸗, Gau⸗ oder 
Kreisorganiſation der Partei eingebaut ſind; z. B. iſt der 
Gauführer des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten gleichzeitig Leiter der Gaurechtsſtelle der 
Partei. Der BR Sds. ſelbſt iſt eine Abteilung des 
Reichsrechtsamtes der NSDAP. und damit in die Reichs⸗ 
leitung eingebaut. Ahnliche Verhältniſſe treffen auf andere 
Gliederungen zu. 
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Referendare, die ſich kurz vor dem Eintritt in die Ver⸗ 
waltungsſtation befinden, tun gut daran, ſich rechtzeitig nach 
einer ihnen zugänglichen Stelle in der NSDAP. oder in 
einem Wirtſchaftsunternehmen umzuſehen. 


* 


Reichsminiſter Dr. Frank hat als Präſident der 
Akademie für deutſches Recht die Leitung des 
Strafrechtsausſchuſſes der Akademie ſelbſt über⸗ 
nommen. 


( Schrifttum =I—— 


A. Aus den Zeitfhriften 


(Es kann wegen Raummangels nur der weſentlichſte Inhalt 
angegeben werden.) 


Deutſches Recht, Zentralorgan des BSD ., Heft 7: Der 
erſte Aufſatz des Heftes befaßt ſich mit dem litauiſchen 
Bluturteil gegen die deutſchen Memelländer. Es ſollte jelbft- 
verſtändlich fein, daß ſich gerade jeder deutſche Rechtswahrer 
mit dieſem Vorgang beſchäftigt, der hier von ſachkundiger 
Feder knapp und treffend dargeſtellt worden iſt. Roger Diener 
macht unter der Aberſchrift „Wandlung des Eigentumsbegriffs“ 
einen Verſuch zur Brechung bürgerlicher Rechtsbegriffe. Aus⸗ 
gehend von der im Erbhofgeſetz liegenden Abkehr vom über⸗ 
kommenen Eigentumsbegriff legt er dar, wie ſich mit dem Ende 
der liberaliſtiſch⸗individualiſtiſchen bürgerlichen Epoche eine 
neue, gemeinſchaftsmäßige Auffaſſung vom Eigentum durch- 
ſetzen mußte, die zu einer Amgeſtaltung auch weiterer Lebens⸗ 
formen führen muß. Vom Leiter des Sozialamtes des 
BN SD., Dr. Hummel, werden unter Mitteilung wichtigen 
Zahlenmaterials die Berufsnöte der jungen Juri ⸗ 
ften dargelegt. In einem Bericht über die Arbeit des Sozial⸗ 
amtes im letzten Jahr zeigt er alsdann die Methoden auf, nach 
denen bisher verſucht worden iſt, dieſer Not im Rahmen des 
BSD. zu ſteuern. Beachtung verdient ſchließlich die Ver ⸗ 
lautbarung des Reichsrechtsamtes, die das Aufgabengebiet des 
Amtes für Rechtsverwaltung umreißt. Heft 8 behandelt das 
Führerprinzip in feinen verſchiedenſten Geſtaltungen. Für den 
Leſerkreis der Deutſchen Richterzeitung verdient beſonders der 
Beitrag von Dr. Hartmann Beachtung, der ſich mit der Frage 
auseinanderſetzt, wie Führer und Beamter zueinander ſtehen. 
Dozent Dr. Thieme, Dr. Mönckmeier, Regierungsrat Dr. 
Maunz behandeln dann das b d ee in der Arbeits- 
verfaſſung, in der Wirtſchaft und in der Verwaltung. In den 
Verlautbarungen des Reichsrehtsamtes äußert Amtsleiter 
Barth Gedanken zur Rechtspolitik. — In beiden Heften ver- 
dient die Kritiſche Amſchau beſondere Beachtung. 


Juriſtiſche Wochenſchrift, Heft 13: RA. Dr. Neumann weiſt 
auf „Gefahren des Armenrechtsvorverfahrens“ hin; gerade der 
Richter ſollte dieſe Darlegungen prüfen, damit er aus der 
Meinung des Parteivertreters Anregungen für die von ihm 
für nötig gehaltene Methode ſchöpfen kann. Zu der alten 

rage, wie es in Entſchädigungsprozeſſen möglich gemacht 
werden kann, möglichſt früh die erforderlichen Beweiſe zu er ⸗ 
heben und zu ſichern, ſpricht Prof. Dr. Stier vom Standpunkt 
des Mediziners. Allgemein und auch für die unmittelbare 
Praxis verdient ein Aufſatz von G. Dr. Fuxius „Zum 
Führerprinzip im Vereinsrecht“ Beachtung. Heft 14: RU. 
Dr. Heinemann und RU. Dr. Danielcik geben einen Abriß 
über „Die Verfaſſung der gewerblichen Wirtſchaft“. Das 
Fehlurteil von Kowno gibt RA. Prof. Dr. Noack 
Anlaß zu einer hiſtoriſchen und rechtlichen Betrachtung über 
die Geſchichte des Memellandes und dieſes Prozeſſes; klar und 
einwandfrei weiſt er nach, daß und aus welchen Gründen in 
Kowno ein Fehlurteil gefällt wurde. Heft 15 behandelt zu⸗ 
nächſt eine Reihe von Rechtsfragen aus der Landwirtſchaft. 
AGR. Bode und Min R. Dr. Vogels nehmen erneut zu der 
viel erörterten Frage nach der Rechtskraft der von den An⸗ 

‚erbengerichten getroffenen Entſcheidungen Stellung. Mindir. 
Dr. Volkmar widerſpricht einigen der Gedanken, die RA. Dr. 
Körting in Heft 13 über die Frage ausgeſprochen hat, ob und 


unter welchen Amſtänden der Rechtsanwalt vor dem Arbeits ⸗ 
gericht auftreten kann oder ſoll. Heft 16/17 gibt in einem Be⸗ 
richt über die Tagung des Reichsfachgruppenrats „Rechts⸗ 
anwälte“ einen klaren Aberblick über die Arbeit der Reichs 
fachgruppe; beſonderes Intereſſe verdienen die Leitſätze und 
Grundforderungen. Eine kurze Betrachtung von RA. Dr. 
Dieckhoff über „Führertum in der deutſchen und engliſchen 
Rechtspflege“ verdient angeſichts der en über die 
Anwendung des Führerprinzips in der Rechtspflege beſondere 
Beachtung. 


Deutſche Juriſten⸗Zeitung, Heft 7: Zur Wiederherſtellung 
der deutſchen Wehrhoheit ſtellt Dr. Rogge über „Wehrmacht, 
Frieden und Völkerrecht“ Gedanken zuſammen, die eine recht⸗ 
liche Rechtfertigung des deutſchen Schrittes darſtellen und 
denen angeſichts der bekannten Genfer Entſcheidung jetzt be⸗ 
ſondere Bedeutung zukommt. Im Hinblick auf die Arbeiten an 
der Erziehung der jungen Nechtswahrer find die Betrachtungen 
von Prof. Dr. Lange über den „Verfall des Perſönlichkeits⸗ 
gedankens an der deutſchen Hochſchule“ außerordentlich wert⸗ 
voll. LG. Töwe bringt unter der Aberſchrift „Der Reichs⸗ 
Staatsanwalt“ eine Darlegung über die verſchiedene Länder⸗ 
regelung, die man ſonſt in dieſer Weiſe kaum findet, und gibt 
zugleich Hinweiſe für die kommende Reform. Zur Nachwuchs⸗ 
frage darf die Zuſammenſtellung von GA. Flemming über „Die 
Ergebniſſe der Aſſeſſorprüfung 1934“ nicht überſehen werden. 
Heft 8 bringt an der Spitze eine ausführliche Stellungnahme 
über „Juriſtiſche Vorwände und politiſche Hintergründe der 
litauiſchen Gewaltherrſchaft“ von Dozent Dr. Craemer, in der 
die Skandalaffäre des Kownoer Urteils erneut treffend gewür⸗ 
digt wird. Aus dem Heft find ferner zu beachten: Die Gold- 
klauſel⸗Entſcheidungen des Oberſten Gerichtshofs der Ver⸗ 
einigten Staaten (Staatsſekr. a. D. Dr. Mügel). Kann das 
in Ankenntnis der Aufrechnungsmöglichkeit Gezahlte zurück⸗ 
gefordert werden? (Prof. Dr. Süß). Zur Filmrechtsreform 
(Dr. Roeber). Anwaltszuziehung auch vor den Amtsgerichten 
(KG R. Armſtroff). 


Deutſche Notar⸗Zeitſchrift, Heft 4: 
reinen Notariat (RA. Dr. Heckmann). 


Deutſche Verwaltung, Heft 4: Die Reform in der Sozial- 
verſicherung. Die Vereinheitlichung der geſamten arbeitsrecht 
lichen Rechtſprechung (Prof. Dr. Boecker). Memelland (***). 
. des franzöſiſchen Verwaltungsrechts (Prof. Dr. 

erk). 


Die nationale Wirtſchaft, Heft 4: Der organiſatoriſche Auf⸗ 
bau des deutſchen Kredit? und Bankweſens (Dr. Pfeffer). 
Kapital und Zins; Das Problem des Geld- und Kapital- 
marktes im neuen Deutſchland (Dr. Grüger). Probleme des 
1 Zahlungsverkehrs (Dr. Wrede). Das Neichsſchulden⸗ 
weſen. 


Jugend und Recht, Heft 4: Die litauiſche Mordjuſtiz (***). 
Deutſches Wehrrecht (Afdr. Kramarz). Raſſenrecht im Kampf 
(GA. Dr. Niſtow). 


Der Deutſche Nechtspfleger, Heft 4: Leſenswert iſt vor allem 
der Bericht über die Tagung der Gaufachberater vom 8. bis 
10. März, die einen ausgezeichneten Einblick in die Arbeit 
der Reichsfachgruppe Rechtspfleger gibt. 


Auf dem Wege zum 
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Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht, Heft 4: Be⸗ 
ſondere Bedeutung haben die Aufſätze über Verkehrsrecht: 
Fortentwicklung des Eiſenbahnrechts 5 Dorpmüller), 
Das Recht der Reihsautobahnen (Dr. Todt), Entwicklung des 
deutſchen Kraftverkehrsrechts (Rel. Trendel), Die Reichs- 
ſtraßenverkehrsordnung und ihre Ausführungsanweiſung (RA. 
Dr. Lechner). Zu nennen find ferner: Reform des Beamten⸗ 
dienſtſtrafrechts (Bericht des Ausſchuſſes für Beamtenrecht, 
erſtattet von OR R. Neef). Die 6. Vollſitzung der Akademie 
für Deutſches Recht. 


Deutſche Gerichtsvollzieher⸗Zeitung, Heft 7: Rechtliche Stel 
lung des Gerichtsvollziehers. Bezirksgerichtsvollzieher oder 
Amt? (OG W. Sawall). Die koſtenrechtliche Seite des Geſetzes 
zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungs⸗ 
möglichkeiten vom 13. Dezember 1934 (A. Schröder). 


Der Sachverſtändige, Heft 4: Die Sachverſtändigen⸗Gebühren 
der Gerichte (Grevemeyer). Die Feſtſetzung der Sachverſtän⸗ 
digengebühren nach § 3 der Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverſtändige (Dr. Machemehl). 


Deutſche Juſtiz, Heft 13: Das Heft gilt als Sondernummer 
zum Tage der . der Juſtiz Führende Männer 
der Rechtspflege haben eine Reihe von Beiträgen . 
Ein Reich — ein Recht — eine Rechtspflege (RSI M. Dr. 
Gürtner), Reichsjuſtiz im Zweiten und Dritten Reich (Staats- 
ſekr. Dr. Schlegelberger), Die Aufgaben der Reichsjuſtiz ent- 
wickelt aus der biologiſchen Rechtsauffaſſung (Staatsſekr. Dr. 
Freisler), Zum 1. April 1935 (RGPräſ. Dr. Bumcke), Ge- 
danken zur Einheit der Rechtsverwaltung (ORA. Dr. Werner), 
Die Deutſche Staatsanwaltſchaft (Gen StA. Dr. Jung). Le⸗ 
ſenswert find zwei Zuſammenſtellungen über Rechtsſprichwörter 
und über wichtige Daten vom Wege zur Einheit des Reichs 
mit beſonderer Berückſichtigung der Verreichlichung der Juſtiz. 
Das Heft enthält ferner u. a. Das Dienſtſtrafrecht der Reichs⸗ 
juſtizbeamten (KG R. Dr. Wittland). Iſt der Fortfall des 
Verbotes, ein Kraftfahrzeug unter Wirkung von geiſtigen Ge- 
tränken zu führen, tragbar? (Prof. Dr. Mueller). — Dem Heft 
liegt Heft Z von „Das Recht“ bei. Heft 14: An der Spitze 
ſtehen die Reden der Miniſter Göring, Dr. Gürtner und Dr. 
Frick beim Staatsakt am 2. April in Berlin. Heft 15: Das 
Heft verdient hinſichtlich der Nachwuchsfrage beſondere Bedeu 
tung. Staatsſekr. Dr. Freisler ſetzt ſich unter der Aberſchrift 
„Neue Grundſätze für die Ausleſe der Rechtswahrer“ mit der 
neuen Lauſbahnregelung und ihren Grundgedanken ausein 
ander; dabei vertritt er durchaus die Auffaſſungen die ſchon 
immer in der DRZ. zum Ausdruck gebracht worden find. Präſ. 
Dr. Palandt berichtet über den Werdegang des jungen Juriſten 
im nationalſozialiſtiſchen Staat. KR. Dr. Wittland legt die 
Neuregelung der Aſſeſſorenlaufbahn im einzelnen dar. 
Heft 16/17: Erbhc R. Dr. Hopp ſtellt hochintereſſante Zahlen 
zum Erbhofrecht zuſammen. AGR. Friedrich berichtet über den 
weiteren Ausbau des Gemeinſchaftslagers „Hanns Kerrl“. 

Eine überſichtliche Zuſammenſtellung über die neue Beſtim⸗ 

mung zur Ernennung und Entlaſſung von Beamten der Reichs 

juſtizverwaltung gibt LR. Dr. Schröder. 


Juriſti che Rundſchau, Heft 8: Das Zuſammentreffen meb- 
rerer Anterhaltsberechtigter bei der Zwangsvollſtreckung in 
Lohn. und Gehaltsanſprüchen (Stadt R. i R. Burghart). Hy» 
pothekenmoratorium und Verfallklauſel (GA. Dr. Schutte). 


Archiv für Funkrecht, Heſt 4: Neben einer grundſätzlichen 
Betrachtung über die kulturelle Bedeutung des Rundfunks in 
der Vergangenheit und heute von Horſt Dreßler⸗Andres inter ⸗ 
eſſiert beſonders eine Zuſammenſtellung der neuen Beſtim⸗ 
mungen über Rundfunkgebührenerlaß. 


Recht des Reichsnährſtandes, Heft 7: Die Pächterentihul- 
dungsverordnung (GA. a. D. Silcher). Beweispflicht und 
Beweislaſt im Steuerrecht (Reg R. Dr. Metz). i 


Mecklenburgiſche Jeitſchrift für Rechtspflege, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, Verwaltung, Heft 7: Die Zuſatzhypothek (Reg R. Rad- 
loff). Zur Frage der Anterbrechung der Verjährung rechts. 
kärftig feſtgeſtellter e durch erneute Klageerhebun 
(AGR. Dr. Greifer). Einzelfragen des Dienſtſtrafrechts naı 
dem Neichsgeſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums (RA. Dr. Falch). 


Keichsarbeitsblatt, Heft 10: Zur Tätigkeit des Spruchſenats 
für die Arbeitsloſenverſicherung in den Monaten Januar bis 
März 1935. Maßnahmen zum Kampfe gegen die Arbeitsloſig⸗ 
keit in Italien. 
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Danziger Juriſten⸗Zeitung, Heft 4: Der Rechtspfleger im 
Alt⸗Danziger Recht (IJObInſp. Gronau). 


Oſterreichiſche Richterzeitung, Heſt 4: Das Militärſchöffen · 
geſetz (G. Lelewer). 


Nachrichtenblatt über die faſchiſtiſchen Korporationen, Heft 2: 
Die Arbeiten der Korporation des See- und Luftverkehrs. 
Bericht über die korporative und ſyndikale Tätigkeit. 


Deutſches Autorecht, Heft 4: Strafbefugniſſe und Zwangs; 
mittel der motoriſierten Straßenpolizei (Reg R. Dr. Schifferer). 
Schadenserſatzanſprüche e Nee Perſonen (RA. Dr. 
Roß I). Iſt wirklich bei der Bemeſſung des Schmerzensgeldes 
der dem Schuldner aus einer Haftpflichtverſicherung zuſtehende 
Schutz auszuſchalten? (Ein Beitrag zur Auslegung und An⸗ 
wendung des § 847 BGB. von RU. Schrammen). Pflichten 
der Eiſenbahn und der Kraftwagenführer an ſchienengleichen 
Abergängen innerhalb der Bahnhöfe (RbOb R. Dr. Meyer). 


Verkehrsrechtliche Rundſchau, Heft 3: Kauſalität bei Ver⸗ 
kehrsunfällen (KrimKom. Schneider). Heft 4: Die Pflicht des 
Kraftwagenführers zum Zeichengeben im Spiegel der Recht- 
ſprechung (Reg R. Dr. Frieſecke). Verantwortlichkeit des Kraft- 
fahrers bei verkehrswidrigem Verhalten anderer Wegebenutzer 
(StA. Dr. May). Die Strafbarkeit des betrunkenen Fahrers 
nach der Reichsſtraßen⸗Verkehrsordnung (NegAff. Dr. Cremer). 


B. Bücherbeſprechungen | 


Hans Frank: Nationalſozialiſtiſches Handbu Ey 
Recht und Geſetzgebung. Hauptverlag der NSDAP., 
Franz Eher Nachf., München 1935. 1604 Seiten. 


Mit zäher Kraft und unermüdlicher Arbeit iſt der Reichs ⸗ 
A0 el darangegangen, die Vorbedingungen zu ſchaffen, 
daß an Stelle undeutſchen Rechts dereinſt ein Recht der Ehr 
und Wehr, des Bluts und Bodens ſtehen wird, ein Recht, das 
den Segen der Arbeit lehrt, das die Volksgemeinſchaft fördert, 
das dem wahren Frieden nach innen und außen dient, ein 
Recht, das das Volk verſteht: das Deutſche Recht! 
Dieſem Ziele dienen alle Einrichtungen, die für die Förde⸗ 
rung des Rechtes geſchaffen find. Eine Krönung dieſer Ar ⸗ 
beit bedeutet das Nationalſozialiſtiſche Handbuch für Recht 
und Geſetzgebung, auf das die DRZ. 1935 bereits auf den 
Seiten 29, 91 und 97 hingewieſen hat. Seit zwei Jahren 
hat ſich alles um uns grundlegend geändert. In dieſem Werke 
haben wir den feſten Boden, auf dem der Geſetzgeber auf- 
bauen und die Rechtswahrer — vor allem wir Richter und 
Staatsanwälte — weiterarbeiten können. 

Alle Lebensgebiete des Volkes find in ihren Rechts- 

beziehungen umfaſſend und fachkundig dargeſtellt. Zu Mit- 
arbeitern find nationalſozialiſtiſche Kämpfer und ernſte For⸗ 
ſcher im Recht gewählt worden. 
In der Emleitung behandelt der Neichsjuriſtenführer die 
Grundſätze des neuen deutſchen Nechtsdenkens und Rechts- 
wollens. Ihr ſchließen ſich Abhandlungen über national- 
ſozialiſtiſche Grundgedanken vom Recht und Staat an, die über. 
leiten zum Völkerrecht und Staatsrecht. Anſere Stellung 
zum Ausland wurde beherrſcht von den Beſtimmungen des 
Gewaltfriedens von Verſailles. Klar wird der Widerſinn 
herausgearbeitet, der darin liegt, daß Verſailles das Deutſche 
Reich zwar als unabhängigen Staat anerkennt, ihm aber 
die weſentlichſte Grundlage dieſer Unabhängigkeit, die Be 
fugnig, für feine Verteidigung zu ſorgen, aberkennen will. 

Die Verfaſſung von Weimar iſt tot. An ihre Stelle iſt 
kein neues Grundgeſetz getreten, das — wie damals in Wei- 
mar — dem Volke vom grünen Tiſch aus auferlegt worden 
iſt. Im Dritten Reiche Adolf Hitlers wird erſt dann, wenn 
das deutſche Volk und ſeine Führer wiſſen, wie ſie ihr Haus 
am wohnlichſten und am feſteſten errichten, der Neubau in 
ſtaatsrechtliche Formen gekleidet werden. Die Grundlagen 
zu dieſem Bau der Zukunft zeigt uns das Handbuch auf. 

Im Anſchluß an Betrachtungen über die allgemeine Staats- 
verwaltung werden Kulturrecht, Wirtſchaftsrecht, Steuer- und 
Finanzrecht, Arbeits: und Sozialrecht, Verkehrsrecht und Poli- 
zeirecht eingehender Erörterung unterzogen. 

Auch im Bürgerlichen Recht und Handelsrecht werden die 
weſentlichſten Gebiete, die in erſter Reihe einer Neuordnung 
bedürfen, beſprochen. Erwähnt ſeien das Mietrecht, das 
Recht der Ehe, die Beſchränkung der Nachbarrechte, der Schutz 
des gewerblichen und geiſtigen Eigentums, das Bauernrecht, 
das Geſellſchaftsrecht, Wechſelrecht, Seerecht u. a. mehr. 
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Die Grundfragen des Strafrechts und des h 
rensrechts, die jetzt im Vordergund der Geſetzgebungsarbeiten 
ſtehen, find ausführlich erörtert. Jeder Richter und Staats- 
anwalt ſollte dieſe Abhandlungen durcharbeiten, um ſich mit 
dem Geiſt des kommenden Strafrechts vertraut zu machen. 

Zum Schluß werden der Abergang der Juſtizhoheit auf das 
Reich und die von der Bewegung geſchaffenen Einrichtungen, 
die die Bahn für das neue deutſche Recht freimachen ſollen, 
beſprochen, jo vor allem das Reichsrechtsamt der NSDAP., 
der BNS. und die Akademie für Deutſches Recht. 

Nicht beſſer können wir uns für den Kampf ums neue 
Recht und ſeine Anwendung rüſten, als wenn wir uns den 
Inhalt dieſes großangelegten und hervorragend durchgeführ⸗ 
ten Handbuchs zu eigen machen und in der täglichen Arbeit 


zugrunde legen. 
Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultze. 


Die Nechtsſicherheit als Grundlage der Volksgemeinſchaft. 
Von General Hermann Göring, Preuß. Miniſter⸗ 
präſident. (Schriften der Akademie für deutſches Recht, 
herausgegeben von ihrem Präſidenten Reichsminiſter 
Dr. Hans Franck.) 1 XM. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, 
Hamburg 1935. 

Die vorliegende Schrift enthält die Rede des Preuß. Mini⸗ 
ſterpräſidenten Hermann Göring vor der 5. Vollſitzung der 
Akademie für deutſches Recht. An Beiſpielen aus der national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution verſteht es der Miniſterpräſident, 
klar und ſcharf die Aufgaben eines neuen Richtertums zu 
umreißen. Seine von einem ſtarken Gefühl für das natür⸗ 
liche Rechtsempfinden des Volkes durchdrungene Rede läßt un⸗ 
mißverſtändlich den Standort erkennen, von dem aus ein 
neues nationalſozialiſtiſches Recht auszugehen haben wird. 
Im übrigen verweiſen wir auf die eingehende Würdigung der 
Rede in DRZ. 1934, Heft 12, Seite 346. 


Schutz des Volkes oder des Rechtsbrechers? Feſſelung des 
Verbrechers oder des Richters? Von Staatsſekretär Dr. 
Roland Freisler. Schriften der Akademie für deutſches 
Recht. Sonderdruck Nr. 2. 

Der Verfaſſer kennzeichnet den Inhalt der Sa, dahin, 
er enthalte einiges über das zweckmäßige Maß der Bindung 
des Richters an geſetzliche Straftatbeſtände. In Wirklichkeit 
bringt er weſentlich mehr. Er geht davon aus, daß das 
Ziel aller Strafrechtspflege, das Hindurchdringen zur materi- 
ellen Gerechtigkeit, mit der 1 des Richters an ge⸗ 
ſchriebenen Geſetzesworten nicht erreicht werden könne. In 
einem Staatsweſen, das von der nationalſozialiſtiſchen Welt ⸗ 
anſchauung beherrſcht wird, iſt das Anrecht nicht rein äußerlich 
die Zuwiderhandlung gegen einen Geſetzesbefehl, ſondern der 
Angriff auf die Volksgemeinſchaft und ihre ſittliche Lebens 
ordnung. Am in jedem Falle das Richtige zu finden, muß 
ſich der Richter in die Seele und das Gewiſſen des Volkes als 
den Arquell des Rechts verſenken. Der feſtumſchriebene Straf 
tatbeſtand darf ihn dabei nicht einengen. Eine hohe Aufgabe 
und ein hohes Ziel! Seien wir Richter uns bewußt, daß nur 
Perſönlichkeiten von beſonderer Feſtigkeit und Stärke dieſe 
neuen Wege mit Erfolg beſchreiten werden 

Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultze. 


Grotefend, Geſetzgebungsmaterial, Deutſche Reichs und 
Landesgeſetze, Verordnungen und Verfügungen, heraus- 
gegeben von Dr. Diepgen, Senatspräſident, neu geordnet 
nach Geſetzesmaterien. Verlag L. Schwann, Duͤſſeldorf. 
Grundwerk (Geſetzesmaterie vom 1. Januar 1934 an) 
18 RM., weitere Lieferungen 5 Pf. pro Blatt. 

Die feit beinahe 60 Jahren beſtehende älteſte und um- 
faſſendſte Geſetzesſammlung erſcheint nach dem bewährten Loſe⸗ 
Blatt⸗Syſtem, ſeit 1. Januar 1935 auch wieder als Heft⸗ 
ausgabe. Die Sammlung erſetzt die einzelnen Geſetzesaus⸗ 
gaben ſowie die zahlreichen Geſetzes⸗ und Verordnungsblätter, 

inifterial- und Behördenblätter, enthält ein chronologiſches 

und alphabetiſches Regiſter und außerdem eine ſyſtematiſche 
Inhaltsüberſicht. Seiner Beſtimmung gemäß gc et Grote; 
fend auf Kommentierung, faßt aber alle zu einer Materie ge 
hörenden Geſetze und Verordnungen zuſammen. Die Vor ⸗ 
züge von Grotefend ſind ſeit Jahrzehnten allgemein anerkannt. 
an ein unentbehrliches Nachſchlagewerk für jeden Redhts- 
wahrer. 


Deutſche Reichsgeſetze. Sammlung der 96 wichtigſten Geſetze 
auf dem Gebiete des Staats“, Zivil-, Straf⸗ und Ber⸗ 
fahrensrechts für den täglichen Gebrauch. Herausgegeben 
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von Dr. Heinrich Schönfelder, Amtsgerichtsrat in 

Dresden. 4., vollkommen neubearbeitete Auflage. Mün⸗ 
en und Berlin 1935. C. H. Beck. Leinenband 14,50 RM. 
oſeblattausgabe. 


Dieſes Kompendium der für Studium und Praxis wichtig- 
ſten Reichsgeſetze iſt ſoeben als Loſeblattausgabe erſchienen. 
Der Inhalt, um 17 neue Geſetze vermehrt, wurde durch reſt⸗ 
loſe Einarbeitung der ganzen Fülle von Anderungen in die Ge⸗ 
ſetzestexte vollſtändig bereinigt. Die Anmerkungen, die alle 
Geſetzesänderungen nachweiſen und auf alle wichtigen außer⸗ 
halb des Buches liegenden Rechtsſätze hinweiſen, wurden noch 
weſentlich vermehrt. Die Handlichkeit iſt trotz der Vermehrung 
des Amfangs gewahrt. Die Vereinigung von öffentlichem und 
„Juſtizrecht“, wie fie in dem Werke geboten wird, entſpricht 
einem beſonderen Bedürfnis a Zeit, die ſich anſchickt, 
eine ſtarke Rechtseinheit zu ſchmieden. 


Jahrbuch des Deut chen Rechts. Neue Folge, 2. Band, 1. Heft. 
Herausgeber Dr. Schlegelberger, Dr. Hoche, 
Staud. Preis 7,60 RM. 

Im gewaltigen Neubau des Rechtes iſt das Jahrbuch, das 
in gedrängteſter Form über Geſetzesentwicklung, neue Recht ; 
ſprechung und wiſſenſchaſtliche Neuerſcheinungen unterrichtet, 
ein getreuer Führer. Das 1. Heft des 2. Bandes der neuen 
Folge berichtet über die Rechtsentwicklung bis Ende 1934. 
Auch in dieſem Hefte ſind — treffliche Verbeſſerungen der 
neuen Folge — den Hauptabſchnitten Einführungen aus be⸗ 
rufener Feder vorangeſtellt. 

Beſonders reich und wertvoll ſind u. a. die Abſchnitte über 
Grundſätze, Aufbau und Verwaltung des nationalſozialiſtiſchen 
Staates, Bauernrecht, Geſetz gegen gefährliche Gewohnheits⸗ 
verbrecher und die Teile des Abſchnittes über Verfahrensrecht, 
die ſich mit der Zwangsvollſtreckung befaſſen. 

Landgerichtsrat Dr. Scheffler. 


Paul RNitterbuſch, Idee und Aufgabe der Reichs 
univerſität. Heft 8 der Schriftenreihe: Der Deutſche 
Staat der Gegenwart von Carl Schmitt. Hanſeatiſche 
Verlagsanſtalt, Hamburg. 

Die Schrift zeigt, wie ſich die deutſche Wiſſenſchaft, nur 
der Göttin Vernunft opfernd, von Volk und Leben entfernt 
hat. Man denkt an das Schickſal des Griechenvolks, deſſen 
Wiſſenſchaft im Dienſte des reinen Denkens Weltgeltung ge⸗ 
wonnen, aber das Volk als Macht hat untergehen laſſen. An 
die Stelle des Aniverſalismus der Vernunft ſoll bei uns die 
Wahrheit und Wirklichkeit des deutſchen Geiſtes in ſeiner 
Artgebundenheit und Artbeſtimmtheit als Raſſenſeele und 
Naſſengeiſt treten. Die Reichsuniverſität will unſer geiſtiges 
Leben erneuern, die Aniverſität des neuen geiſtigen Reiches ſein. 

Landgerichtspräſident Dr. Ernſt, Frankfurt a. d. O. 


Karl Auguſt Eckhardt, Das Studium der Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft, Heft 11 der Schriftenreihe: Der Deutſche Staat 
der Gegenwart von Carl Schmitt. Hanſeatiſche Ver⸗ 
lagsanſtalt, Hamburg. 

Wer das Weſen der neuen Studienordnung, den Zweck der 
Reform und die ihr dienenden Mittel kennenlernen will, muß 
dieſe Schrift leſen. Sie enthält die Richtlinien des Reichs 
wiſſenſchaftsminiſteriums nebſt dem alle Vorleſungen umfaſſen⸗ 
den und einordnenden Semeſterplan und bringt im Anſchluß 
daran das Referat Eckhardts im BNS. vom 21. Dezem⸗ 
ber 1934. Als Sachbearbeiter im Reichswiſſenſchaftsmini⸗ 
ſterium iſt er der berufene Verkünder der neuen Grundſätze. 
Er unterzieht ſich dieſer Aufgabe mit der ganzen Lebhaftigkeit 
eines Kämpfers für neues Leben. 

Landgerichtspräfident Dr. Ernſt, Frankfurt a. d. O. 


Sattelmacher, Die jiuriſtiſchen Staatsprüfungen, 
Prüfungseinrichtungen, Verfahren und Anforderungen, 
zugleich eine Anleitung zur Anfertigung von Prüfungs- 
arbeiten. 2. Auflage. 

Die Aufgabe der Schrift kann am beſten mit den eigenen 
Worten des Verfaſſers im Vorwort gekennzeichnet werden: 
„Die Schriſt will dem Studenten wie dem Referendar die 
Ziele zeigen, welche die Prüfungen verfolgen, ihnen Auskunft 
geben über den Gang des Prüfungsverfahrens, die Zuſam⸗ 
menſetzung und die Aufgaben der Prüfungsämter, über die 
anzuwendende Prüfungsmethode, die Grundſätze, nach denen 
die einzelnen Prüfungsleiſtungen bewertet werden, und damit 
zugleich über die Anforderungen, die in den Prüfungsarbeiten 
m in, der mündlichen Prüfung an die Prüflinge geftellt 
werden. 
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Diefe Aufgaben zu erfüllen, ift dem Verfaſſer im höchſten 
Maße gelungen. Befonders die Beſprechung der einzelnen 
Prüfungsleiſtungen enthält für den Kandidaten eine Fülle der 
wertvollſten Anregungen. So kann dieſes Buch des lang; 
jährigen Vizepräſidenten des Landesprüfungsamtes nicht warm 
genug empfohlen werden. 

Vizepräſident Dr. Reuthe, Celle. 


Gerichtliche Medizin und Kriminaliſtik im Handbuch der 
biolog. Arbeitsmethoden, herausgegeben von Geh. Med.- 
Nat Prof. Dr. Emil Abderhalden (Lieferung 437; 
Verlag Urban u. Schwarzenberg, Berlin⸗Wien 1934). 

Die Schrift, in der Aufſätze von Schönberg-Bajel, Buhtz⸗ 
und Schwarzacher⸗Heidelberg, Walcher-Halle und Widmark⸗ 
Lund, über wichtige Anterſuchungsmethoden in der Krimi- 
naliſtik enthalten ſind, iſt nicht nur für den Gerichtsmediziner 
und den Kriminaliſten, ſondern auch für den Strafrechtler 
intereſſant und lehrreich. Durch den Fortſchritt der Anter⸗ 
ſuchungsmethoden iſt eine ſchnellere und wirkſamere Ver 
brechensbekämpfung und aufklärung möglich geworden. 
Weiteſte Verbreitung der lehrreichen Schrift — auch in den 
Büchereien der Behörden — iſt zu wünſchen. . i 

Staatsanwaltſchaftsrat Dombrowski, Berlin. 


Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt An⸗ 
hang (Entlaſtun sgeſetze). Handkommentar unter be ⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen oberſter Ge- 
richte. Begonnen von Dr. R. Sydow. Weiterbearbeitet 
von Dr. L. Buſch, weil. Reichsgerichtsrat. 21. Auflage, 
fortgeführt von Dr. Walter Krantz, Landgerichtspräſident, 
und Franz Triebel, Senatspräſident beim Reichsgericht. 
1. Band: Einführungsgeſetz u. ZPO, 88 1—703. 1935. 
Verlag Walter de Gruyter & Co., Berlin W 10 und 
Leipzig. Geb. 14 RM. Subfkriptionspreis für beide 
Bände 26 RM. bis zum Erſcheinen von Band 2 (voraus- 
ſichtlich im April). 

Die neue Auflage bringt die ZPO. und den zugehörigen 
Teil des GBG. in der ab 1. Januar 1935 geltenden Faſſung. 
Die Rechtſprechung iſt bis in die neueſte Zeit berückſichtigt. 
Veraltete Entſcheidungen und ſolche, die von weniger grund- 
ſätzlicher Bedeutung ſind, ſind ausgeſchieden, dagegen ſind auch 
nicht veröffentlichte Reichsgerichtsentſcheidungen aufgenommen 
worden. 

In der neuen weſentlich verbeſſerten Auflage wird die be⸗ 
kannte Handausgabe ihren alten Rang als zuverläſſiges Er⸗ 
läuterungsbuch neu befeſtigen und zu den alten Freunden viele 
neue hinzuerwerben. 


Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, o. Profeſſor an der 
Aniverſität Jena, Mitglied der Akademie für Deutſches 
Recht: Die Fortſchritte des Zivilrechts im 19. Jahr⸗ 
hundert. Ein Aberblick über die Entfaltung des Privat- 
rechts in Deutſchland, Oſterreich, Frankreich und der 
Schweiz. 2. Teil. Die Entwicklung des Bodenrechts von 
der franzöſiſchen Revolution bis zur Gegenwart. 2. Hälfte: 
Die Entwicklung des formellen Boden ⸗ 
rechts mit einem Anhang: Bodenrecht und neue 
Zeit. Berlin 1935. Carl Heymanns Verlag. 406 Seiten. 
Preis 24 RM. 


Mit dem vorliegenden Werk hat der Verfaſſer die Arbeit, 
die er mit dem 1910 erſchienenem Bande über die Neuordnung 
des Verkehrslebens begonnen und dem 1930 herausgekomme ; 
nen über das materielle Bodenrecht fortgeſetzt hatte, rühmlichſt 
weitergeführt. Im Hauptteil ſchildert er die Entwicklung des 
formellen Bodenrechts, alſo im weſentlichen die des Grund ; 
buchrechts, in den obengenannten vier Ländern. Er zeigt die 
für dieſe Entwicklung maßgebenden Kräfte auf, ihre Zufam- 
menhänge mit der geiſtesgeſchichtlichen Entwicklung, den fie 
tragenden Aang wirtſchaftlichen, ſoziologiſchen und 
politiſchen Anſchauungen. Der Anhang verbindet das hiſtori⸗ 
ſche Werden der Vergangenheit mit dem machtvollen Geſchehen 
der Gegenwart und klingt aus mit der die lebende und die 
kommenden Juriſtengenerationen, beglückenden Ausſicht, daß 
ihnen es vorbehalten fei, die zahlreichen Aufgaben, welche das 
19. Jahrhundert als „Jahrhundert der Zwieſpältigkeit“ nicht 
hat meiſtern können, einer Löſung nach großen und einheit- 
lichen Geſichtspunkten entgegenzuführen. 


Das auf umfoſſenden gelehrten Forſchungen und einer ideen. 
reichen Verknüpfung ihrer Ergebniſſe beruhende Werk bietet 
auch dem Praktiker des Rechts mannigfaltige, fruchtbare An ⸗ 
regungen. And für jeden, der an dem Aufbau neuen Rechts 
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mithelfen will, insbeſondere für die Zellenarbeit im VINSDT,, 
iſt es unentbehrlich. 
AG. u. LER. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoemwel, Magdeburg. 


Dr. A. Meiſe: Zivilrechtliche Probleme der Organgeſell⸗ 
a Carl Heymanns Verlag. Berlin 1935. Preis 


Eine im Dezember 1934 vollendete Anterſuchung von Grund⸗ 
fragen eines rechtlichen Sondergebiets, die weder die Ein⸗ 
wirkung nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung auf die Findung 
des geltenden Rechts erwägt noch Gedanken über eine Rechts⸗ 
erneuerung enthält. Dies iſt um ſo bedauerlicher, als die 
Verfaſſerin durch die ſonſt gründliche Erörterung der Streit⸗ 
fragen über Rechtsnatur, Begründung, Auflöſung des Organ⸗ 
verhältniſſes ſowie die Beachtlichkeit der eigenen Rechtsperſön⸗ 
lichkeit der Organgeſellſchaft im Rechtsverkehr auch dem Prak⸗ 
tiker manche Anregung bietet. Kammergerichtsrat Saſſe. 


Das neue Schiedsvertragsrecht. Von Dr. Fritz Waldow. 
Carl Hinſtorffs Verlag. Roftod 1934. 

Eine durch die neue Geſetzgebung auf dieſem Gebiete not⸗ 
wendig gewordene Ergänzung der Arbeiten von v. Staff, 
Baumbach und Goerrig. Zu dem W e Haupt⸗ 
problem wird aus dem Geiſte des neuen Rechts heraus Stel- 
lung genommen. Mit Recht weiſt der Verfaſſer darauf hin, 
daß die neuen geſetzgeberiſchen Maßnahmen die ablehnende 
Haltung des nationalſozialiſtiſchen Staates gegenüber den 
Schiedsgerichten erkennen laſſen. 


Landgerichtspräſident Schmidt, Hamburg. 


Die Einwendungen des Schuldners nach dem neuen Wechſel⸗ 
und Scheckgeſetz. Von Dr. jur. Rudolf Gähler. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1935. 92 Seiten. Preis 
kart. 4 RM, 

Die Arbeit erörtert in umfaſſender und überſichtlicher Weile 
die ſämtlichen Einwendungen, die der Schuldner gegen die 
Inanſpruchnahme aus dem Wechſel oder dem Scheck erheben 
kann. Schrifttum und Rechtſprechung zur bisher geltenden 
Wechſelordnung find dazu herangezogen worden. m einzel 
nen iſt naturgemäß eine Stellungnahme zu den Anſichten des 
Verfaſſers hier nicht möglich; es ſei nur hervorgehoben, daß er 
entgegen der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts den 
Einwand des mangelnden Begebungsvertrages gegenüber dem 
gutgläubigen Dritterwerber auch für das neue Wechſelgeſetz 
durchgreifen laſſen will. Durch die zuſammenfaſſende Be⸗ 
trachtung der verſchiedenen Arten von Einwendungen iſt die 
Arbeit recht lehrreich. 

Oberlandesgerihtsrat Dr. Münzel, Kaſſel. 


Dr. Hans Dölle, Lehrbuch des Reichserbhofrechts. 
C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung, München und 
Berlin 1935. 

Anter den wenigen bisher erſchienenen ſyſtematiſchen Dar⸗ 
ſtellungen des Reichserhofrechts muß Dölles Lehrbuch der 
erſte Platz eingeräumt werden. Mit wiſſenſchaftlicher Gründ- 
lichkeit, unter Heranziehung von Rechtſprechung und Litera⸗ 
tur, insbeſondere auch der Stellungnahme der Deutſchen 
Richterzeitung, werden die einzelnen Gebiete erſchöpfend be⸗ 
handelt. Dabei führt Dölle in konſequenter Folgerung den 
Grundſatz durch, daß es ſich beim Erbhofrecht um „die rechtliche 
Geſtaltung einer eigengeſetzlichen ebensordnung“ handelt, 
die von völlig anderen Grundideen beherrſcht wird als das 
materialiſtiſch⸗individualiſtiſch orientierte bürgerliche Recht. 
Dieſer deutſchrechtliche Grundſatz kann nicht genug betont wer- 
den. Von beſonderem Intereſſe find daher feine Ausführungen 
über die Erbfolge kraft Anerbenrechts; ſie werden weſentlich 
mit zur Klärung der Sen jagen erade auf dieſem Ge⸗ 
biet beitragen, zumal hier die lichten in Literatur und 
Rechtſprechung noch ſehr voneinander abweichen. 

Amtsgerichtsrat Hahn, Dorum. 


Entſcheidungsſammlung „Rechtſprechung in Erbhoſſachen“. 
Von den Sachbearbeitern des Juſtizminiſteriums, Mini- 
ſterialrat Dr. Werner Vogels und Erbhofgerichtsrat 
und Oberlandesgerichtsrat Dr. Karl Hopp. Induſtrie⸗ 
verlag Spaeth & Linde, Berlin W 35, der auch über die 
Beziehungsbedingungen Auskunft gibt. 

An 500 Entſcheidungen, die aus tauſenden ausgewählt ſind, 
umfaßt das Sammelwerk, auf das ſchon im Se 1934 der 
DRZ. hingewieſen wurde, heute. Aus der e der 
Erbhofgerichte und des Reichgerhofgerihts, die hier ihren 
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Niederſchlag geſunden hat, läßt ſich eine zuverläſſige und be- 
gründete Stellungnahme zu allen wichtigen und immer 
wieder auftauchenden Streit- und Zweifelsfragen heraus- 
leſen. Leitſätze und ſachkundige Anmerkungen mit Schrifttums ⸗ 
inweiſen zu jeder Entſcheidung, gegebenenfalls auch kritiſche 
emerkungen, die Einordnung jeder Entſcheidung unter der 
zugehörigen Vorſchrift des Geſetzes bzw. feiner Durch⸗ 
führungsverordnungen in Loſe-Blatt⸗Ordner erleichtern die 
Arbeit mit dieſer Sammlung ſehr. 

Pünktlich jeden Monat werden in einer neuen Lieferung die 
letzten Entſcheidungen mitgeteilt, ſo daß man ſtets auf dem 
laufenden bleibt. 


Die Geſetze über die Angelegenheiten der Freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit für das Reich und Preußen. Kommentar 
von Dr. Dr. Schlegelberger, Staatsſekretär im 
Reichsjuſtizminiſterium, Honorarprofeſſor an der Ani⸗ 
verſität Berlin. 4., vollſtändig neubearbeitete Auflage. 
Carl Heymanns Verlag, Berlin 1934/35. Preis Band 1 
30 RM., Band 2 30 RM. 

Im Zivilprozeßrecht fühlen ſich Richter und Anwalt zu 
Haufe und für Zweifelsfragen ſtehen ihnen zahlreiche Cr- 
läuterungswerke und Entſcheidungsſammlungen zur Ver⸗ 
fügung. Anders bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit. So 
kurz und einfach das FGG. ausſieht, ſo ſchwierig iſt ſeine 
Anwendung auf das ſchier unüberſehbare Gebiet des ſach⸗ 
lichen Rechtes, für das es gilt. Nicht bloß der „Normal- 
juriſt“ wird ſich kaum mit dem bloßen Geſetzestext an eine 
Frage dieſer Materie herantrauen, ſondern auch der aus⸗ 
gekochte Spezialiſt, ſei es Richter, Notar oder Anwalt, muß 
ich faſt immer erſt mühſam vergewiſſern, ob er nicht doch das 

eueſte an Geſetzen oder Entſcheidungen überſehen hat, und 
das koſtet unverhältnismäßige Zeit und Mühe. Da iſt die 
große Freude verſtändlich, mit der die neue Auflage des Stan- 
dardwerkes über das Formalrecht der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit allſeitig begrüßt wird. Sieben Jahre ſeit der vorigen 

Auflage ſind eine lange Zeit, und wir wiſſen aus den immer 

dicker werdenden Geſetzſammlungen, was alles ſich ſeitdem ge⸗ 

ändert hat. Mit der gewohnten Amſicht, Zuverläſſigkeit und 
tiefſchürfenden Gründlichkeit hat der Verfaſſer Geſetzgebung, 

Schrifttum und Rechtſprechung geſichtet und verarbeitet. So 

wird das Buch weiterhin auch in der neuen Auflage als das 

unentbehrliche Rüſtzeug auf dem Arbeitstiſch jedes einſchlägig 
tätigen Wahrers am Rechte ſeinen Platz behaupten. 
Senatspräſident Krieg, Berlin. 


Das Schriftleiterge etz. Von Miniſterialrat Dr. Schmidt; 
Leonhardt und GerAſſ. Dr. Ga ſt. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 8 RM. 

Durch das Schriftleitergeſetz hat der Beruf des Schrift ⸗ 
leiters einen amtsähnlichen Charakter erhalten. Während 
früher jeder, der ſich mit Recht oder Anrecht zum Schriftleiter 
berufen fühlte, in den Zeitungen ſchreiben konnte, darf im 
nationalſozialiſtiſchen Staat nur der Schriftleiter ſein, der die 
Vorausſetzungen des § 5 des genannten Geſetzes erfüllt und 
demgemäß in die Berufsliſte der Schriftleiter eingetragen 
wird. Aber auch nach der Eintragung wird ſeine Tätigkeit 
überwacht. Im ehrengerichtlichen Verfahren kann ſogar die 
Löſchung in der Berufsliſte verfügt werden. 

Die Berufsgerichte der Preſſe haben daher eine große und 
überaus verantwortliche Aufgabe zu erfüllen. Der Kommen 
tar zu dem Schriftleitergeſetz von Schmidt⸗Leonhardt⸗Gaſt iſt 
ein treuer Berater nicht nur der Berufsgerichte, ſondern er 
der Schriftleiter und Verleger. Wird der Kommentar do 
häufig als die authentiſche Interpunktion des Geſetzes be⸗ 
zeichnet. Er iſt für alle Beteiligten unentbehrlich. 

Vizepräſident des Kammergerichts Goetſch. 


Schaeffers Grundriß des Nechts und der Wirtſchaft. BGB. 
Allg. Teil des Rechts der Schuldverhältniſſe. Von Ober- 
landesgerichtsrat i. R. Schaeffer und Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Dr. Wiefels. 70—72 Auflage. Im Schaeffer⸗ 
Verlag, Leipzig 1935. Kart. 2,50 RM. 

Der Grundriß zeichnet ſich, wie alle Schaefferbände, durch 
eine überſichtliche Darſtellung aus, jedoch hat auch in dieſer 
mit zahlreichen Rechtſprechungszitaten verſehenen Auflage die 
Rechtſprechungsbeilnge der DRZ. noch keine Berückſichtigung 
gefunden. Die ee Entwicklung der Geſetz⸗ 
gebung und Rechtſprechung (3. B. der Geldverhältniſſe von der 
Vorkriegszeit an, der Aufwertungsrechtſprechung) macht das 
Werk beſonders wertvoll. 

Landgerichtsrat Dr. Eichhorn, Berlin. 
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Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtſchaft. 6. Band, 
1. und 2. Teil, „Zivilprozeßordnung nebſt Gerichts. 
verfaſſungsgeſetz“, herausgegeben von Oberlandesgerichts⸗ 
rat i. R. C. Schaeffer, Mitglied der Akademie für 
Deutſches Recht, und Oberlandesgerichtsrat Dr. 9. 
Wie fels in Düſſeldorf. 

Der Referendar: Der neue Schaefferſche Grundriß gibt 
gerade dem in der praktiſchen Ausbildung befindlichen Juriſten 
ein begrüßenswertes Mittel an die Hand, ſich in den Bahnen 
einer kurzen und klaren Syſtematik über die Neuerungen auf 
dem ſo wichtigen Gebiet des Zivilprozeßrechts ſchnellſtens 
informieren zu können. Der Jungjuriſt ſpart durch die Be⸗ 
nutzung dieſer Grundriſſe Zeit und Geld, über die er gerade in 
der heutigen Zeit vielſeitiger Belaſtung nur in kärglichem 
Maße verfügt. 

„Der Ausbilder: Auch dieſe beiden neuen Schaeffer⸗Bände 

ſind wertvolle Hilfsmittel, die — als ſolche richtig benutzt — 

eine gründliche, den Zuſammenhang wahrende und überficht- 
liche Wiederholung des Geſamtſtoffes ermöglichen. Die Syſte⸗ 
matik der Schaefferſchen Grundriſſe gewährleiſtet, daß der 

Referendar oder Student ſich einmal wieder das Befamt- 

ebiet vergegenwärtigt. Hierin liegt ein nicht zu unter ⸗ 
ſchethender erzieheriſcher Wert. Der Inhalt der Grundriſſe 
entſpricht dem neueſten Stand von Geſetz und Rechtſprechung, 
bringt insbeſondere die neueſten Beſtimmungen des Zwangs- 
vollſtreckungsrechts. Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kaſſel. 


Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft. Heraus- 
egeben von Oberlandesgerichtsrat i. R. C. Schaeffer, 
itglied der Akademie für Deutſches Recht, Heft 13° b. 
„Die Steuergeſetze vom 16. 10. 1934“, Fortſetzung von 
Heft 13° a, von Konſul i. R. Dr. Bro de in Wiesbaden. 
Dieſer neue Schaeffer⸗Grundriß, der als ein Leitfaden zum 
Verſtändnis der neuen Steuergeſetze zu werten iſt, füllt eine 
fühlbare Lücke aus. Die überſichtliche und anſchauliche Dar- 
ſtellung des Inhalts der neuen Steuergeſetze wird nicht nur 
dem Lernenden, alfo dem Studenten und Referendar, ein 
gutes Lehrmittel, ſondern darüber hinaus jedem Praktiker ein 
wertvolles Hilfsmittel zur Einführung in die Steuergeſetze 
ſein. Iſt es doch ſo, daß der Gerichtsjuriſt, abgeſehen von 
Spezialiſten, den Steuerfragen in der Regel recht hilflos gegen · 
überſteht. Gerade darum wird auch der Praktiker dieſen neuen 
Grundriß, der ihm in angenehmer Weiſe eine Einarbeitung 
ermöglicht, ſehr begrüßen. 
Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kaſſel. 


Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft. Heft 19. 
„Neues Arbeitsrecht, insbeſondere das Geſetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit.“ Von Dr. Herſchel, Profeſſor 
am Staatl. berufspädagogiſchen Inſtitut Berlin, Abt. 
Köln, und Dr. Bergemann, Regierungsrat im 
Preuß. Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 2. durch⸗ 
geſehene und ergänzte Auflage. Leipzig 1935. 1,50 RM. 

Da die Schaeffer⸗Bände infolge ihrer großen Beliebtheit 
einen raſchen Abſatz finden, iſt es ihnen möglich, ſtets durch 

Neuauflagen mit dem Tempo unſerer ſtändig im Fluß befind⸗ 

lichen Rechtsentwicklung Schritt zu halten. In der 2. Auflage 

des „Neuen Arbeitsrechts“, deſſen Bedeutung bei feinem Er- 
ſcheinen in der DRZ. (1934 S. 222) bereits eingehend ge⸗ 
würdigt worden iſt, find die bis Ende 1934 erlaſſenen Geſetze 
und Verordnungen berückſichtigt worden, ſo daß jetzt nur noch 
die 9. u. 10. DO. (v. 15. 2. u. 4. 3. 1935) zum AO., die 

Anderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes v. 20. 3. 1935 und der 

Erlaß über die Eingliederung der Organiſation der gewerb⸗ 

lichen Wirtſchaft in die Deutſche Arbeitsfront v. 21. 3. 1935 

als Ergänzung heranzuziehen ſind. Der neuen Auflage iſt der 

gleiche Erfolge zu wünſchen wie der erſten. 
Landgerichtsrat Dr. Eichhorn, Berlin. 


„Die Steuerreform 1934“ Reichsgruppe Induſtrie⸗Steuerabtei⸗ 
lung. Verlag Vahlen, Berlin. 

Das Werk enthält eine vollſtändige fachmänniſche Darſtellung 
der neuen Steuergeſetze mit Text, kann auch vom Standpunkte 
des Praktikers allen wärmſtens empfohlen werden, die ſich zu- 
verläſſig über das Weſentliche und die leitenden Grundſätze der 
nationalſozialiſtiſchen Steuerreform unterrichten wollen. Dieſes 
Ziel iſt trotz des umfangreichen Stoffes und der dadurch ge 
botenen Beſchränkung auf das Weſentliche vorbildlich erreicht. 
Empfehlenswert erſcheint, künftig Zitate der DR., ſoweit 
ſteuerlich von Belang, mit anzuführen. 

Oberregierungsrat Dr. Deetjen, Leipzig. 


